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Nach dem Urteil oberster 
Gerichtshöfe rollt eine Um­
wandlungswelle von Miet- 
in Eigentumswohnungen

Am 30. Juni 1992 hatte der Gemeinsame 
Senat der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes zur Umwandlung von Altbauten 
in Eigentumswohnungen folgendes Ur­
teil gefaßt: „Wohnungen und sonstige 
Raume in bestehenden Gebäuden kön­
nen auch dann im Sinne von §3 Abs. 2 
Satz 1 WEG in sich abgeschlossen sein, 
wenn die Trennwände und Trenndecken 
nicht den Anforderungen entsprechen, 
die das Bauordnungsrecht des jeweiligen 
Bundeslandes aufstellt.“ Diese Ent­
scheidung hat mit der vor drei Jahren 
wm Bayerischen Verwaltungsgericht 
und vom Bundesverwaltungsgericht ge­
billigten „Münchner Praxis“ Schluß 
gemacht, mit bau rechtlichen Mitteln die 
Umwandlungsspekulation auszubrem­
sen. Seit diesem Urteil rollt eine Um­
wandlungswelle in der Bundesrepublik 
an. Von den Mietervereinen wird davon 
ausgegangen, daß die größte Mieterver­
treibung seit der Nachkriegszeit einset­
zen wird — wenn nicht noch ein gesetzli­
ches Umwandlungsverbot erreicht wird. 
Es sei nicht nur zu erwarten, daß schlag­
artig die Wohnungen umgewandelt wer­
den, die seit 1989 „zurückgehalten“ 
wurden. Vielmehr steht zu befürchten, 
daß in ganz hohem Maße Umwandlun­
gen „auf Vorrat“ vorgenommen wer­
den. In Großstädten wie München wird 
davon ausgegangen, daß rund 500000 
Mieterinnen und Mieter davon betroffen 
sein werden. Erfahrungsgemäß geheni

! . nut der Umwandlung in Eigentumswoh­
nungen Modernisierungen mit entspre­
chenden Mieterhöhungen, sonstige er­
hebliche Mietsteigerungen und vor al­
lem Kündigungen wegen Eigenbedarfs 
einher. Da die Bundesregierung sich bis­
her geweigert hat, eine gesetzliche Re­
gelung in der Frage der Abgeschlossen­
heitsbescheinigung und der Umwand­
lung herbeizuführe, muß jetzt massiver 
Druck auf den Gesetzgeber ausgeübt 
werden, um zu retten, was noch zu retten 
ist. Seit fast einem halben Jahr gibt es ei­
nen als Bundesratsinitiative der Stadt 
Hamburg eingebrachten Gesetzentwurf, 
der vom Bundesrat einstimmig beschlos­
sen, von der Bundesregierung jedoch 
strikt abgelehnt wurde.

Die FDP — die weitgehend die Woh­
nungspolitik bestimmt — hat auf ihrem 
42. Bundesparteitag im November 1991 
„Thesen liberaler Wohnungspolitik“ 
beschlossen. Die Wiederherstellung des 
Rechts auf Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen wird darin direkt 
gefordert. Auf diesem mieterfeindlichen 
Kurs will die FDP und mit ihr die Bun-
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Mietwohnungen: Verbot 
von Umwandlungen nötig
desregierung erreichen, daß der Anteil 
privaten Wohneigentums steigt. Dieser 
Anteil sei noch unter 40 Prozent in den 
alten Bundesländern und damit niedriger 
als bei unseren westeuropäischen Nach­
barn. Schon in der Regierungserklärung 
des Bundeskanzlers von 1983 wurden 50 
Prozent Wohneigentum angepeilt und 
bis heute immer noch nicht erreicht.

Wer profitiert nun am stärksten vom 
spekulantenfreundlichen Kurs der Bun­
desregierung in Sachen Umwandlung? 
Die mögliche Nutzung eines Hauses be­
stimmt den Verkaufswert. Ist nur eine 
Wohnraumnutzung möglich, dann 
orientiert sich der Verkaufspreis an ei­
nem Vielfachen des Jahresmietertrags. 
Ist dagegen eine gewerbliche Nutzung 
oder gar eine Umwandlung und ein Ver­
kauf als Eigentumswohnung möglich, 
dann liegt der Verkaufspreis eines Hau­
ses wesentlich höher. Das kommt zu­
nächst einmal dem Hausbesitzer zugute, 
der sein Mietshaus an einen professio­
nellen Umwandler verkauft. Der Um­
wandler schlägt auf den Kaufpreis noch 
einmal durchschnittlich mindestens 
1000 DM je Quadratmeter drauf. Nach 
den Berechnungen des Deutschen Mie­
terbundes (DMB) liegen die Bruttoge­
winne der Umwandler zwischen 70000 
und 100000 DM pro Wohnung. Insge­
samt verteuert die Umwandlung in Ei­
gentumswohnungen die Preise der Woh­
nungen gegenüber Mietertragsobjekten

um durchschnittlich 1500 bis 2000 vollständig auf die Mieter abgewälzt. 
DM/qm. Die spekulationsbedingte Nach Angaben des Münchner Oberbür- 
Preissteigerung übt bei vermieteten Ei- germeisters solleninMünchen/Neuper- 
gentumswohnungen einen ungeheuren lach fest 600 Mietwohnungen in Eigen- 
Druck auf die Mietpreise aus und führt tumswohnungen umgewandelt werden, 
nicht selten zu vorgetäuschten Eigenbe­
darfskündigungen, um die Wohnungen richterlichen Entscheidung flatterte den 
leer zu bekommen, um zu Wuchermie- ~ 
ten neu vermieten zu können.

Dieses Gerichtsurteil hat auch mittel- gender Hiobsbotschaft: „Für einen Teil 
fristig direkte Auswirkungen auf den 
Sozialwohnungsbestand. Dieser Be­
stand wird jährlich um zigtausende 
Wohnungen dezimiert, weil die Bindun­
gen auslaufen und keine adäquaten Maß­
nahmen dagegen ergriffen werden. So 
wurde z. B. im Frühjahr 1990 die Neue 
Heimat Bayern mit über 33000 Woh­
nungen für 960 Mio. DM an die Firma 
Döblinger verkauft und damit die einma­
lige Chance vergeben, diesen Sozial­
wohnungsbestand in einer Auffangge­
sellschaft des Landes und der Kommu­
nen — für 600 Mio. DM — zu halten. 
Wurden damals noch maßvolle Mieter­
höhungen aufgrund sinnvoller Moderni­
sierungen versprochen, sehen sich heute 
zum Beispiel 1235 Mieterfamilien in 
München/Giesing mit Mieterhöhungen 
konfrontiert, die fast 54 % der Netto­
miete ausmachen. Notwendige Instand­
setzungsarbeiten werden als Moderni­
sierung ausgegeben, die Fassade wird 
wärmegedämmt, neue Energiesparfen- 
ster eingebaut und die Kosten nahezu

und nach Bekanntwerden dieser höchst-

Döblinger-Mietern im Stadtteil Bogen­
hausen ein Brief in die Wohnung mit fol­

Streit um regionale 
Versicherungen
Die Interessenslage ist nicht immer ein­
fach durchschaubar bei der von den Bun­
desländern betriebenen Regionalisie­
rung der Sozialversicherungen. Die be­
troffenen Versicherungen, die bundes­
weite Angestelltenrentenversicherung 
(BfA) und die Ortskrankenkassen, leh­
nen ab. Die Länder erhoffen sich (Kre- 
dit)zugriff auf die bei den Versicherun­
gen angesammelten Geldmittel sowie 
Einfluß auf die Beitragshöhe („Investie­
ren in ... mit den niedrigen Beiträ­
gen“). Die Betriebskrankenkassen (we­
gen ihrer Struktur mit niedrigen Beiträ­
gen) protestieren, weil die Großbetriebe 
keinen regionalen Ausgleich zwischen 
den Kassen wollen. Der DGB will auch 
niedrige Beiträge und macht Druck auf 
die AOKs. Keiner spricht aber davon, 
daß die Versicherungen Eigentum der 
Versicherten sind und daher dem Ein­
fluß, sei es nun durch Staat oder Kapital, 
entzogen gehören. — (alk)

Daimler-Benz gewinnt 
die Mehrheit bei Fokker

der Wohnungen ist dieser Verkaufsstop 
jetzt aufgehoben; dies gilt auch für ihre 
Wohnung. Damit haben Sie nun noch 
einmal Gelegenheit, für sich selbst die 
Kaufmöglichkeiten zu prüfen oder uns 
eine beliebige andere Person Ihres Ver­
trauens als Erwerber zu benennen.“

Aus anderen Städten — wie Berlin und 
Frankfurt — sind ähnlich alarmierende 
Vorgänge zu melden. Die Ankündigung 
des wohnungspolitischen Sprechers der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Diet- Nach der vorfristigen Übernahme der 
mar Kansy, es müsse abgewogen wer­
den zwischen Eigentumsbildung und so­
zialen Problemen und der Bundestag 
werde sich nach der Sommerpause mit 
einem Gesetz gegen die drohende Um­
wandlungswelle beschäftigen, können 
nicht richtig ernst genommen werden. 
Jetzt helfen nur noch breite Aktionen 
von Mietervereinen und Gewerkschaf­
ten.
Quelle: DMB-Presseinfos, Liberale Depesche 
12/91, Süddeutsche Zeitung 25. / 26.7.92 
- (dil)

IGM: Aktionen 
gegen Karenztag 
Die IG Metall hat weitere 
Aktionen gegen die 
geplante Einführung 
eines „Karenztäges“ 
angekündigt. Wenn die 
Pläne im Herbst nicht 
vom Tisch seien, werde 
die Gewerkschaft „zu 
bundesweiten Demon­
strationen und einem 
Marsch nach Bonn auf­
rufen“, kündigte Vor­
standsmitglied Schmitt- 
henner an. Ausdrück­
lich lehnte er auch den 
Vorschlag Geißlers ab, 
„wahlweise“ auch auf 
einen Urlaubstag zu ver­
zichten.— (rül, Bild: 
Rote Fahne)

Millionen für Czajas Leute
Revanchistisches Gesetzeswerk vom Kabinett beschlossen
Das Bundeskabinett hat kürzlich einen 
Gesetzentwurf zur „Bereinigung von 
Kriegsfolgengesetzen“ beschlossen. 
Von dem Gesetzentwurf sind insgesamt 
19 Gesetze und Verordnungen betrof­
fen, die sich mit der Problematik Lasten­
ausgleich, „Vertriebene“ und Aussied­
ler befassen, darunter das Bundesver- 
triebenengesetz und das Arbeitsförde­
rungsgesetz. Da der Entwurf sehr um­
fangreich und weitreichend ist, sind die 
Auswirkungen noch nicht alle absehbar.

Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß nach der Einverleibung der DDR 
und dem Zerfall der Sowjetunion durch 
Fortzüge sogenannter „Aussiedler“ in 
den Westen und andere revanchistische 
Umtriebe die Destabilisierung dieser 
früheren Länder bereits in erheblichem 
Umfang gelungen ist. Daß es jetzt aber 
darauf ankommt, Deutsche insbeson­
dere in Rußland zu belassen und die 
Deutschen dort zu fördern. Damit 
schafft sich die Bundesregierung erheb­
liche Möglichkeiten, in die GUS-Staaten 
einzuwirken. Durch die erst kürzlich mit

Rußland beschlossenen Verträge über 
die Ansiedlung von Deutschen an der 
Wolga — gegen den Willen der gesam­
ten Provinz — kann die Bundesregie­
rung bereits erste Erfolge vorweisen. 
Gleichzeitig bemüht sich die BRD um 
„Spätaussiedler“, wie sie jetzt heißen, 
die einfach in den deutschen Arbeits­
markt eingegliedert werden können. 
Das macht man dadurch, indem der 
Grad des „Deutschseins“ gegenüber 
den vergangenen Jahren etwas gesteigert 
wird: „Zur Annahme der deutschen 
Volkszugehörigkeit genügt die Abstam­
mung von deutschen Eltern ... allein 
nicht ... Objektiv feststellbare Betäti­
gungsmerkmale (müssen sich) niederge­
schlagen haben. Als solche kommen 
Sprache, Erziehung und Kultur in Be­
tracht. Dabei wird die Sprache von we­
sentlicher Bedeutung sein.“ Solche 
Spätaussiedler, vor allem Rußlanddeut­
sche hat man im Auge, erhalten bei An­
kunft in der BRD eine „pauschale Hil­
fe“ von 4000 bis 6000 DM nach dem 
Bundesvertriebenengesetz. Mit 200

restlichen Bundesanteile am Airbus hat 
Daimler-Benz einen weiteren Coup ge­
landet auf dem Weg zum europäischen 
Flugzeugmonopol. Die niederländische 
Regierung gab ihren Widerstand gegen 
die Übernahme von 51 % der Anteile des 
Flugzeugkonzems Fokker durch Daim­
ler-Benz auf. Ein definitiver Vertrag soll 
nächste Woche unterschrieben werden. 
Darin soll Daimler bzw. der Daimler- 
Tochter Dasa zugesichert werden, die 
Mehrheit bei Fokker bis 1996 erwerben 
zu können. Die französische Aerospatia- 
le und die italienische Alenia sollen an 
dem angestrebten „deutsch-französisch­
italienisch-niederländischen Flugzeug­
baukonglomerat“ {Die Welt, 27.7.) be­
teiligt werden. Erstes Ziel ist, künftig 
auch bei kleineren Mittelstreckenma­
schinen die US-Konzerne zu übertrump­
fen. — (rül)

§218: Verfassungsgericht 
entscheidet nächste Woche
Voraussichtlich in der kommenden Wo­
che wird der zweite Senat des Bundes­
verfassungsgerichts unter seinem vorsit­
zenden Richter Mahrenholz über den 
Antrag der bayerischen Staatsregierung 
und von 241 CDU/CSU-Abgeordneten 
entscheiden, mit einer einstweiligen 
Anordnung das Inkrafttreten des neuen 
Gesetzes zum § 218 zu verhindern. Erst 
müsse Bundespräsident von Weizsäcker 
das Gesetz unterschrieben haben und das 
Gesetz im Bundesgesetzblatt verkündet 
sein. Das war kurz vor Redaktions­
schluß geschehen. Nun wird als voraus­
sichtlicher Entscheidungstermin des Ge­
richts der kommende Dienstag genannt. 
- (rül)

„Minderheiten“ — Tagung 
unter CSU-Schirmherrschaft
„Minderheitenrechte“, so lautete das 
Thema einer Tagung der Hanns-Seidel- 
Stiftung, eine von der CSU finanzierte 
und personell bestückte Einrichtung, in 
Prag. Scheinheilig beklagte dort der frü­
here österreichische Staatssekretär Lud­
wig Steiner, den Bürgerkrieg in Jugosla­
wien, scheinheilig deshalb, weil zu­
gleich in seinem Vortrag, wie auch von 
anderen Referenten, heftig gegen eine 
sogenannte Schmelztiegelphilosophie 
polemisiert wurde. Minderheit sei ein 
Wert für sich, die Behandlung von Min­
derheiten sei nicht die innere Angele-

Mio. DM jährlich rechnet der Innenmi­
nister, sie sollen aber erst ab 1994 ge­
zahlt werden. Mit diesen neuen „deut­
schen“ Arbeitskräften (man spricht von 
jährlich 44000, insgesamt 160000) kann 
man also rechnen.

„Vertriebene“, die jahrelang in der 
DDR gelebt haben, sollen jetzt einen 
einmaligen, einheitlichen Betrag von 
4000 DM erhalten. Diese Forderung 
von Czaja hat die Bundesregierung prak­
tisch erfüllt und wird ihnen neue Anhän­
ger verschaffen. Trotzdem zeigt sich der genheit eines Landes, sondern Sache der 
Bundesverband der Vertriebenen unzu­
frieden. Er will noch mehr Einfluß auf 
den Gesetzentwurf nehmen und befürch­
tet, daß durch die Verlagerung vieler 
Zahlungen auf die Länder und Gemein­
den sein Einfluß schwindet.

Diese Politik und diese vielen Gelder 
sind Wasser auf die Mühlen von Revan­
chisten und Faschisten und verschaffen 
den Herrschenden Anhänger, um ihre 
großdeutsche Außenpolitik weiter mit­
tels „deutscher Minderheiten“ zu for­
cieren.— (jod)

gesamten Außenwelt. Also verlängert 
man den Bürgerkrieg in Jugoslawien, in­
dem man die Kroaten gegen die Serben 
unterstützt. Also präpariert man die 
Auseinandersetzung in der CSFR, wo 
auf der Tagung gegen die Slowaken auf 
die Probleme der ungarischen Minder­
heit hingewiesen wurde. Allerdings ist 
die Liebe für Minderheitenangelegen­
heiten nicht schrankenlos: Wanderarbei­
ter und Einwanderer nach Westeuropa, 
so die Tagung, sollen keine geschützte 
Minderheit werden. — (alk)
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Aktuell in Bonn

Schlichtwohnungen
Bundesbauministerin Schwaetzer, bis­
her zumeist bekannt durch ihren anhal­
tenden Widerstand gegen jede Beschrän­
kung von Mietspekulationen und Miet­
wucher, will sich nun in der Förderung 
des „Schlichtwohnungsbaus“ versu­
chen. In einem Interview mit der „Bild 
am Sonntag kündigte die Ministerin an, 
Sozialwohnungen sollten in Zukunft 
„kleiner und einfacher“ gebaut werden
— Typus Hundehütte vermutlich. Zu­
gleich will die Ministerin die Trennung 
von Wohn- und Gewerbegebieten aufhe­
ben — Wohnung direkt auf dem Werks­
gelände vielleicht? Außerdem will sie 
die völlige Genehmigungsfreiheit für 
den Bau von Ein- und Zweifamilienhäu­
sern einführen. Schon im Herbst will die 
Ministerin ein neues Gesetz vorlegen. 
Inhalt: Förderung der Renovierung von 
alten Sozialwohnungen. So werden die 
alten Sozialwohnungen renoviert, um 
auch dort die Mieten hochzutreiben, und 
wer nicht bezahlen kann, zieht eben aus
— z.B. in eine neue „Schlichtwoh­
nung“.

Klage gegen BGS-Gesetz
Das Land NRW hat gegen das kürzlich 
verabschiedete Gesetz, wonach der Bun­
desgrenzschutz Aufgaben der Bahnpoli­
zei und der Luftsicherheit übernimmt, 
Klage vor dem Bundesverfassungsge­
richt eingereicht. Das Gesetz betreffe 
Aufgaben, die das Grundgesetz eindeu­
tig den Ländern zuweise, begründete 
NRW-Innenminister Schnoor die Klage. 
Schon jetzt betrage die Personalstärke 
von BGS mit Bahnpolizei und BKA 
37000 Personen, genauso viel, wie 
NRW an Polizisten habe. Daß Polizei 
keine Bundessache ist, ist eine der weni­
gen Konsequenzen aus den Erfahrungen 
des Faschismus (Gestapo), die in der 
BRD noch in Kraft sind. Wenn die Auf­
gaben des BGS wegen des Wegfalls der 
Grenzsicherung zur DDR weniger wür­
den, müsse man ihn eben verkleinern, so 
Schnoor.

Berlin: Schneller Bau
Am 20. Juli hat das Bundeskabinett den 
Vertrag zur Zusammenarbeit mit dem 
Land Berlin bei dem Ausbau Berlins 
zum Regierungssitz gebilligt. Ein „qua­
si inhaltsgleicher“ Vertrag mit Branden­
burg wurde ebenfalls gebilligt. Gemein­
same, paritätisch besetzte Ausschüsse 
sollen nun den Bau von Verwaltungsge­
bäuden und Wohnraum für die Bundes­
behörden und deren Beschäftigte voran­
treiben. In Berlin sollen die Zuständig­
keiten für Bauen im Zusammenhang mit 
Regierungsgebäuden von den Bezirken 
auf den Senat zentralisiert werden. Wei­
terer Widerstand gegen die Ansiedlung 
von Ministerien, Gerichten und anderen 
Bundesbehörden soll dadurch ausge­
schaltet werden, daß das Bauplanungs­
recht geändert wird. Danach sollen u.a. 
Widersprüche und Anfechtungsklagen 
Dritter gegen Bundesbauten künftig kei­
ne aufschiebene Wirkung mehr haben.

Steuern steigen stark
Das Statistische Bundesamt hat eine 
Übersicht über die Gründe für das starke 
Steigen des Steueraufkommens für Bund 
und West-Länder im vergangenen Jahr 
vorgelegt. Danach stieg 1991 die Lohn- 
und Einkommenssteuer um 14,8%. 
Grund dafür sei „vor allem ... das er­
neute Einsetzen der Steuerprogression 
nach der Steuerreform 1989/90“. Mit 
anderen Worten: die faktische Steuerlast 
vor allem im Bereich der unteren und 
mittleren Einkommen aus Lohn und Ge­
halt steigt wieder steil an. Zweite große 
Steuerquelle war die Umsatzsteuer. Sie 
stieg 1991 um 16,9%. Hier nennt das 
Amt zwei Gründe für den Anstieg: Er­
stens die großen Verkaufszuwächse von 
West-Unternehmen in die Ost-Bundes­
länder, zweitens, daß ab Anfang 1991 
auch Umsätze in den Ost-Ländern der 
Umsatzsteuer unterlagen. Bis dahin wa­
ren diese Umsätze als quasi „Exporte“ 
umsatzsteuerfrei gewesen. Diese neuen 
Umsatzsteuern zahlen effektiv vor allem 
die Lohnabhängigen, Arbeitslosen, und 
Rentner im Anschlußgebiet — über stei­
gende Preise.

Privatisierung
Am 21. Juli hat das Bundeskabinett auf 
Vorschlag von Finanzminister Waigel 
weitere Privatisierungen beschlossen. 
So sollen — ausgenommen drei militäri­
sche Tochterfirmen — 55 % der Anteile 
an der bundeseigenen „Industrieverwal­
tungsgesellschaft“ verkauft werden. 
Bundesbeteiligungen bei Flughäfen, bei 
verschiedenen Banken und bei der „Ge­
sellschaft für Nebenbetriebe der Bun­
desautobahnen“ sollen ebenfalls ver­
kauft werden. Die Beteiligung an der 
Lufthansa soll von derzeit 54,72 Prozent 
auf 25,1 % verringert werden. Hier wer­
den Waigels Verkaufspläne derzeit noch 
durch die Krise der Lufthanse gebremst. 
Um .zu sichern, daß das Unternehmen 
auch künftig bei Daimler den Airbus 
kauft, behält der Bund zudem eine 
Sperrminorität von knapp über 25 %.

Waffenhilfe für Indonesien
Fast alle Kriegsschiffe der früheren 
DDR-Marine werden Von der Bundesre­
gierung an die indonesische Regierung 
verkauft. Das hat das Bundesverteidi­
gungsministerium am 23. Juli mitgeteilt. 
Das indonesische Regime ist seit dem 
blutigen Militärputsch anfang der 60er 
Jahre und der damit verbundenen Mas- 
sakrierung von tausenden von Kommu­
nisten und anderen fortschrittlichen 
Menschen eines der reaktionärsten Re­
gime in Asien und hat zudem seit den 
70er Jahren die Republik Ost-Timor 
gewaltsam unter kolonialer Besetzung. 
Mit der Lieferung der DDR-Marine­
schiffe wird dem herrschenden Regime 
die Kontrolle des großen Inselreiches 
und der Nachschub nach Ost-Timor wei­
ter erleichtert.

Was kommt demnächst?
Bundestag und Bundesrat sind derzeit in 
der sog. „Sommerpause“. Anfang Sep­
tember beginnen ihre Beratungen wie­
der. Als erstes steht dann die Debatte 
über den Bundeshaushalt 1993 an.

DGB-Vorstand legt Forderungen 
zur Verfassungsdiskussion vor
Der DGB-Bundesvorstand hat Mitte Juli 
eine Broschüre veröffentlicht, in der er 
seine.,,Leitlinien und Argumente“ zur 
„Verfassungsdebatte in Deutschland“ 
zusammengefaßt hat.

Bei Durchsicht der Broschüre fallt ins 
Auge, daß der DGB viele berechtigte 
Anliegen von Gewerkschaftstmitglie- 
dem nicht beachtet bzw. nicht unter­
stützt. So findet sich in der gesamten 
Broschüre kein einziges Wort zur Dis­
kussion um die „Verfassungsmäßig­
keit“ des Rechts auf Abtreibung, gegen 
Bundeswehreinsätze im Ausland, zu 
Verbot und Ächtung faschistischer und 
rassistischer Organisationen und Poli­
tik. Auch bei der Diskussion um die 
großdeutsch-völkische Definition der 
„Deutschen“ in Artikel 116 bezieht der 
DGB keine Position. Dementsprechend 
findet sich keine Kritik an der staatlichen 
Förderung von aggressiven Vertriebe- 
nenverbänden und kaum Kritik an der 
Unterdrückung und Verfolgung von 
Ausländem.

An anderen Punkten stellt der DGB 
dennoch begrüßenswerte Forderungen 
auf, auf die sich emanzipatorische Posi­
tionen wenigstens teilweise beziehen 
können. Wir dokumentieren Auszüge. 
- (rül)

„Ausbau sozialer Grundrechten und 
Stärkung des Sozialstaatsprinzips“ 
Unter dieser Überschrift hat der DGB 
eine Reihe von Forderungen gruppiert. 
Nur fordert er keine einklagbare Grund­
rechte, sondern lediglich vage „Staats­
ziele“. Zur Begründung für diese er­
staunliche Zurückhaltung bei der Ver­
fechtung sozialer Rechte von Lohnab­
hängigen heißt es: „Die hier vorgeschla­
genen Staatszielbestimmungen sind Di­
rektiven für staatliches Handeln und ver­
pflichten Gesetzgebung und Verwal­
tung, ihr Handeln in einer bestimmten 
Weise auszurichten. Im Unterschied zu 
Grundrechten stellen sie kein einklagba­
res Recht dar; ihre Beachtung durch die 
staatlichen Stellen kann jedoch vom 
Bundesverfassungsgericht im Rahmen 
seiner Zuständigkeit überprüft wer­
den.“ (S. 7)
1. Recht auf Arbeit
Als Formulierungsvorschlag schlägt der 
DGB vor:
„Abs. 1
Das Recht auf Arbeit, welches das Recht 
jedes einzelnen umfaßt, seinen Lebens­
unterhalt durch frei gewählte Arbeit zu 
menschenwürdigen und gerechten Be­
dingungen zu verdienen, wird von aller 
staatlichen Gewalt anerkannt und ge­
schützt. Der Staat ist verpflichtet, für die 
Verwirklichung dieses Rechts zu sorgen, 
insbesondere durch eine Politik der 
Vollbeschäftigung und der Arbeitsförde­
rung sowie durch Regelungen zum 
Schutz bestehender Arbeitsverhältnisse. 
Abs. 2
Unentgeltliche Berufsberatung und Ar­
beitsvermittlung werden gewährleistet. 

Soweit ein angemessener Arbeitsplatz 
nicht vorhanden ist, besteht Anspruch 
auf Umschulung, Weiterbildung und an­
gemessene Lohnersatzleistungen. ‘ ‘ 
Das ist immerhin gegen die geplante Zu­
lassung privater Arbeitsvermittler ge­
richtet und — wenn auch vage — gegen 
den Abbau von Versicherungsansprü­
chen in der Arbeitslosenversicherung.
2. Recht auf soziale Sicherheit
Hier zeigt sich schroff, wie grotesk ein 
„Staatsziel“ mit der Wirklichkeit kolli­
dieren kann. Der DGB fordert nämlich 
an anderer Stelle auch ein „Recht auf 
angemessenen Wohnraum“. Hier aber 
formuliert er selber, daß ein solches 
Staatsziel auch mit weiter bestehender 
Obdachlosigkeit einhergehen kann. Un­
ter „Recht auf soziale Sicherheit“ heißt 
es nämlich:
„Abs. 1
Der Staat anerkennt und schützt das 
Recht eines jeden auf soziale Sicherung, 
die eine menschenwürdige, eigenverant­
wortliche Lebensgestaltung ermöglicht. 
Abs. 2
Er verwirklicht dieses Recht durch ein 
System der sozialen Sicherung und ge­
währleistet insbesondere eine soziale 
Mindestsicherung für Menschen, die im 
häuslichen Bereich Kinder erziehen 
oder für andere sorgen, für Alte, Kran­
ke, Pflegebedürftige, Erwerbsunfähige, 
Obdach- und Mittellose. ‘ *
Weitere Kommentare überflüssig. So­
ziale Sicherheit für „Obdach- und Mit­
tellose“ — was ist das?
3. Streikrecht, Verbot der Aussper­
rung
Hier ist der DGB unzweideutig. Er ver­
langt, in Artikel 9 des Grundgesetzes 
einen neuen Absatz 4 aufzunehmen, der 
lautet:
„Das Streikrecht wird gewährleistet. 
Die Aussperrung ist verboten.“
4. Gegen Beamtenrecht
Auch bei seiner Forderung nach Aufhe­
bung des Berufsbeamtentums und der 
damit verbundenen „hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums“ ist 
der DGB klar. Er verlangt, Artikel 33 
Abs. 5 des Grundgesetzes, in dem diese 
reaktionären Grundsätze festgeschrie­
ben sind, ersatzlos zu streichen und statt­
dessen ausdrücklich in Art. 33 Abs. 4 
das allgemeine Tarif- und Streikrecht für 
alle Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
fesztzuschreiben.
5. Gewerkschaftsrechte in kirchlichen 
Betrieben
Bekanntlich sind hunderttausende Be­
schäftigte in der BRD elementarster 
Rechte beraubt, weil sie in kirchlichen 
Betrieben lohnabhängig sind und dort 
reaktionären kirchlichen Sonderansprü­
chen ausgesetzt sind. Dagegen verlangt 
der DGB die Aufnahme einer speziellen 
Bestimmung in Artikel 140 GG, die fest­
schreibt:
„Der soziale Schutz kirchlicher Mitar­
beiter muß dem des allgemeinen Arbeits­
und Sozialrechts gleichwertig sein. Reli­

gionsgemeinschaften und ihre Einrich­
tungen können sich demgegenüber nicht 
auf kirchliche Besonderheiten berufen.“
6. Gleichstellung von Männern und 
Frauen
Hier ist auffällig, daß der DGB zwar 
eine Neufassung von Artikel 3 Grundge­
setz verlangt („Alle Menschen sind vor 
dem Gesetz gleich. Männer und Frauen 
sind gleichberechtigt. Niemand darf 
wegen seines Geschlechts, seiner Ab­
stammung, seiner Rasse, seiner Spra­
che, seiner Heimat und Herkunft ... 
benachteiligt oder bevorzugt werden.“) 
aber gerade nicht als eine allgemeine 
Stärkung des Verbots von Diskriminie­
rungen. Stattdessen beschränkt sich der 
DGB auf eine Ergänzung von Abschnitt 
2 (Frauen und Männer sind gleichbe­
rechtigt) um u.a. folgende Formulie­
rung:
„Maßnahmen zur Förderung von Frau­
en zum Ausgleich bestehender Ungleich­
heiten sind zulässig. “
7. Vereinbarkeit von Beruf und Fami­
lie
Hier finden sich u.a. die Forderung, in 
Artikel 6 GG aufzunehmen
„den Ausbau von Einrichtungen der 
Kinderbetreuung, Ganztagsschulen und 
die Schaffung von familienfreundlichen 
Arbeitszeitregelungen. “
8. Recht auf Bildung, Asylrecht, Aus­
länderwahlrecht
Weitere Rechte, mit denen der DGB sich 
gegen aktuelle Tendenzen staatlichen 
Handelns wendet und Rechte von Lohn­
abhängigen verteidigt, sind seine Forde­
rungen nach einem Recht auf Bildung, 
nach Beibehaltung der geltenden For­
mulierung des Asylrechts und nach ei­
nem kommunalen Ausländerwahlrecht 
— unabhängig davon, ob die ausländi­
schen Wahlberechtigten aus EG-Staaten 
oder anderen Staaten kommen. Weitere 
Rechte, für die sich der DGB einsetzen 
will, sind: Das Recht „auf angemesse­
nen Wohnraum“ (s.o.), das Recht auf 
„umfassende Mitbestimmung“, auf 
„Schutz vor Gefahren risikobehafteter 
Forschung“, das „Recht auf informatio­
nelle Selbstbestimmung“ (ohne daß hier 
auch nur ein Wort der Kritik am Ausbau 
von Polizei- und Geheimdienstkompe­
tenzen fallt), und das Recht auf „Schutz 
nationaler und ethnischer 'Minderhei­
ten“, worunter ausdrücklich nur Dänen 
und Sorben verstanden werden. Unter 
„Sicherung des Friedens“ findet man 
nur die Forderungen nach dem Verbot 
von Massenvernichtungsmitteln und 
nach Verbot von Waffenausfuhren in 
Staaten, die mit der BRD nicht verbün­
det sind. Schließlich wünscht der DGB 
die Zulassung von Volks initiativen, 
Volksbegehren und Volksentscheid 
auch auf Bundesebene und einen Volks­
entscheid über die geänderte Verfas­
sung.
Quelle: DGB, Leitlinien und Argumente zur 
Verfassungsdebatte in Deutschland, Düssel­
dorf, Juli 1992

Immer mehr in den Ost-Bundesländern ansässige Unternehmen verlassen die Arbeit­
geberverbände, um so aus der Tarifbindung auszubrechen und untertarifliche Löhne 
zahlen zu können. Das hat der DGB Ende Juli festgestellt. So gehören 60 Prozent der 
Unternehmen in der Druckbranche in den Ost-Ländern nicht dem Arbeitgeberver­
band an. Im Bereich Holz und Kunststoff sind 40 Prozent der Unternehmen nicht tarif­
gebunden. Von den 250 Tarifverträgen im Nahrung-Genuß-Gaststätten-Bereich sind 
die Hälfte Haustarifverträge. Unter den nicht tarifgebundenen Ost-Unternehmen sind 
keineswegs nur „Ost-Unternehmen“, sondern in bedeutendem Umfang auch Ost- 
Niederlassungen von West-Konzernen, die auf diese Weise die Tarifverträge gezielt 
außer Kraft setzen bzw. zu umgehen versuchen. Bild: af/mz

Seehofers Strukturgesetz: 
Angriff auf selbständige Ärzte
Ein wesentlicher Bestandteil von Seeho­
fers Gesundheitsreformplänen besteht in 
verschärfter Kontrolle niedergelassener 
Ärzte und Zahnärzte. Sie wird am mei­
sten ausgeschlachtet, obwohl hier be'i 
weitem nicht die meisten Kosten entste­
hen. Seehofer hofft auf Unterstützung 
aus SPD- und Gewerkschaften, die 
schon immer Angriffe auf selbständige 
Ärzte und Zahnärzte mitgetragen haben.

Angedroht werden Strafmaßnahmen 
bei zu teurer Verordnung von Medika­
menten, Massagen und physikalischer 
Therapie. Zweitens wird die Freiheit der 
Niederlassung als Kassenarzt beschnit­
ten. Seit 1960 kann jeder approbierte 
Arzt oder Ärztin relativ problemlos die 
Niederlassung als Kassenarzt betreiben. 
Seehofer argumentiert, der Bedarf an 
Niedergelassenen sei gedeckt, die zu­
nehmende Arztdichte verursache Ko­
sten. Deshalb soll in Gegenden mit ho­
her Arztdichte eine Niederlassungsbe­
grenzung erfolgen, Voraussetzung eine 
abgeschlossene Weiterbildung sein.

Die scheinbare Logik trügt: Die un­
menschliche Organisation der Produk­
tion und Reproduktion in den entwickel­
ten kapitalistischen Ländern verursacht 

zunehmende gesundheitliche Schäden. 
Der schlechte Gesundheitszustand er­
fordert umfangreiche Diagnostik und 
Behandlung und jiamit viel Zeit und 
Geld’ Aii den Hochschulen findet eine 
Auseinandersetzung um diese Probleme 
kaum statt, aber viele Ärztinnen und 
Ärzte bilden sich in diesem Bereich sehr 
intensiv weiter, in ihrer Freizeit und auf 
eigene Kosten. Um die Patienten gut 
versorgen zu können, brauchen sie Zeit. 
Lange Arbeitstage (bis zu 12 Stunden 
und mehr), dauernde Erreichbarkeit Tag 
und Nacht, starke seelische Belastung, 
viel Arbeit am Wochenende sind die Re­
gel. Verheiratete Frauen mit Kindern 
können den Beruf kaum ausüben, die 
Selbstmordrate unter Ärztinnen ist drei­
mal so hoch ist wie bei der Durch­
schnittsbevölkerung .

Seehofer will die Zulassung zur Kas­
senpraxis mit Erreichen des 65. Lebens­
jahr einziehen. Dies dürfte für viele Nie­
dergelassene kein Problem sein: Haben 
früher alte Hausärzte ihre Praxis ohne 
wesentliche gesundheitliche Beeinträch­
tigung weiterführen können, so geben 
heute viele ihre Kassenpraxis schon vor 
Erreichen des Rentenalters auf. So muß 

man auch die Kampfaktionen vor’allem 
der Zahnärzte verstehen, weniger, als 
Angriff auf die Krankenversicherung, 
vielmehr eine Art Verzweiflungstat. 
Zahnärzte haben sehr anstrengende Ar­
beit, sind hohem Infektionsrisiko und 
Schadstoffen ausgesetzt. Ihre Lebenser­
wartung beträgt deshalb im Durch­
schnitt nur 56 Jahre.

Anläßlich der geplanten Maßnahmen 
hat der Vorstand der Bundesärztekam­
mer einen außerordentlichen Ärztelag 
für September einberufen. Die Ärzte­
kammer erklärt, die „planwirtschaftli­
chen Kostendämpfungsmaßnahmen der 
sozialliberalen Koalition“ würden durch 
Seehofer noch übertroffen. Mit solchen 
Äußerungen schafft sich die Kammer 
viele Feinde insbesondere bei Gewerk­
schaften und SPD. Entgegen deren Be­
hauptungen ist das Ziel der Arbeit in nie­
dergelassener Praxis nicht der Gewinn, 
sondern eine gute Patientenversorgung 
bei angemessener Bezahlung. Die Arz- 
te-Empörung speist sich hieraus und 
richtet sich gegen Überarbeit und 
schroffe Staatskontrolle. Hier wären 
Gemeinsamkeiten mit Gewerkschaften 
möglich und bitter nötig. — (elf)
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Die Beteiligung der „Bayern44 an 
dem NÄTO-WEU-Flotteneinsatz 
in der Adria folge der Verpflichtung der 

Präambel des Grundgesetzes, wonach 
Deutschland „als gleichberechtigtes 
Mitglied der Völkergemeinschaft dem 
Frieden in der Welt zu dienen“ habe, hat 
der FDP-Fraktionsvorsitzende Solms in 
der vergangenen Woche bei der Sonder­
sitzung des Bundestags über die Entsen­
dung des Schiffes in die Adria behaup­
tet. Auch die anderen Redner der Regie­
rung gaben sich in der Debatte unbeein­
druckt durch die Kritik der Opposition 
und die angekündigte Verfassungsklage. 
Ein Spruch des Verfassungsgerichts sei 
frühestens in Jahresfrist zu erwarten, 
spottete FDP-Sprecher Solms. Tatsäch­
lich hatte die SPD schon in den Tagen 
vor der Sondersitzung ihre Kritik an der 
Bundesregierung Zug um Zug zurück­
genommen. Auch hatten sich zahlreiche 
Verfechter eines Militäreinsatzes auf 
dem Balkan auch in der SPD zu Wort 
gemeldet. Der SPD-Abgeordnete Soell 
etwa, gleichzeitig Vorsitzender der Par­
lamentarischen Versammlung 
WEU, forderte ausdrücklich

der 
eine 

NATO- bzw. WEU-Intervention in Ju­
goslawien. Horst Ehmke, das Präsi­
diums-Mitglied Dreßler, zugleich Vor­
sitzender der SPD-Arbeitsgemeinschaft 
für Arbeitnehmerfragen, der „Verteidi­
gungsexperte44 Hom sowie der nord­
rhein-westfälische Sozialminister Hei­
nemann forderten sogar ausdrücklich 
eine Korrektur des letzten Parteitagsbe­
schlusses, wonach die SPD nur „Blau­
helm-Einsätze“ der Bundeswehr mittra­
gen werde. Sprecher des „Seeheimer 
Kreises“ in der SPD wiesen genüßlich 
darauf hin, daß sowohl Parteichef Eng- 
holm wie Fraktionschef Klose auf dem 
letzten Parteitag gegen den Blauhelm- 
Beschluß aufgetreten seien. Unter dieser 
massiven Kritik hatte der Fraktionsvor­
stand bereits vor der Sondersitzung auf 
eine einstweilige Anordnung vor dem 
Verfassungsgericht verzichtet. „Wenn 
Klose, Engholm und Co. sich richtig 
quälen, soll die ganze Nation teilhaben 
dürfen44, spottete FDP-Sprecher Irmer 
daraufhin im Bundestag. CDU-Frak­
tionschef Schäuble wertete die kommen­
de Entscheidung des Verfassungsge­
richts als eine in jedem Fall ,,nützliche 
Klarstellung,“. Die Zeitung Handels­
blatt setzte nach und kritisierte zynisch, 
die SPD habe doch schon vielen Einsät­
zen der Bundeswehr zugestimmt: „Die 
SPD muß sich vor allem die Frage gefal­
len lassen, warum sie nicht schon An­
fang 1991, als deutsche Soldaten im 
Rahmen des Golfkrieges in die Türkei 
geschickt wurden, vor das Bundesver­
fassungsgericht gezogen ist. Auch als es 
um den Einsatz von Sanitätssoldaten der 
Bundeswehr in Kambodscha ging, 
stimmte die SPD zu. Jetzt aber, da es um 
einen beobachtenden Einsatz der Bun­
desmarine in internationalen Gewässern 
geht, sollen die Richter entscheiden? 
Das alles paßt nicht zusammen.“ 
(21.7. 1992)

Welche Feuerkraft hat der
~ —te— - —- — g-- -— JZerstörer?

So propagiert Bild den Einsatz der „Bayern“. Antwort auf die selbstgestellte Frage: „Allein mit ihren vier Exocet-Raketen hat 
„Bayern“ die Feuerkraft des deutschen schweren Kreuzers „Prinz Eugen“ aus dem zweiten Weltkrieg.“ (aus: Bild, 17. Juli 1992)

Kontinuität: Propaganda gegen den serbischen Feind
RICHTLINIEN FÜR DIE BEHANDLUNG VON FRAGEN DER PROPA­
GANDAGEGENJUGOSLAWIEN (Berlin 28.3.41 ~ d. Verf.):

... a.) Gegner Deutschlands ist ausschließlich die serbische 
Regierung ..., die ... den Kampf gegen Deutschland entfes­
selt hat. b.) Da die Serben gegenüber den nichtserbischen 
Volksgruppen Jugoslawiens, vor allem gegenüber den Kroa­
ten und Mazedoniern, stets eine rücksichtslose Diktatur aus­
übten, ist ihnen gegenüber zum Ausdruck zu bringen, dass die 
deutsche Wehrmacht zu den Kroaten, Bosniern und Mazedo­
niern nicht als Feind ins Land kommt. Sie will sie vielmehr da­
vor bewahren, von den serbischen Chauvinisten . . . hinge­
schlachtet zu werden ...“

„... Es war nunmehr notwendig, das deutsche Volk psycho­
logisch allmählich umzustellen und ihm klarzumachen, daß es 
Dinge gibt, die, wenn sie nicht mit friedlichen Mitteln durch­
gesetzt werden können, mit Mitteln der Gewalt durchgesetzt 
werden müssen. Dazu war es aber notwendig, nicht etwa nun 
die Gewalt als solche zu propagieren, sondern es war notwen­
dig, dem deutschen Volk bestimmte außenpolitische Vorgän-

Dokumentiert aus: Andreas Meurer, Hardy Vollmer, Hunno Hochberger, 
Die Intervention der BRD in den jugoslawischen Bürgerkrieg, Hintergrün­
de, Methoden, Ziele, GNN-Verlag, Köln, Juli 1992,56 Seiten, 6,00 DM.

Regierung: Kriegseinsatz auf dem Balkan 
wird propagiert als „Dienst am Frieden“

Das dreiste Auftreten der Regierung, 
der Streit in der SPD und die Tatsache, 
daß sich selbst sonst strikt auf Wirt­
schaftsfragen beschränkende Blätter wie 
das Handelsblatt offen für eine Balkan­
intervention aussprechen, dokumentie­
ren, in welch gefährlichem Ausmaß sich 
die BRD-Bourgeoisie ihres Kriegskur­
ses auf dem Balkan einig und sicher ist. 
Das — in der Kontinuität entsprechender 
„Flüchtlingskampagnen“ bei Gelegen­
heit der Zerstörung der DDR — gemein­
sam mit Italien, Österreich und der kroa­
tischen Regierung inszenierte „Flücht­
lingsdrama“ soll die öffentliche Mei­
nung in der BRD weiter für eine direkte 
gewaltsame Intervention auch durch 
Bundeswehreinheiten reif machen. Die 
Medienlenkung funktioniert, alle „stö­
renden“ Meldungen wie Beteiligung 
deutscher Neofaschisten auf kroatischer 
Seite in dem Krieg, BRD-Waffenliefe- 
rungen, Hilfe für das kroatische Regime 
usw. werden sorgsam ausgeblendet. Die 
Kritik an der UNO, um diese zu einer 
Pro-Interventionsentscheidung gegen 
die jugoslawische Republik zu treiben, 
hat bereits begonnen. Wie zynisch diese 
sogenannte „Flüchtlingshilfe“ in Szene 
gesetzt wird, dokumentiert beispielhaft 
die nordrhein-westfälische Landesregie­
rung: Zeitgleich mit der Aufnahme von 
1000 Flüchtlingen setzte sie die Ab­
schiebung von Sinti und Roma aus NRW 
nach Jugoslawien ungeniert fort.

An verschiedenen Orten gibt es von 
Antifaschisten, Antimilitaristen und an­
deren fortschrittlichen Kräften Vorbe­
reitungen, zum Antikriegstag Propagan­
da und Aktionen gegen den Kriegskurs 
der BRD im jugoslawischen Bürger­
krieg durchzuführen.

Wir dokumentieren auf dieser Seite 
Pressemeldungen über die Kriegshetze 
und Kriegsbeteiligung der BRD. Das 
Protokoll der Bundestagssitzung zum 
Adria-Einsatz lag bei Redaktionsschluß 
— sechs Tage nach der Debatte — immer 
noch nicht vor. Auch dies ist ein Bei­
spiel, wieweit die öffentliche Gleich­
schaltung bereits gediehen ist. — (rül)

Probleme und 
Geschichte des 
Partisanenkriegs
„Der britische Premier John Major ist 
von uns Journalisten letzte Woche beim 
KSZE-Gipfel gefragt worden, warum 
der Westen den Völkermord in Bosnien- 
Herzegowina nicht mit einer Landeope­
ration stoppt. Er gab eine aufschlußrei­
che Antwort: „Die militärischen Exper­
ten haben gewarnt, daß der Einsatz von 
Landstreitkräften wegen des schwieri-

ge so zu beleuchten, daß die innere Stimme des Volkes selbst 
langsam nach der Gewalt zu schreien begann. Das heißt also, 
bestimmte Vorgänge so zu beleuchten, daß im Gehirn der brei­
ten Masse des Volkes ganz automatisch allmählich die Über­
zeugung ausgelöst wurde: wenn man das eben nicht im Guten 
abstellen kann, dann muß man es mit Gewalt abstellen; so 
kann es aber auf keinen Fall weitergehen.

Diese Arbeit hat Monate erfordert, sie wurde planmäßig be­
gonnen, fortgeführt, verstärkt. Viele haben sie nicht begrif­
fen, meine Herren; viele waren der Meinung, das sei doch al­
les etwas übertrieben. Das sind jene überzüchteten Intellek­
tuellen, die keine Ahnung haben, wie man ein Volk letzten En­
des zu der Bereitschaft bringt, geradezustehen, auch wenn es 
zu blitzen und zu donnern beginnt...“ 
(Adolf Hitler, Rede vor der deutschen Presse am 10. Novem­
ber 1938)

gen Geländes (bewaldete Hügel) sehr 
riskant ist. Und einmal eingedrungen, 
wäre es schwierig, die Stellungen zu hal­
ten. Selbst der Rückzug könnte höchst 
riskant werden.“

NATO-Generalsekretär Wömer be­
stätigte mir diese Einschätzung: „Au­
ßerdem ist in dem großen Durcheinan- > dem der Niederländischen Armee mit 
der, das um Sarajevo herrscht, schwer 
zu erkennen, wer gegen wen kämpft. 
Zum Teil tragen die Gegner die gleichen 
Tamanzüge. Auch wenn es uns gelänge, 
die Serben von den umliegenden Höhen 
zu vertreiben, bliebe die Gefahr, daß 
sich der Westen in einen langen, verlust­
reichen Partisanenkrieg verstrickt. In 
dieser Kriegführung sind die Serben 
Meister. Im zweiten Weltkrieg waren 
bis zu 20 deutsche Divisionen durch Par­
tisanenkämpfe gebunden.“ 
Bild, 17. Juli 1992

„Naumann (Generalinspekteur der Bun­
deswehr, Anm. d. Red.) wandte sich 
ausdrücklich gegen Forderungen nach 
einem militärischen Eingreifen des We­
sten zur Beendigung des Krieges in Bos­
nien und Herzegowina. Er werde nie­
mals dazu raten. Wenn man die Ursa­
chen des Konflikts analysiere, komme 
man sehr schnell zu dem Ergebnis, daß 
er militärisch nicht lösbar sei.

Zugleich sprach der General die Be­
fürchtung aus, daß die militärischen 
Mittel der Serben für eine noch sehr lan­
ge Kriegsführung ausreichen. Die ehe­
malige jugoslawische Volksarmee habe 
sich auf ein partisanenähnliches Vertei­
digungskonzept auf dem eigenen Terri­
torium vorbereitet, mit den Schwer­
punkten in Bosnien, Herzegowina und 
Serbien. Dort habe sie umfangreiche 
Vorratslager angelegt, die sie jetzt voll 
ausnutzen könne. Hinzu komme, daß 
der Munitionsverbrauch bei der Art der 
serbischen Kriegsführung minimal sei.“ 
Die Welt, 27.7.1992

Faschisten in Kroatien: 
Kein Presse-Thema
„ . . . Zagreb scheint sich . . . zum Mek­
ka westeuropäischer „Rechts-Parlamen­
tarier44 zu entwickeln. Anzutreffen wa­
ren in Kroatiens Hauptstadt unter ande­
rem rechtsextreme Führerfiguren wie 
Jean Marie Le Pen (Front National, 
Frankreich), Harald Neubauer (Deut­
sche Liga) — beide im Mai 1991 — und 
im Januar 1992 Filip Dewinter mit Frak­
tionskollegen vom belgischen Vlaams 
Blök. Die Solidarität mit Kroatien be­
schränkt sich sich jedoch nicht nur auf 
parlamentarische Reisen, sondern ver­
steht sich auch explizit auf militärische 
Unterstützung vor Ort. Im Monatsheft

sei, beantwortete Gerster mit zwei Fest-. 
Stellungen. Zum einen sagte Gerster, er 
könne nicht für einen Bruch der Verfas­
sung eintreten. Dann fügte er hinzu, für 

(HIAG)“, wird mitgeteilt, daß eine den Fall, daß die Vereinten Nationen 
„Niederländisch-Kroatische Arbeitsge­
meinschaft“, die . aus ehemaligen Ka-

„Der Freiwillige. Für Einigkeit und 
Recht und Freiheit“ (Nr. 2/92), Organ 
der „Traditionsgemeinschaft der Solda­
ten der ehemaligen Waffen-SS

Kampferfahrung im Libanon, Korea und 
Indonesien besteht, Söldner für die 
Kroatische Armee wirbt. Betont wird, 
daß „die serbischen Kommunisten kon­
kret mit der Waffe in der Hand“ be­
kämpft werden müssen.

Bezüglich einer Beteiligung von 
„Deutschen Fremdenlegionären in Ju­
goslawien“ (Drucksache 12/2306) ant­
wortete die Bundesregierung am 14. 
April dieses Jahres (Drucksache 12/ 
2438) auf eine Kleine Anfrage der PDS: 
„Der Bundesregierung liegen Anhalts­
punkte vor, daß einzelne deutsche 
Staatsangehörige in die Kämpfe im ehe­
maligen Jugoslawien verwickelt waren 
beziehungsweise sind.“ Bei ihren Anga­
ben bezieht sich die Bundesregierung 
auf einen Angehörigen der kroatischen 
Nationalgarde, der ausgesagt hatte, daß 
in ihren Reihen circa 30 deutsche Staats­
angehörige als Ausbilder tätig seien. Die 
Unterstützung bundesdeutscher Neo­
nazis im Kampfgebiet von Kroatien do­
kumentiert ein Leserbrief eines deut­
schen Legionärs, der in der Juli/August 
(’92) Ausgabe von „The New Order“, 
dem englisch-sprachigen Organ der 
weltweit im Untergrund operierenden 
„Nationalsozialistischen Deutschen Ar­
beiterpartei-Auslands- und Aufbauorga­
nisation“ (NSDAP/AO, Sitz: Lincoln, 
Nebraska) veröffentlicht ist.. .

Eigens ins bayerische Passau ange­
reist, um an der diesjährigen Kundge­
bung (Motto: „Deutschland, Deutsch­
land über alles“) der „Deutschen Volks­
union“ (DVU) am 14. März teilzuneh­
men, war Vesna Pichler, deutsche Ab­
geordnete im kroatischen Parlament und 
Vorsitzende des 10000 Mitglieder um­
fassenden „Verbandes der Deutschen 
und Österreicher in Kroatien“ mit Sitz in 
Osijek. Parteipolitisch ist Pichler in der 
„Kroatischen Demokratischen Partei“ 
(HDS) (der auch Regierungschef Tudj- 
man angehört, Anm. d. Red.) engagiert. 
Vizepräsident der Regierungspartei 
HDS ist Josip Cvitan, ehemals Haupt­
mann in der deutschen Wehrmacht, der 
heute auch als Leiter des „Deutsch- 
Kroatischen Freundschaftsvereins4 4 
(Sitz: Zagreb) fungiert...“ 
Blick nach rechts, Nr. 16,20. Juli 1992

Unionsforderungen 
nach einem 
„militärischen Schlag“ 
„Schäubles Stellvertreter im Fraktions­
vorsitz, der Mainzer Abgeordnete Jo­
hannes Gerster, ging in einem Rund­
funkinterview auf die Möglichkeit eines 
bewaffneten Schlages gegen die serbi­
schen Streitkräfte in Bosnien ein. Im 
Hessischen Rundfunk sagte Gerster, 
,wenn ein Angriff, dann schnell4. In die­
sem Fall sei ein gezielter Schlag gegen 
die Luftwaffe, die Flugplätze und die 
Raketenbasen der Serben notwendig. 
Die Entscheidung über einen solchen 
Angriff könne aber nur von den Verein­
ten Nationen getroffen werden. Der au­
ßenpolitische Sprecher der Unionsfrak­
tion, Lamers, forderte einen Militärein­
satz zum Schutz der Menschen in Bos­
nien-Herzegowina, wenn die Kämpfe 
dort nicht aufhörten. Falls die serbi­
schen Verbände das Feuer bis Mitter­
nacht des Dienstags nicht einstellen soll­
ten, müßten die EG-Außenminister 
einen „schnellen Militäreinsatz“ vorbe­
reiten. Unter UN-Kommando sollten 
dann alle serbischen Artillerie-Stellun­
gen vernichtet, ein Landkorridor zur 
Küste errichtet und der Flughafen Sara­
jewo freigemacht werden. Auch der 
CSU-Landesgruppenchef Bötsch sagte, 
ein Eingreifen der Staatengemeinschaft 
sei dringend geboten.“
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 22. Juli 1992 

„Der stellvertretende CDU-Fraktions­
vorsitzende Gerster hat am Donnerstag 
in Bonn seine bereits am Vortag geäu­
ßerte Ansicht bekräftigt, die Aggression 
Serbiens in Bosnien-Herzegowina müs- sollten die zivilisierten Staaten — vier- 
se durch Anwendung militärischer Ge­
walt bekämpft werden . .. Die Frage, 
ob er für den Einsatz der Bundeswehr

einen militärischen Schlag gegen Ser­
bien und Montengro beschließen soll­
ten, würden, was den Einsatz deutscher 
Streitkräfte bei solchen Aktionen ange­
he, ,die Karten neu gemischt?4 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 24.7.1992

Gegen Dritte Welt 
und UNO
„... Mit ihren westlichen Finanzbeiträ­
gen versteht sich die Mehrheit der Ver­
einten Nationen äls eine im wesentlichen 
außereuropäische Organisation zur För­
derung der ,Dritten Welt4. Generalse­
kretär Boutros-Ghali, der vor und nach 
seiner Wahl gerade in Westeuropa, vor 
allem in Bonn, mit Friedenslorbeeren 
reichlich bekränzt wurde, repräsentiert 
noch immer diese , Dritte Welt4 ... Im 
jugoslawischen Konflikt hat Ghali bis­
her die serbische Seite auffallend ge­
schont ... Ist die alte Nasser-Tito-Soli- 
darität aus der Epoche der Blockfreiheit 
heute noch virulent? Jedenfalls verdient 
die Politik des UN-Generalsekretärs im 
Krisenmanagement gegenüber den Ser­
ben viel kritische Beobachtung ...“ 
Ex-Verteidigungs-Staatssekretär Lothar Rühl in 
der Welt vom 25.7.1992

BRD-Kroatien: Waffen- 
und Flüchtlingshilfe 
von „alten Freunden“
„Hat Bonn in Jugoslawien bereits in der 
Form militärisch eingegriffen, daß es 
den UNO-Beschluß über das totale Waf­
fenembargo verletzt und moderne Waf­
fen an die kroatische Partei im Bürger­
krieg geliefert hat? Diese Frage muß 
dringend und rückhaltlos aufgeklärt 
werden, nachdem sowohl die spanische 
Zeitung El Pais als auch die Washington 
Post Ende Juni entsprechende Berichte 
veröffentlicht haben. Nach den Angaben 
von El Pais sind in den Kämpfen um Sa­
rajevo von kroatischer Seite Messer- 
schmidt-Haubitzen 205 mm sowie fünf­
zig bis sechzig Kampfpanzer „Leo­
pard“ eingesetzt gewesen, die aus der 
Bundesrepublik geliefert worden sind. 
Die Washington Post präzisiert in ihrem 
Bericht, daß die Zahl der gelieferten 
Messerschmidt-Haubitzen bei 150 Stück 
lag und es sich dabei um äußerst moder­
ne, auf Ketten bewegte Selbstfahrge­
schütze handelt, deren Abschuß rech­
nergesteuert erfolgt. Diese Waffen sei­
en, wie die US-Zeitung, schreibt, vor 
vier Monaten von den Kroaten in Bonn 
gekauft wordn. Die Zeitung beruft sich 
dabei auf Informationen von einem poli­
tischen Berater des bosnischen Präsiden­
ten Alija Isethecovic.“
Unsere Zeit, 17. Juli 1992

„Sowohl in der Koalitionsrunde als auch 
im Kabinett kam man überein, winterfe­
ste Unterkünfte für 20000 Flüchtlinge 
aus Bosnien in den Nachbarrepubliken 
Kroatien und Slowenien zu bauen. Dafür 
sind 50 Millionen DM vorgesehen.“ 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 22.7.1992

„... Lediglich Italien und Österreich 
sind bereit, Flüchtlinge aufzunehmen, 
die zu mehreren lausenden in Zügen 
ausharren. Zwischen den drei Regierun­
gen in Bonn, Rom und Wien wurde ab­
gesprochen, die Flüchtlinge zu je einem 
Drittel zu verteilen.“
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 22.7.1992

Hetze für Krieg 
und Waffenhilfe
„... Dies müßte — erstens — bedeuten, 
daß Serbien und Montenegro vom Welt­
sicherheitsrat und, der Klarstellung hal­
ber, auch von der EG als Aggressoren 
bezeichnet sowie faktisch als Kriegsgeg­
ner behandelt würden ... Des weiteren 
sollten die zivilisierten Staaten Überein­
kommen, uneingeschränkte Waffenlie­
ferungen an Bosnien-Herzegowina und 
Kroatien freizugeben ... Drittens müß­
te ernsthaft versucht werden, Serbien 
... in die Knie zu zwingen .. . Zudem 

tens — brüsk von der Idee eines Ver­
handlungsfriedens abgehen ...“
Die Welt, 28.7.1992
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Am 15. Juli beriet der Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen auf Antrag 
der Afrikanischen Gruppe in der UNO 

und der OAU über die Lage in Südafri- 
ka/Azania. Ein Ergebnis der Debatte ist 
die Entsendung des früheren US-Außen- 
ministers Vance als UN-Beauftragter
nach Südafrika. Vance soll in Gesprä­
chen mit allen am Konflikt beteiligten 
Parteien ein Ende des Terrors erreichen 
helfen. Wir dokumentieren im folgen­
den aus der Rede von Clarence Miamii 
Makwetu, Präsident des Pan Africanist 
Congress of Azania (PAC), die er wäh­
rend der zwei Tage dauernden Sonder­
sitzung gehalten hat. Die Sondersitzung 
wurde erstmals vollständig im südafri­
kanischen Fernsehen übertragen. — (uld)

Das Massaker von Boipatong 
ist nur die Spitze des Eisbergs 
Die Euphorie, die die scheinbar wunder­
vollen Reformankündigungen von Mr. 
F. W. de Klerk hervorgerufen hatten, 
mußte in der internationalen Gemein­
schaft ernüchterten Bedenken und ernst­
haften Fragen nach seinen wirklichen 
Motiven weichen. Die Euphorie wurde 
hervorgerufen durch die Aufhebung des 
Banns gegen den PAC und andere Orga­
nisationen und durch die Beseitigung 
einiger Gesetze. Mr. de Klerk wurde 
nach seinem Schönwettergesicht beur­
teilt und bekam Beifall. Er erhielt bevor­
zugte Behandlung, wo immer er hin­
kam.

Meine Behauptung ist, daß Mr. de 
Klerk von Anfang an seine innerste Auf­
fassung niemals geändert hat. Er ist 
durch den doppelten Druck des wach­
senden inneren Widerstands und die in­
ternationale Isolierungskampagne, die 
wirtschaftliche Strafsanktionen ein­
schloß, gegen seinen Willen gezwungen 
worden, eine reformerische Haltung 
einzunehmen. Kurz, die Reformen wa­
ren kein Ergebnis eines ernsthaften de­
mokratischen Willens, sondern das Re­
gime mußte sich auf sie einlassen, um 
sich selbst aus der Isolierung zu befrei­
en. Diese Sondersitzung des Sicherheits­
rats ist notwendig, weil — im Gegensatz 

. zur Auffassung einiger Regierungen — 
die Aufhebung des Drucks den leiden­
den, unterdrückten Massen nicht gehol­
fen hat, sondern dem mörderischen Re­
gime in die Hände spielte.

Mr. de Klerk hat zur selben Zeit Re­
formen angekündigt und eine nie ge­
kannte Welle der Gewalt angezettelt: 
7 000 Menschen sind seit dem 2. Februar 
1990 gestorben. Laut einer Pressekonfe­
renz, die der Generalmajor L.C.A. 
Pruis am 9. Juli 1992 durchführte, er­
warten die südafrikanischen Sicherheits­
kräfte ein Ansteigen der Gewalt in den 
nächsten sechs Monaten.

In Südafrika geschieht ein Völker­
mord an Afrikanern. Das Massaker von 
Boipatong, bei dem mehr als 51 unbe­
waffnete Frauen, Kinder und Männer 
am 17. Juni 1992 umkamen, ist kein iso­
liertes Unglück. Es ist nur die Spitze des 
Eisbergs. In diesem Massaker wurden 
das neun Monate alte Baby Aron Matho- 
pe und eine 85jährige Großmutter, Frau Die Hälfte der afrikanischen Babys stirbt, bevor die Kinder fünf Jahre alt sind. 
Elizabeth Ndamase, aus kurzer Entfer­
nung erschossen und brutal niederge­
metzelt. Schwangere Frauen wurden ge­
tötet. Die Täter dieses Verbrechens sind 
in Fahrzeugen des südafrikanischen Re­
gimes transportiert worden ...

Nach Angaben der zensierten Medien 
sind seit September 1984 über 12000 
Menschen getötet worden und mehr als 
7 000, seit sich de Klerk die Führung un­
seres Landes angemaßt hat. Seit 1990 
sterben täglich durchschnittlich sieben 
Afrikaner. Allein 1990 starben also im 
Durchschnitt 2920 Menschen ...

Unsere Menschen werden täglich in 
beträchtlicher Zahl getötet. Ich möchte 
hervorheben, daß das Unglück von Boi­
patong nur ein Mord aus einer Reihe von 
täglich aus politischen Gründen stattfin­
denden Morden ist, die das rassistische 
Regime verübt. Die Weigerung, die 
Spezialeinheiten aufzulösen, und das 
Beharren auf dem Einsatz von Söldner­
truppen, wie den früheren Mitglieder 
von Koevoet, dem Buffalo Bataillon 32, 
den Askaris, den Selous Scouts, der 
Black-Cat-Bande und die andauernden 
Geheimoperationen bestätigen nur das 
allgemeine Mißtrauen.

Die Erklärung des de-Klerk-Regimes 
von letzter Nacht, daß es das Buffalo 
Bataillon 31 und 32 und Koevoet auflö­
sen will und daß diese Leute integriert 
werden sollen in bestehende Polizeikräf­
te, ist eine neue Masche des Regimes, 
um die Weltmeinung in die Irre zu füh­
ren. Dabei will es auch noch den An­
schein erweckt, es habe unseren Forde­
rungen nachgegeben. Dies ist nicht der

In Südafrika findet ein Völkermord 
an Afrikanern statt — die UN soll eingreifen
Fall. Diese Söldnertruppen werden Be­
standteil der Sicherheitskräfte des Re­
gimes bleiben und solche Integration ist 
weit entfernt von unserer legitimen For­
derung nach der sofortigen und nach­
prüfbaren Entlassung dieser Sicherheits­
kräfte. ..

Wenn man die Taten des Regimes ein- * 
schätzen will, muß folgendes berück­
sichtigtwerden:
— Keine einzige Person ist bis jetzt in 
Verbindung mit den 49 Massakern, die 
in den letzten zwei Jahren in Transvaal 
passiert sind, überführt worden.
— Ironischerweise ist das Massaker 
von Trust Feeds im Dezember 1988 der 
einzige Fall, wo Verurteilungen gesi­
chert werden konnten. Diese Verurteil­
ten sind Polizisten.
— Bis jetzt sind keine Schritte unter­
nommen worden, um den Kopf der fo­
rensischen Polizeilabors, Gen. Lothar 
Neethling, zu suspendieren, nachdem in 
einem Zivilprozeß vor dem Obersten 
Gerichtshof im Januar letzten Jahres 
festgestellt wurde, daß wahrscheinlich 
wahr ist, daß er in die Vergiftung von 
Aktivisten verwickelt war. Obwohl die 
Harms-Kommission herausgeftinden 
hat, daß einige CCB-Mitglieder in poli-

tische Gewalt verstrickt sind, ist nie­
mand angeklagt worden. 20 oder mehr 
CCB-Mitglieder' werden weiterhin von 
der südafrikanischen Armee bezahlt.

Die südafrikanische Armee hat 1986 
in einer offiziellen Operation in Namibia 
200 Inkatha-Mitglieder ausgebildet, die­
se Leute wurden später in die Kwa-Zulu- 
Polizei aufgenommen. In beeidigten 
Aussagen haben einige dieser Ausgebil­
deten erklärt, daß sie für offensive 
Kriegsführung gedrillt wurden. Einige 
dieser Ausgebildeten waren später in 
den Natal-Terror verwickelt.

Eine Untersuchung der „Weekly 
Mail“ aus diesem Jahr enthüllte die Be­
nutzung ungesetzlicher Methoden — 
einschließlich der Benutzung gefälschter 
Autokennzeichen, von denen einige 
Leuten mit gutem Ruf und Unternehmen 
gehörten —, um eine Polizeioperation 
im Vaal zu decken.

Tag dieses Treffens ihr Land und ihre 
nationale Souveränität nicht zurück er­
halten haben. Unter diesen Umständen 
sind die Beschwörungen eines soge­
nannten „souveränen Staates“ nur Ver-. 
suche, die Geschichte unseres Landes zu 
verdrehen und zu fälschen und das Völ­
kerrecht im skandalösesten und größten 
Kolonialschwindel des 20. Jahrhunderts 
zu verbiegen. Azania wird erst dann ein 
unabhängiger und souveräner Staat sein, 
wenn die überwältigende, enteignete, 
einheimische afrikanische Mehrheit, de­
ren Land kolonisiert wurde, die Kontrol­
le über ihr unveräußerliches Recht auf 
Selbstbestimmung wieder erhält.

Azania wurde nach vielen nationalen 
Widerstandskriegen zu den vier separa­
ten britischen Kolonien Natal, Cape, 
Transvaal und Orange River Colonie, 
bis am 20. September 1909 die Briten 
den South Africa Act ausriefen. Einer

Dieser ernstzunehmende Versuch, die 
afrikanische Bevölkerung zahlenmäßig 
zu reduzieren, findet statt vor dem Hin­
tergrund massiver Rekrutierung weißer 
Einwanderer, insbesondere in osteuro­
päischen Ländern. Diese weißen Ein­
wanderer sollen den Anteil der weißen 
Bevölkerung in Südafrika erhöhen . . .

Die Resolution Nr. 554 des Sicher­
heitsrates vom 17. August 1984 erklärte 
die Apartheid-Verfassung von 1983, die 
bis zur dieser Minute noch gültig ist, für 
„null und nichtig“. Einwanderer, die 
unter dieser Verfassung die Staatsbür­
gerschaft erreichen, sind illegal und ihre 
Staatsbürgerschaft kann nicht legal sein.

der Gründe für die Vereinigung der vier 
Kolonien zu „Südafrika“ war, daß da­
mit bekämpft werden sollte, was die Ko­
lonialisten „eingeborene Gefahr“ nann­
ten — das ist die einheimische afrikani­
sche Mehrheit.

Nach den kolonialen Historikern 
Fowler und Smith war „der Transvaal 
beschäftigt mit den Bapedi und Swazis, 
Natal mit den Zulus .. . der Orange 
Freistaat mit den Basotho und die Kap- 
kolonie mit dem Stamm der Xhosa“.

Südafrika wurde 1919 in den Völker­
bund und 1945 in die Vereinten ge­
schmuggelt. Die Mitgliedschaft in die­
sen Körperschaften ist fälschlicherweise

Der PAC fordert den Sicherheitsrat auf, 
das südafrikanische Regime in einer Re­
solution aufzufordern, die andauernde 
Rekrutierung von Einwanderern zu 
stoppen, bis es einen „grundlegenden 
und unwiderrufbaren Wandel“ in Süd­
afrika gibt und bis eine demokratisch 
gewählte Regierung an der Macht ist.

Azania ist kolonisiert, die UNO 
muß die Krise beilegen helfen 
Der Pan Africanist Congress of Azania 
hat als erster den Ruf nach internationa­
ler Beteiligung zur Beilegung der Krise 
in Azania erhoben. Das Regime lehnt 
weiterhin bedeutende und effektive in­
ternationale Beteiligung ab, mit der Be­
gründung, das internationale Beteili­
gung Einmischung in die Angelegenhei­
ten eines souveränen Staates bedeute 
oder die Souveränität des Staates unter­
grabe. Das Regimes bezieht seine Sou­
veränität aus den de-facto bestehenden 
Beziehungen mit verschiedenen Län­
dern, abhängig von verschiedenen inter­
nationalen Darlehen.
' Die nackte Wahrheit ist jedoch, daß 
die afrikanischen Einheimischen Aza- 
nias kolonisiert worden sind und bis zum

als Dekolonisierung bezeichnet worden. 
Die Wahrheit ist, daß unsere Souveräni­
tät, die unsere heroischen Könige wie 
Hintsa, Dingane, Moshoeshoe, Sekhu- 
khuni, Adam Kok, Königin Mmathathi- 
se und andere besaßen, usurpiert bleibt 
und wir unter fremder rassistischer Min­
derheitsherrschaft verbleiben.

Das Südafrika-Problem ist ein inter­
nationales Problem. Es beinhaltet Kolo­
nialismus und Apartheid. Kolonialismus 
ist eine Verletzung des allgemeinen 
Rechts. Für Apartheid gibt es die Kon­
vention der Vereinten Nationen von 
1973 über die Unterdrückung und Be­
strafung des Verbrechens der Apart­
heid. Apartheid ist ein Verbrechen ge­
gen die Menschlichkeit. Noch mehr, wie 
dargelegt wurde, gibt es Völkermord in 
Südafrika. Dieses Verbrechen ist verbo­
ten durch die Konvention der Vereinten 
Nationen von 1948 über die Verhinde­
rung und Unterdrückung des Verbre­
chens des Völkermords.

Das letzte Referendum zeigt eindeu­
tig, daß Südafrika immer noch rassi­
stisch ist, daß lediglich 5 % der Bevölke­
rung als Menschen anerkannt werden. 
Afrikaner haben noch immer keine 
Stimme und kein Land. Im Gegensatz zu 
den sogenannten Aufhebungen (der 
Landgesetze, d. Red.) ist 83,7 % unseres 
Landes in der Hand von Weißen — und 
noch schlimmer, selbst das Land, das 
uns bereits 1936 versprochen wurde.
— Deshalb ist es Arroganz erster Klasse 
zu behaupten, Apartheid sei tot.
— Weniger als 5 % des gesamten Kapi­
tals gehört Afrikanern.
— Fünf bis sieben Millionen Afrikaner 
haben nicht genug zu essen.
— 50% der afrikanischen Kinder ster­
ben, bevor sie fünf Jahre alt werden.

Deshalb kann der Legitimität unseres 
Kampfes für die Veränderung des Status 
quo nur die Illegitimität der derzeitigen 
Regierung entsprechen.

Der PAC und die enteigneten afrikani­
schen Massen sprechen hiermit eine 
förmliche Einladung an die Vereinten 
Nationen aus, eine internationale Kom­
mission nach Südafrika zu senden, die 
Untersuchungen durchführen soll und 
Maßnahmen ergreifen soll, die ein tat­
sächliches Ende der Gewalt bringen 
können aus folgenden Gründen:
— Die Gewalt dauert an, unmenschlich, 
störend und zunehmend, ohne daß ein 
Ende in Sicht ist. . .
— Das Nationale Friedensabkommen 
hat versagt, es hat die Gewalt nicht ein­
geschränkt oder gezügelt, es kann kein 
Ende der Gewalt bewirken. Das Natio­
nale Friedenkomitee hat alle seine Kar­
ten ausgespielt und sitzt da und rauft sich 
die Haare. Es ist bezeichnend, daß dieje­
nigen, die sich gegenseitig der Gewalt 
bezichtigen, beide das Abkommen un­
terzeichnet haben und beide mit seiner 
Überwachung beauftragt sind. Diese 
Leute haben versagt.
— Das südafrikanische Regime und sei­
ne Agenturen, die das Friedensabkom­
men unterzeichnet haben, sind in die 
Gewalt verstrickt, zum Teil durch eige­
ne Agenten wie die Black Cat-Gang, die 
selbst eingestand, daß sie sich darin übt, 
unsere Menschen zu ermorden. Außer­
dem hat das Regime dabei versagt, be­
deutende Schritte für die Beendigung der 
Gewalt zu unternehmen, und es hat in 
einem marktschreierischen Versuch, die 
Beteiligung der Vereinten Nationen bei 
der Beendigung der Gewalt zu verhin­
dern, die Goldstone-Kommission mit 
ein paar ausländischen Gesichtem verse­
hen. Die Vereinten Nationen müssen 
eine internationale Kommission einrich­
ten. Die Kommissionen des Regimes, 
einschließlich der Goldstone-Kommis­
sion, sind unfähig, den Völkermord, der 
an den Afrikanern in Südafrika began­
gen wird, zu untersuchen. Das soge­
nannte „neue Südafrika“ ist zu einem 
Feld verrottender Leichen, weinender 
Waisen und Witwen, umringt von Sär­
gen, geworden ...

Ich habe keine andere Wahl, als den 
Sicherheitsrat aufzufordem, das südafri­
kanische Regime für seine Verwicklung 
in die Gewalt zu verurteilen, sowohl 
wegen seiner Handlungen wie auch we­
gen seiner Unterlassungen . ..

Schon jetzt, während ich spreche, ist 
das Problem internationalisiert durch die 
Einbeziehung von Söldnertruppen wie 
dem Buffalo Bataillon 32, das angolani­
sche und namibianische Koevoet-Bandi- 
ten als Söldner aufnahm .. .

Fremde Söldner internationalisieren 
das Problem. Der Sicherheitsrat muß die 
Lösung internationalisieren. Die Ver­
einten Nationen sollten die Auflösung 
und Entlassung der fremden Söldner­
truppen überwachen und die wahren Ur­
sachen der Gewalt untersuchen, mit der 
Absicht, die Täter zu identifizieren und 
mit den Azaniern eine Lösung auszuar­
beiten, die standhält. Der PAC ist bereit, 
umfassend mit einer solchen Kommis­
sion zur Gewalt zusammenzuarbeiten.

Die Aufhebung der Sanktionen gegen 
das südafrikanische Regime durch Teile 
der internationalen Gemeinschaft war 
verfrüht. Ausgewählte und freiwillige 
Sanktionen sollten verstärkt werden und 
ein Moratorium über Sportkontakte soll­
te eingeführt werden, bis Frieden und 
Demokratie durch Wahlen erreicht wor­
den sind ... Am Ende sollte dieses Tref­
fen den UN-Generalsekretär ermächti­
gen, einen neutralen Ort und Vertreter 
der UN zu bestimmen, um schnell die 
Diskussion über und die Wahl einer Ver­
fassunggebenden Versammlung einzu­
berufen, ihr vorzusitzen, sie zu überwa­
chen und zu vermitteln.

Die unmittelbare Aufgabe der breiten 
Befreiungsbewegung in der jetzigen 
Phase des Kampfes ist der Transfer der 
politischen Macht an eine nichtrassisti­
sche, demokratische Mehrheit.

Das einzige legitime und demokrati­
sche Forum für solch einen Transfer der 
Macht und die Ausarbeitung einer neuen 
Verfassung ist eine Verfassunggebende 
Versammlung, gewählt auf der Basis 
eine Person, eine Stimme in einem ein­
heitlichen Staat. Das jetzige Regime ist 
und kann kein Garant eines demokrati­
schen Wechsels sein. Die Massen unse­
res Volkes sind es.

Unser Standpunkt zu Codesa ist allge­
mein gut bekannt. Bei der Einführung 
wandten wir ein und tun es immer noch, 
daß Codesa
— nicht repräsentativ und undemokra­
tisch ist. Sicher für den ANC und SACP, 
ist das Forum vollgepackt mit Marionet­
ten des Regime, die keine Unterstützung 
bei den Massen haben.
— Ihre Struktur ist so, daß jede Mehr­
heitsregierung blockiert wird, indem die 
Forderung nach einer Verfassunggeben­
den Versammlung als kindisch hinge­
stellt wird.
— Sie hat kein Mandat, eine neue Ver­
fassung zu entwerfen, weder als Über­
gangs- noch als Endverfassung.
— Ihr fehlt die Neutralität, denn es gibt 
keinen neutralen Einberufer, Vorsitzen­
den und Vermittler.
—- Sie hat eine Struktur, die fettleibig, 
augeblasen und ineffizient ist. Und 
schließlich:
— Ihr fehlt Transparenz, weil die Be­
gleitung ihrer Verhandlungen durch die 
Medien und andere Formen der Bericht­
erstattung fehlen.

Im Kielwasser des Scheiterns von Co­
desa ist der PAC in seiner Behauptung, 
das Codesa ein Kaleidoskop der politi­
schen Intrige ist, bestätigt worden. Es ist 
nun eindeutig klar geworden, daß das 
Minderheitsregime nicht mit der guten 
Absicht verhandelt hat, eine tatsächliche 
Demokratie zu schaffen und entspre­
chend nicht darauf vorbereitet ist, die 
Macht abzugeben. Seine doppelte Ab­
sicht ist an Tageslicht gekommen, auf 
der einen Seite die Basis seiner Macht zu 
stärken und auf der anderen die Position 
der Befreiungsbewegung zu schwächen.

Der PAC hält konsequent 
an seinen Forderungen fest:
1. Demokratische Wahlen für eine ver­
fassunggebende Versammlung, die eine 
neue Verfassung ausarbeiten soll, müs­
sen unverzüglich durchgeführt werden.
2. Das Regime muß zuvor zugestehen, 
daß das einzige legitime und demokrati­
sche Forum für den Transfer der Macht 
und die Ausarbeitung einer neuen Ver­
fassung eine Verfassunggebende Ver­
sammlung ist, die auf der Grundlage 
eine Person, eine Stimme und einem all­
gemeinen Wahlregister in einem einheit­
lichen Staat gewählt wird, die Delegier­
ten hierfür*sollen nach Verhältniswahl­
recht gewählt werden.
3. Ein neu strukturiertes Forum, frei von 
den Mängeln, die Codesa hat, sollte ein­
berufen werden, um vertrauensvolle 
Verhandlungen möglich zu machen, mit 
dem Hauptziel, die Macht an die demo­
kratische Mehrheit zu überführen.
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Türkei: Die Regierung 
päppelt Neofaschisten

Internationale Umschau

„Die Regierung Demirel päppelt einen 
Neofaschisten auf \ unter dieser Über­
schrift berichtet die Stuttgarter Zeitung 
am 23. Juli über die massive Förderung 
des türkischen Faschistenführers Tür­
kesch durch die Regierung Demirel. Zur 
Erinnerung: Türkesch, der schon in den 
vierziger Jahren aus seiner Bewunde­
rung für Adolf Hitler keinen Hehl mach­
te, ehemaliger türkischer Armeeoberst, 
war 1960 einer der führenden Männer 
des damaligen Militärputsches gegen die 
Regierung Mcnderes. Mitte der sechzi­
ger Jahre zum Führer der faschistischen 
Partei MHP aufgestiegen, begann er mit 
dem Aufbau der berüchtigten Jugendor­
ganisation der „Grauen Wölfe“, einer 
paramilitärischen Kampftruppe, aus der 
u.a. der Papstattentäter Ali Agca hervor­
ging. Für den Aufbau der „Grauen Wöl­
fe“ war Hitlers SA ausdrücklich Vor­
bild. Mitte der 70er Jahre war die MHP 
mit Türkesch bereits einmal eine bedeu­
tende politische Kraft in der Türkei. Die 
damalige Regierung (unter dem heute 
wieder amtierenden) Demirel war im 
Parlament auf die Türkesch-Partei ange­
wiesen. Mitglieder der MHP stiegen zu 
dominierenden Positionen im türkischen 
Staats- und Militärapparat auf, Türkesch 
selbst zum Vizepremier. Schwerster 
Terror der „Grauen Wölfe“ gegen De­

Arbeiterprotest 
in Kroatien
In Kroatien entwickelt sich jetzt langsam 
der Widerstand gegen die Willkürherr­
schaft der alleinregierenden Partei HDZ 
und ihren Präsidenten, Franjo Tudjman. 
Im ganzen Land kursiert der Aufi'uf der 
kroatischen Arbeiterwirtschaft an Par­
lament und Regierung”. Dieser Aufruf 
ist vom „Bund der selbständigen Ge­
werkschaften” initiiert, der nach eige­
nen Angaben an die 66DÖ00 Mitglieder 
hat. Der „Bund“ fordert in dem Aufruf 
eine Anpassung der Löhne an die Preis­
steigerungsrate, Steuerbefreiung für 
Löhne unter 15000 Dinar (ca. 220 DM), 
die Erhöhung der Arbeitslosenunterstüt­
zung, kostenlose ärztliche Versorgung 
für die Armen, und das Unterbinden der 
Praxis in Kroatien, daß Beziehern von 
Arbeitslosenunterstützung Strom und 
Gas abgestellt wird. Weiter fordern sie 
eine garantierte Mitentscheidung bei der 
Leitung der Betriebe und kostenlose 
Ausgabe von Aktien an die Arbeiter, um 
zu verhindern, daß die Betriebe an die 
Günstlinge des Tudjman-Clans ver­
schachert werden. Es heißt dazu in dem 
Aufruf:„Es stimmt zwar, daß ein Teil 
der Aktien in Übereinstimmung mit dem 
Gesetz den Arbeitern verbilligt angebo­
ten wird, doch unsere Realität sieht so 
aus, daß unsere Arbeiter lediglich vor

Türkei: Staatsterror in 
kurdischen Gebieten
Die neue türkische Regierung setzt ihre 
Bemühungen fort, sich in Westeuropa 
ein „demokratisches“ Mäntelchen um­
zuhängen, um so Stockungen bei der Mi­
litär- und Wirtschaftshilfe aus der EG zu 
vermeiden. Daß in Wirklichkeit in den 
kurdischen Gebieten der Terror gegen 
die Bevölkerung ungebrochen weiter­
geht, dokumentieren die folgenden Be­
richte aus dem Kurdistan-Rundbrief.

So hindert die Gendarmerie im Gebiet 
um Diyarbakir die Saisonemtearbeiter 
daran, in Dörfern in der Gegend zu ar­
beiten, die keine „Dorfschützer“ haben, 
und versucht, sie mit Gewalt zur Arbeit 
in die „Dorfschützer“dörfer zu schik- 
ken. Ein ehemaliger Offizier und der 
Gendarroeriechef von Kocaköy kontrol­
lieren die Anwerbung und Einteilung 
der Saisonerntearbeiter.

In der Nacht des 1. Juli führte die Gen­
darmerie in der Provinz Tatvan-Bitlis 
eine Operation durch, bei der der Lehrer 
Kerem Ugur, Nayif Altun, Hüseyin Qo- 
lak und Abdullah ohne Angaben von 
Gründen verhaftet und gefoltert wurden.

Der 45jährige Necip Odaba§i fuhr zu 
dem Staatsminister Mehmet Kahraman 
nach Ankara, nachdem er vom Militär 

mokraten und Revolutionäre, vor allem 
in Kurdistan, war an der Tagesordnung.

An diese Tradition will Demirel offen­
bar wieder anknüpfen. Mit Zustimmung 
von Staatspräsident Özal soll Türkesch 
das gesamte Vermögen der 1980 vor­
übergehend verbotenen MHP als priva­
tes Eigentum zurückerhalten. Gleichzei­
tig nimmt Demirel den Faschistenführer 
auf alle seine Reisen in die (ehemals zur 
SU gehörenden) zentralasiatischen Re­
publiken mit. Türkesch und die türki­
schen Faschisten gehören schon lange zu 
den eifrigsten Propagandisten eines 
„großtürkischen Reiches“. Vielleicht 
bereitet Demirel so eine Neuauflage der 
alten Koalition zwischen ihm und den 
türkischen Neofaschisten aus den sieb­
ziger Jahren vor, falls die derzeit mit 
ihm koalierenden Sozialdemokraten zu 
„unsicher“ werden. Bei der letzten Ab­
stimmung im türkischen Parlament über 
die Verlängerung des Ausnahmezu­
stands in den kurdischen Gebieten halfen 
die Türkesch-Leute bereits der Regie­
rung: Als mehrere Abgeordnete der (an 
der Regierung beteiligten) sozialdemo­
kratischen SHP Bedenken wegen der 
Verlängerung des Ausnahmezustands 
äußerten, stimmten die Türkesch-Leute 
mit der Regierung und sicherten dieser 
so die erforderliche Mehrheit. — (rül)

die Wahl gestellt sind, ob sie Brot oder 
Aktien kaufen wollen . . . Wir aber stel­
len die Frage: Weshalb sollen wir kau­
fen, was eigentlich unser ist. Wir lassen 
den billigen Ausverkauf dessen, was wir 
in jahrelanger Arbeit mühsam und unter 
Entbehrungen geschaffen haben, nicht 
zu.“

Bei einem Durchschnittslohn von 
150 DM monatlich stoßen die Forderun­
gen des „Bundes“ auf große Zustim­
mung. Im alten Jugoslawien lag der 
Durchschnittslohn im Zeitraum von 
1965 bis in die 80er Jahre zwischen 500 
bis 1100 DM und betrug noch 1990 
1300 DM. Die kroatische Regierung 
versucht nun, mit allen Mittel den Arbei­
terprotest zu brechen. Welche Metho­
den dabei angewendet werden, be­
schreibt die angesehene kroatische Zei­
tung Danas: „Wenn der Widerstand der 
Justiz gegen staatliche Anordnungen 
bisweilen auch dadurch gebrochen wur­
de, daß man die Richter an die Front 
schickte, dann kann man sich vorstellen, 
wie man mit jenen verfahren wird, die 
versuchen, Gewerkschaftstribune zu 
werden. Deshalb besteht eine der Forde­
rungen der Arbeiter darin, das ihre Ver­
trauensleute gesetzlichen Schutz genie­
ßen sollen.“— (hav)

bedroht worden ist. Der Bauer aus dem 
zur Provinz Diyarbakir gehörendem 
Kreis Qermik wurde am 19. Juni in der 
Kreisstadt, wohin er gefahren war, um 
Einkäufe zu tätigen, von einem Offizier 
und von der politischen Polizei festge­
nommen und mit der Anschuldigung 
konfrontiert, er würde die PKK mit Le­
bensmitteln versorgen. Odaba§i, der 
dies zurückwies, wurde dann wieder 
freigelassen. Als er an der Bushaltestelle 
wartete, um in sein Dorf zurückzufah­
ren, wurde er dann zum zweiten Mal auf 
die Wache geschleppt und mit Tritten 
und Schlägen mißhandelt. Sie versuch­
ten ihn mit der Drohung, daß sie seinen 
Tod beschlossen hätten, wenn er nicht 
mit ihnen zusammenarbeitet, zu Agen­
tendiensten zu zwingen.

Bei Operationen der Sicherheitskräfte 
in Mu§-Malazgirt wurden 26 Menschen 
verhaftet, weil ihre Namen angeblich bei 
einem gefangenen PKK-Mitglied gefun­
den worden sein sollen. Zwei der ver­
hafteten Bauern wurden schwer gefol­
tert. In Bismil wurden am 3. Juli 15 
Menschen, darunter auch zwei zwölf­
jährige Kinder verhaftet und gefoltert. 
Quelle: Kurdistan-RundbriefNr. 16/92— (rül)

Mit einem pompösen Spektakel und in Anwesenheit zahlreicher ausländischer Eh­
rengäste hat die türkische Regierung am vergangenen Wochenende den „Atatürk- 
Staudamm“ (Bild) eingeweiht. Der Staudamm soll den Euphrat auf Kilometern stau­
en, eine Stadt und 29 Ortschaften werden ganz, zwei Städte halb und 110 Dörfer teil­
weise überschwemmt werden, um die Türkei künftig mit billiger Energie zu beliefern. 
Der Staudamm, mitten in den kurdischen Gebieten gelegen, wird die Position der 
Großgrundbesitzer weiter stärken, weil nur sie das Wasser zahlen können. Tropen­
fachleute gehen bereits heute davon aus, daß der Damm das Klima verändern und 
die Region zu einer Brutstätte von Malaria-Fliegen machen wird. Zudem hat die Tür­
kei angekündigt, daß sie auch künftig beanspruchen wird, die Wasserführung des 
Euphrat, der wichtigsten Wasserquelfe Syriens und des Irak, zu kontrollieren. — (rül)

Slowakische Linke 
hofft auf EG
Die öffentliche Meinung in beiden Teil­
republiken ist deutlich gegen eine Auf­
lösung der Tschechoslowakei. Deswe­
gen sind die führenden Politiker sowohl 
der Tschechei als auch der Slowakei 
gegen ein Referendum über die künftige 
Verfassung. Jetzt zeichnet sich aller­
dings ab, daß es auch in den Parlamenten 
unter Umständen nicht zu einer Mehr­
heit reicht. Die zweitstärkste Partei in 
der Slowakei, die Demokratische Linke 
(hervorgegangen aus der Kommunisti­
schen Partei), die einer neuen Verfas­
sung zustimmen müßte, zögert ange­
sichts der Meinungsumfragen. In der 
Begründung bezieht sie sich allerdings 
darauf, daß Grenzen und nationale Sou­
veränität angesichts der EG sowie 
nebensächlich würden, nach Radio Prag, 
Sendung in deutscher Sprache, 27.7. — (alk)

Sandi nistische Veteranen 
fordern Land
Die Polizei lieferte protestierenden Ve­
teranen der sandinistischen Armee vor 
dem Präsidentenpalast in Managua ein' 
Feuergefecht, bei denen elf Personen 
verletzt wurden. Die ehemaligen Ange­
hörigen der sandinistischen Armee for­
dern als Ausgleich für ihre Zwangsmo­
bilisierung Landzuweisungen und finan­
ziellen Entschädigung. Die Regierung 
sucht die Konfrontation mit den Sandini­
sten; sie wolle in jedem Fall „für Recht 
und Ordnung“ sorgen. — (alk)

Weitere Monopolisierung 
bei Halbleiterproduktion
Die drei großen Elektronikkonzerne 
IBM (USA), Toshiba (Japan) und Sie­
mens (BRD) haben eine „strategische 
Allianz“ zur weiteren Entwicklung von 
Speicherchips abgeschlossen. Die Tech­
nologie zur Produktion dieser elektroni­
schen Bauteile fließt in die Herstellung 
anderer Bauteile von elektronischen 
Rechnern ein und ist daher grundlegend 
für Leistungsfähigkeit und Kosten von 
Computern. Die Entwicklung von Spei­
cherchips mit einer Kapazität von 256 
Megabit, einer 16mal größeren Kapazi­
tät wie gegenwärtig möglich, soll in den 
Labors der IBM in den USA vorgenom­
men werden; Toshiba soll Produktions­
verfahren beisteuern; Siemens ist wegen 
seiner Kapitalkraft und dem Zugang 
zum europäischen Markt gefragt. Die 
Entwicklungskosten werden auf „über 
eine Milliarde Dollar“ geschätzt, was 
nach Angaben der drei Konzerne eine 
Verteilung des „Risikos dieser Investi­
tion in eine kritische Technologie“ er­
forderlich mache. Die Allianz richtet 
sich vor allem gegen japanische Konkur­
renten, die etwa 80 % des Weltmarktes 
mit Speicherchips beliefern. Die Kon­
kurrenz zwischen den beteiligten Mono­
polen ist mit dem Abkommen allerdings 
nicht eingestellt: IBM hat die Herstel­
lung von Chips mit Röntgenstrahlen, 
was eine weitere Verkleinerung ermög­
lichen soll, vom Kooperationsvertrag 
ausgenommen. Man darf gespannt sein, 
ob die Firma Siemens erneut auf Mittel 
des Forschungsministeriums durchgrei­
fen wird. NZZ, 15.7. — (alk)

IMB ruftzu Spenden 
für Südafrika auf
Der Internationale Metallgewerk­
schaftsbund hat seine Mitgliedsverbän­
de gebeten, den südafrikanischen Metal­
lern, die sich inmitten einer schweren 
Krise ihrer Geschichte befinden, Geld­
spenden zuzugestehen, im Rahmen eines 
konzertierten Aktionsprogramms zur 
sofortigen Finanzhilfe an ihre Mitglie­
der und zur industriellen Druckaus­
übung auf das Apartheidregime für die 
Schaffung eines demokratischen politi­
schen Systems im Land.

Dieses intensivierte politisch-indu­
strielle Engagement ist die Folge des 
Massakers von Boipatong, mit dem die 
Verteidiger bleibender weißer Vorherr­
schaft und ihre Alliierten in der Inkatha-: 
Bewegung der ganzen Welt ihr wahres 
Gesicht gezeigt haben.

In einem Schreiben an alle IMB-Ver- 
bände erklärt IMB-Generalsekretär Ma- 
cello Malentacchi: „Wie immer sind es 
in den meisten Ländern der Welt die Me­
taller, die im Kampf gegen die Ausbeu­
tung der Arbeitnehmer in vorderster 
Front stehen. Unsere Mitgliedsverbän- 
de, überall, können und müssen ent­
scheidend dazu beitragen, das abscheu­
erregendste politische System der 
Menschheitsgeschichte zu beseitigen.“ 
NUMSA, der größte südafrikanische 
IMB-Verband in der Metallindustrie, 
steht in einem Lohnkampf mit Arbeitge­
ber in der Eisen-, Stahl- und Autoindu­
strie. Die rasch zunehmende Inflation 
senkt die Kaufkraft der Metaller dra­
stisch, und auch der Arbeitslosenanstieg 
um 40 Prozent stärkt die Macht der Ar­
beitgeber. In den nächsten Wochen muß 
mit Streiks gerechnet werden, und der 
IMB bittet seine Mitgliedsverbände, 
„NUMSA und die gesamte fortschrittli­
che Gewerkschaftsbewegung in Südafri­
ka mit großzügigen Spenden zu unter­
stützen.“
Pressedienst des Internationalen Metallgewerk­
schaftsbundes, Nr. 19, 8.7. — (ros/AGM)

Mitte Juni begann bei der Elektronik-Firma Burnsall Ltd. in Birmingham ein Streik von 
zumeist indischen Arbeiterinnen, der ein bezeichnendes Licht auf die Arbeitsbedin­
gungen und Löhne wirft, die die Kapitalisten unter der Ära Thatcher in Großbritannien 
erzwungen haben. Die 28 Arbeiterinnen und Arbeiter verlangen u.a. eine Anerken­
nung ihrer Gewerkschaft, gleichen Lohn für die Frauen (diese verdienen derzeit 2,22 
Pfund pro Stunde, das sind umgerechnet 6,35 DM, die Männer verdienen 2,8 Pfund, 
d.h. ca. 8 DM die Stunde) und eine Verringerung der enormen Überstunden. Derzeit 
liegt die wöchentliche Arbeitszeit zwischen 56 und 65 Stunde pro Woche. — (rül, Bild: 
„Fight Racism! Fight Imperialisml“, Zeitung der Revolutionary Communist Group, 15. Juli 1992)

Wer und was verhindert den 
Frieden in Kampuchea?
Die Roten Khmer, ertönt es aus den im­
perialistischen Medien. In der Tat ver­
weigern diese ihre Entwaffnung,, solan­
ge nicht erwiesen ist, daß die Vietname­
sen das Land verlassen haben. Auch 
werfen sie der UNO vor, die zugesagte 
Unterstützung einseitig dem von Viet­
nam eingesetzten Regime zukommen zu 
lassen. Die Kritik der Roten Khmer er­
weist sich angesichts folgender Tatsa­
chen als berechtigt: Die Ankunft der 
Untac-Friedensstreitmacht (20000 Per­
sonen) führt zu einer ungeheuren Ver­
schärfung aller Widersprüche. Während 
das Land dakinsiecht, die Bauern nur 
schwer zu überleben wissen, erlebt die 
Hauptstadt Phnom Penh einen wilden 
Konsumboom, wird, wie die Neue Zür­
cher zu berichten weiß, zu einem „Para­
dies für Geschäftemacher, Spekulanten 
und Glücksritter“ aus dem Ausland. 
„Der Zweck, in Phnom Penz wirtschaft­
liche aktiv zu werden, besteht nur in sel­
tenen Fällen darin, auf lange Sicht etwas 
auf die Beine zu stellen, sondern rasch 
zu viel Geld zu kommen .. .“ Diese Ent­
wicklung verstärkt und beschleunigt 
auch die vietnamesische Kolonisations­
bewegung, die seit vielen Jahren von der 
vietnamesischen Regierung gefördert 
wird. Eine halbe Million Vietnamesen 
hat sich inzwischen in Kampuchea nie­
dergelassen. — (scc)

Streiks von Bergarbeitern 
in Polen

Tn den staatlichen Kohlebergwerken 
rund um Katowice streiken seit dem An­
tritt der neuen Regierung fast täglich 
Bergarbeiter. Die Bergarbeiter fordern 
Lohnerhöhungen und die Abschaffung 
der sogenannten Popiwek-Steuer. Diese 
Abgabe muß jeder Staatsbetrieb ablie­
fern, wenn er die zentral vorgegebene 
Lohnquote überschreitet. So kommt es 
zwar zu Vereinbarungen der 
Belegschaften mit den Direktoren der 
Bergwerke z.B. über die Auszahlung 
einer einmaligen Lohnzulage von rd. 
einer Million Zloty (etwa 120 DM) 
sowie laufenden Erhöhungen in den 
nächsten Monaten, die dann aber an der 
Popiwek-Steuer scheitern.

Die Bergarbeiter hatten in den siebzi­
ger Jahren als Ausgleich für die schwere 
und gesundheitsgefährliche Arbeit ver­
gleichsweise hohe Löhne und eine gute 
Versorgung mit Wohnungen; nach dem 
Zusammenbruch der Ostmärkte sollen 
18 der insgesamt 70 Zechen geschlossen 
werden. Da aber die Versprechungen 
der Regierung, daß die Marktwirtschaft 
eine rasche Umstrukturierung erlaube 
und die überflüssigen Bergarbeiter in 
anderen Branchen unterkämen, sich 
nicht erfüllen, herrscht unter den Berg­
arbeitern große Unzufriedenheit. Die 
Streiks werden inzwischen oft von 
„Selbsthilfeorganisationen“ durchge­
führt, die aus der Solidarnoc entstande­
nen Arbeitervertretungen haben an Ein­
fluß verloren.

Auch die Kleinbauern führen Aktio­
nen durch. Die Landsektion der Solidar­
noc hat ebenfalls an Einfluß eingebüßt; 
Samoobrona (Selbstverteidigung) heißt 
die Organisation, die in den letzten Wo­
chen Straßenblockaden organisierte. 
Die Forderungen richten sich gegen die 
drückende Verschuldung; die Banken 
werden einer Wucherzinspolitik ange­
klagt. NZZ, 22. 7. - (alk)
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„Hexenjagd“ nach 
Leukämiegutachten ?
Bremen. Mit „Hexenjagd“ überschrieb 
Prof. Inge Schmitz-Feuerhake einen 
„Bericht in eigener Sache“, in dem sie 
Beispiele für die fachliche Diskriminie­
rung durch eine Gruppe von Professoren 
u.a. „Kollegen“ aus dem Fachbereich 1 
(Physik/Elektrotechnik) der Bremer 
Uni auflistete. Sie ist seit 20 Jahren auf 
dem Gebiet der medizinischen Physik an 
der Uni tätig. Sie ist Leiterin der radio­
aktiven Landesmeßstelle, die nach dem 
Unfall in Tschernobyl eine große Rolle 
spielte. In letzter Zeit geriet sie mit Un­
tersuchungen über eine auffällige Häu­
fung von Leukämiefällen in der Nähe 
des Kernkraftwerks Krümmel an der 
Unterelbe in die öffentliche Diskussion 
und in die Kritik der Atomindustrie und 
ihrer Vertreter bzw. Unterstützer.

Ende Mai führte die Wissenschaftli­
che Einheit Frauenforschung der Bre­
mer Uni eine Veranstaltung zur Unter­
stützung der Professorin durch. Kriti­
siert wurde von den Teilnehmern der 
Veranstaltung das Vorgehen einer Grup­
pe um den Fachbereichssprecher Prof. 
Aufschnaiter, die die Physikerin seit lan­
gem durch die schlechte Ausstattung und 
eine Abqualifizierung ihrer wissen­
schaftlichen Arbeiten diskriminiert. Be­
kannt sind z.B. negative Gutachten für Quelle: Bremer Nachrichten vom 25.5. und 3.6. 
von ihr beantragte Geräte oder Stellung- 92 sowie diverse Presseberichte zu den Leukä- 
nahmen gegen ihre Wahl in eine uniin- miefällen in der Region um Krümmel — (wjo)

• r

Krupp Widia: Abbau 
von 1/3 der Belegschaft
Essen. Vor zwei Jahren hat Krupp- 
Chef Cromme umfangreiche Rationali­
sierungsmaßnahmen angekündigt. Nach 
dem Grundsatz „Zukaufen, Kooperie­
ren, Abstoßen“ sollten alle Konzernun­
ternehmen auf eine Umsatzrendite von 
mindestens 20% gebracht werden. 
Durch den Aufkauf des Hoesch-Kon- 
zerns, der inzwischen unter Dach und 
Fach ist, ist die Umsetzung dieser Ab­
sichten offensichtlich noch einmal for­
ciert worden. Zwar sollen durch die Fu­
sion offiziell nur 1800 Arbeitsplätze 
wegfallen. Um Krupp zu einem „inter­
nationalen, ergebnisstarken Weltkon­
zern“ (1) zu machen, ist jedoch noch 
größere Brutalität bei der Durchforstung 
der Konzern-Betriebe angesagt.

In Essen bauen zur Zeit alle Konzern- 
Unternehmen die Belegschaften ab. Al­
lein bei der Krupp Widia GmbH wurden 
seit Dezember 1990 über 650 Beschäf­
tigte wegrationalisiert, die Belegschaft 
liegt heute bei etwa 1800 Leuten. Weite­
re 140 werden auf der Grundlage eines 
Ende letzten Jahres vereinbarten Sozial­
plans bis zum Jahresende ausscheiden. 
Inzwischen ist jedoch sicher: Das Ende 
der Fahnenstange ist damit noch nicht 
erreicht. Eine Rationalisierungsfirma, 
die bereits seit März im Betrieb ist, hat 
u.a. den Auftrag, die Stillegung ganzer 
Betriebsteile zu überprüfen.

Krupp Widia ist einer der größten 
Hartmetall-Produzenten der BRD. Bei 
einem Umsatz von 565 Mio. DM wies 
die Widia-Gruppe 1991 jedoch Verluste 
in Höhe von 92,9 Mio. DM aus. Diese 
Entwicklung war nicht nur Einbrüchen 
bei der Auftragslage geschuldet, son­
dern die Folge von jahrelang ver­
schleppten Bilanz-Bereinigungen. Die 
alte, vom Konzern inzwischen ausge­
tauschte Geschäftsführung, hat in eini­
gen Bereichen Fertigungskapazitäten 
aufgebaut, die nicht annähernd ausgela­
stet werden können. Zeitschriften wie 
das „Manager-Magazin“ bezichtigen 
sieder „Traumtänzerei“ (2).

Kem des Rationalisierungskonzepts 
der neuen Geschäftsführung ist jedoch 
nicht einfach Kapazitätsäbbau, sondern 
die Steigerung der Produktivität, u.a. 
durch Übernahme von Elementen des 
japanischen Modells „schlanker Pro­
duktion“. Der erste Schub des Beleg­
schaftsabbaus beruhte auf einer nackten 
Kopfzahlreduzierung, quer durch alle 
Abteilungen, durch die die Stammbeleg­
schaft ins Unerträgliche verringert wur­
de. Ebenfalls in Richtung Produktivi­
tätssteigerung zielt der Versuch, flexible 
Schichtsysteme mit regelmäßiger Sam­
stagsarbeit einzuführen. Belegschaft 
und Betriebsrat konnten dies seit über 
einem Jahr verhindern. Der Druck der 
Geschäftsführung wächst jedoch.

Zur Zeit werden die Organisations­

terne Kommission. Prof. Jens Scheer 
schreibt in einem Leserbrief:

„So widerliche und hinterhältige An­
griffe, wie Inge Schmitz-Feuerhake sie 
nun endlich einmal dokumentiert hat, 
haben etliche Kollegen im FBI auch 
schon erlebt; bei keinem der männlichen 
Jagdopfer aber waren sie so verletzend 
und ehrabschneidend in Hinsicht auf die 
Qualität der wissenschaftlichen Arbeit 
. .. Ganz klar, daß da auch ihr Ge­
schlecht eine wesentliche Rolle spielt 
. .. Die herrschende Clique im FB1 ist, 
glaube ich, ernstlich der Meinung, das 
mangelnde Interesse der Industrie, 
Drittmittel hineinzupumpen, läge an 
dem uralten Image des FB als einer wis­
senschaftlichen Keimzelle der Anti- 
AKW-Bewegung. Darum soll alles aus­
gerottet werden, das nur entfernt Asso­
ziationen daran wecken könnte. Wieviel 
schlimmer, wenn durch die nun wirklich 
bahnbrechenden Arbeiten von Inge 
Schmitz-Feuerhake und ihren Mitarbei- nen, von denen eine polizeilich zusam- 
terinnen und Mitarbeitern die Atomin­
dustrie ernstlich in Bedrängnis gerät, 
weil sich über bloße Statistiken hinaus 
durch radiologische Untersuchungen 
zeigt, daß'AKWs auch ohne schwere 
Unfälle Menschen töten .. .

strukturen neu geordnet, kleinere Auf­
träge und Sonderwerkzeuge an „Gara­
genfirmen“ als Zulieferer abgegeben 
und die Umsetzung des Grundsatzes 
„ein Produkt, ein Standort“ geprüft. 
Dadurch sind vor allem die Bereiche 
Trägerwerkzeuge und Konstruktions­
bauteile bedroht. Gerade die Träger­
werkzeugfertigung ist in den letzten Jah­
ren mit modernsten Maschinen ausge­
baut worden. Wird diese Produktion 
ganz auf Zulieferer verlagert oder mit 
der Fräserfertigüng im. Werk Widia 
Heinlein bei Nürnberg zusammenge­
faßt, so fallen in Essen noch einmal 160 
Arbeitsplätze weg.

Ende letzten Jahres hat der Betriebsrat 
einen Sozialplan durchgesetzt, der die 
Möglichkeit von vorzeitigen Pensionie­
rungen und Aufhebungsverträgen fest­
schreibt. Spätestens seitdem die Ziele 
des Belegschaftsabbaus im März das er­
ste Mal nach unten korrigiert wurden, 
gibt es wachsende Unruhe. Vor allem in 
den davon betroffenen Bereichen legte 
die Belegschaft mehrfach die Arbeit nie­
der und erzwang Informationsversamm­
lungen. Zu befürchten ist, daß ein weite­
rer Abbau der Belegschaft nicht ohne be­
triebsbedingte Kündigungen gehen wird 
und die Geschäftsführung den bestehen­
den Sozialplan verschlechtern will.

Grundlage der Gegenwehr sind For­
derungen, die vom IG Metall-Vertrau­
enskörper im April beschlossen wurden: 
Keine Verschlechterung des Sozial­
plans; kein weiterer Abbau von Arbeits­
plätzen; Abbau der in einigen Betriebs­
teilen noch verfahrenen Überstunden in 
Richtung Null; Einhaltung der tarifli­
chen Bestimmungen in punkto Arbeits­
zeit und Lohn. In einer Stellungnahme 
vom 1.7.1992 heißt es: „Entscheidun­
gen über Konzepte für die Zukunft von 
Krupp Widia dürfen nicht nur betriebs­
wirtschaftliche Gesichtspunkte berück­
sichtigen, sondern müssen den Erhalt 
des Standortes für Trägerwerkze ige und 
Konstruktionsbauteile zum Ziel haben.“

Wie die Auseinandersetzung weiter­
geht, wird von den Planungen der Ge­
schäftsführung abhängen. Die Ergebnis­
se der Rationalisierungsuntersuchungen 
sollten ursprünglich Ende Juli vorgelegt 
werden. Der Termin ist jetzt auf Mitte 
September verschoben. Für den wahr­
scheinlichen Fall, daß tatsächlich die 
Stillegung von Produktionsbereichen 
auf den Tisch kommt, will der Vertrau­
enskörper einen Aktionsplan ausarbei­
ten. Gleichzeitig hat der Betriebsrat die 
Technologieberatungsstelle des DGB 
und eine DGB-eigene Beratungsfirma 
eingeschaltet, um alternative Produkti­
onsmöglichkeiten zu erörtern.
Quellenhinweise: (1) Cromme bei der Hanno­
ver-Messe 1992, zitiert nach „Krupp aktuell“ 
4/92; (2) „Manager-Magazin“, 3/92 — (kw)

Personalabbau nicht mehr 
„sozialverträglich“
Hannover. Das Arbeitsforderungsge­
setz soll geändert werden, so daß Unter­
nehmen ältere Beschäftigte nicht mehr 
auf Kosten der Arbeitslosen- und Ren­
tenversicherung loswerden können 
(5 8er-Regelung). VW-Gesamtbetriebs­
ratsvorsitzender Volkert dazu: „Volks­
wagen kann eine Fortführung der Vor­
ruhestandsregelung nicht bezahlen, weil 
sich die ohnehin schon dreistelligen Mil­
lionenkosten für das Unternehmen noch­
mals verdoppeln würden. Das ist eine 
schlimme Sache, die den geplanten Per­
sonalabbau belasten wird.“ Volkert for­
dert das Unternehmen auf, bei der ent­
fallenden Möglichkeit des „sozialver­
träglichen“ Personalabbaus nicht mehr 
so intensiv über Fremdvergabe nachzu­
denken und die Pläne, die Fertigungs­
und Dienstleistungstiefe zu reduzieren, 
neu zu überdenken. — (gka)

Nach dem Schönau-Pogrom 
Forderungen an den OB
Mannheim. Nach zwei vom Oberbür­
germeister verbotenen Demonstratio- 

mengeschlagen, die andere toleriert 
wurde, beteiligten sich am 13.7. ca. 200 
Leute an einer Veranstaltung: „Asyl ist 
Menschenrecht. Gegen Lagerpolitik, 
Rassismus und Polizeiknüppel — Schön­
au mahnt“. Die Veranstaltung war von 
verschiedenen linken Organisationen 
und Initiativen sowie vom evangelischen 
Bezirksjugendpfarrer (gegen den Willen 
des Dekans) unterstützt worden. Fast 
einstimmig verabschiedete die Ver­
sammlung eine Resolution an OB und 
Gemeinderat: Aufklärung der rechts­
widrigen Maßnahmen gegen die beiden 
Demonstrationen, korrekte Unterbrin-

Ausländerbeirat setzt
sich Zielpunkte
Göttingen. Die „Göttinger Blätter'* ha­
ben ein Interview mit dem neu gewählten 
Vorsitzenden des Ausländerbeirates ver­
öffentlicht. Wir bringen einen Auszug 
daraus. — (gka)

Frage: Anwar, ... mit was für Zielen i 
und Vorstellungen geht der Beirat an die 1 
Öffentlichkeit ? <
Anwar: Wir verstehen uns als Interes­
senvertretung der in der Stadt Göttingen 
lebenden Migrantinnen und Migranten, 
d.h. wir haben die Aufgabe und die 
Pflicht, die Interessen dieser Bevölke­
rungsgruppe gegenüber der Stadtver­
waltung und gegenüber den Kommunal­
politikern zu vertreten. Wir wissen aber 
ganz genau, daß es eine gewisse Diskri­
minierung auf allen Ebenen gibt, wo die 
Einwanderinnen sehr stark betroffen 
sind. Als eine soziale Randgruppe, die 
kein politisches Mandat hat, sind sie be­
sonders benachteiligt. Diese Diskrimi­
nierung findet sich auf allen Ebenen: 
Auf der Arbeitsmarktebene, Wohnungs­
marktebene, sozialen Ebene ... Daher 
ist unsere Aufgabe besonders schwierig. 
Daher haben wir letztes Jahr versucht, 
unsere Ziele auch in einer Broschüre zu 
den Kommunalwahlen darzulegen (siehe 
auch Politische Berichte Nr. 20 / 91) . ..

Wir haben uns für dieses Jahr vorge­
nommen, die Chancengleichkeit der 
Emigranten auf drei verschiedenen Ebe­
nen zu konzentrieren. Die erste Ebene 
ist das Schulwesen. Wir merken ganz

gung von Asylsuchenden und Flüchtlin­
gen. Statt für eine Änderung des Grund­
gesetzes Artikel 16 öffentlich zu plädie­
ren, solle der Oberbürgermeister bei 
Bund und Land für bessere Unterstüt­
zung zur Bewältigung der gestellten 
Aufgaben vorstellig werden. — (tht)

Justizminister: 
lebenslänglich muß bleiben
Stuttgart. Der baden-württembergische 
Justizminister Schäuble (CDU) befürch­
tet, daß bei Verurteilungen zu lebenslan­
gen Haftstrafen möglicherweise eine 
Lockerung eintreten könnte und hat be­
tont, er wolle „Sanktionen für das 
schwerste Tötungsdelikt“ nicht ab­
schwächen. Die abschreckende Wir­
kung von Strafen und damit die Andro­
hung lebenslanger Haft müßten bleiben. 
Anlaß war ein Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts vom Juni, wonach die 
Vollstreckungsgerichte rechtzeitig vor 
Ablauf von 15 Jahren über Strafausset­
zung entscheiden und bei Ablehnung der 
Entlassung mitteilen müssen, bis wann 
die Haft fortgesetzt werden soll.
Quelle: Stuttgarter Zeitung, 20.7. — (evc)

Flüchtlinge: NRW 
zahlt Gelder zu spät
Essen. Die Sozialdezementen von neun 
Ruhrgebietsstädten haben in einem ge­
meinsamen Papier die schleppende Er­
stattungspraxis der nordrhein-westfäli­
schen SPD-Landesregierung für die 
Auslagen, die den Städten bei der Unter­
bringung von Flüchtlingen entstehen, 
angegriffen. Erfreulich ist, daß endlich 
einmal nicht die Flüchtlinge als Sünden­
bock für leere Haushaltskassen herhal­
ten müssen, wie es gerade die Oberstadt­
direktoren aus dem Ruhrgebiet mehr­
fach getan haben. Stattdessen wird öf-

deutlich, daß es dort sehr gravierende i 
und aktuelle Probleme gibt. Da sind die 
Schulkinder von Migrantinnen, vor al­
lem von Asylbewerberinnen und Flücht­
lingen, die nicht ausreichend und genü­
gend von den Schulen berücksichtigt 
werden. Da kommt ein Schulkind, das 
wird in eine Schulklasse geschmissen, 
ohne daß es eine Vorbereitung gehabt 
hätte. Das heißt, da wird keine Sprach­
hilfe geleistet und kein Nachhilfeunter­
richt organisiert, dies führt natürlich da­
zu, daß unheimlich viele ausländische 
Schulkinder sehr schnell mit Problemen 
konfrontiert werden, die sie nicht bewäl­
tigen können. Wir versuchen, auf die 
Kommune und auf die Verwaltung 
Druck zu machen, daß sie ein vernünfti­
ges Konzept für einen Nachhilfeunter­
richt, ein vernünftiges Konzept für 
eine pädagogische Betreuung dieser Schul­
kinder erarbeiten und auch in die Praxis 
umsetzen. Das ist ein Bereich, den wir 
dieses Jahr sehr ernst nehmen wollen.

Ein zweiter Bereich ist die Wohnungs­
not. Wir haben von der Verwaltung ge­
fordert, daß eine Bestandsaufnahme 
gemacht wird, wie stark die Wohnungs­
not die Migrantinnen betrifft.

Ein weiterer Bereich, auf den wir uns 
dieses Jahr konzentrieren, ist die allge­
meine politische Forderung. Wir leben 
in einer Zeit, wo der Rechtsradikaiismus 
sehr verbreitet ist. Der Rassismus ist 
auch in Göttingen ausgebrochen. Wir 

’ hören immer häufiger von Migrantin-

fentlich aufgedeckt, wie das Land des 
Kommunen zustehendes Geld vorenthäh 
— und damit Probleme schürt. Allem 
der Stadt Essen sind 30 Mio. DM seh 
1990 bisher nicht erstattet worden. Zu 
befürchten ist, daß die Erstattungsbeträ­
ge für 1991 erst 1994 gezahlt werden. 
„Es entsteht der Eindruck, daß das Land 
durch immer neue Anforderungen im 
Prüfungs- und Abrechnungsverfahren 
Erstattungen vermeiden oder zumindest 
herauszögern möchte. Ohne eine zeitna­
he und vollständige Erstattung ... sind 
die Städte nicht mehr in der Lage, den 
ihnen übertragenen Aufgaben nachzu­
kommen. Durch die Formulierungen im 
Flüchtlingsaufhahmegesetz, nach dem , 
die Gemeinden nur im Rahmen der ver­
fügbaren Haushaltsmittel vom Land Er­
stattungen zu erwarten, werden die Städ­
te zu bloßen Bittstellern degradiert ... 
Der menschenwürdige Umgang mit 
Flüchtlingen ist nicht mehr sicherzustel­
len. Der soziale Friede in den Städten ist 
gefährdet.“
Quelle: WAZ, 15.7.1992 — (syb) ••

Tarifabschluß für Kinos: 
bis zu 7,5 % mehr ab 1. Juli
Stuttgart. Für die ca. 10000 Beschäftig­
ten in den westdeutschen Kinos schloß 
die IG Medien einen neuen Tarifvertrag 
zum 1.7. ab: Die Grund Vergütung der 
Ortsklasse S wird um 90 DM, der Orts­
klassen A und B um 110 DM erhöht. Die 
Beschäftigten der Ortsklasse S erhalten 
den Nachtarbeitszuschlag von 50% ab 
23 Uhr. Für die Ortsklasse S (Ur- und 
Erstauffiihrungskinos in Großstädten) 
bringt das Einkommenserhöhungen von 
130 bis 160 DM, das entspricht 5,8 bis 
7,5 %. Für die Ortsklassen A und B be­
trägt die Erhöhung im Volumen bis zu 
7,3 %. Der Tarifvertrag hat eine Lauf­
zeit von zwölf Monaten. — (ulk)

i

i

Kirchenasyl der Roma 
in NRW dauert an
Köln. Die Verfolgung der Roma 
im faschistisch besetzten 
Jugoslawien von 1941 bis 1945 
haben antifaschistische Autoren 
Karola Frings, Cordula Lissner 
und Frank Sparing in einem Buch 
zusammengestellt. Sie stellten 
es auf einer Pressekonferenz 
des Rom e.V. vor. Anwesende 
Roma (Bild) berichten über 
ihr Leben unter dem Faschismus, 
unter ihnen ein 96jähriger Mann, 
der erklärte, er würde gerne 
in der BRD sterben, deshalb sei 
er für das Bleiberecht der Roma. 
- (jöd)

nen, daß sie belästigt und beschimpft 
werden — auch in ihren Wohngebieten. 
Deswegen fordern wir von den Kommu­
nalpolitikern, von der Stadt Göttingen, 
daß ein vernünftiges und realisierbares 
Konzept vorgelegt wird. Konkret (auch 
eins), das dem Fremdenhaß und Rassis­
mus entgegengesetzt wird. Wir orientie­
ren auf ein Konzept, das auch in anderen 
westeuropäischen Ländern umgeseta 
wurde und zum Teil auch großen Erfolg 
erzielt hat. Z.B. sogenannte Stadtvier­
telzentren, daß man z.B. Stadtviertel < 
sucht, wo ein großer Prozentsatz mob 
Migrantinnen wohnt. Wir haben dis 
hier in Göttingen in Grone und auf de© 
Holtenser Berg. Daß man dort versucht, 
Stadtteilzentren aufzubauen, zu finan­
zieren, wo beide Bevölkerungsgnippea 
sich beteiligen. Es muß eine MöglichiriL 
geben für die Migrantinnen als auch fär 
die Einheimischen, auch ihre örtliches. 1 
sozialen Probleme gemeinsam zu lös«. i 
und sich auch auseinanderzusetzen. Dis 
ist eine Aufgabe, wozu mir moroen® 
keine andere Überlegung oder ein ande- • 
res Konzept einfällt, mit dem man Frea- \ 
denfeindlichkeit oder Rassismus begtg- \ 
nen kann. Es ist nur, daß die VerwaltMf 
als auch die Kommunalpolitiker tast 
ernsthaftes Interesse haben, etwas Kdb- ! 
kretes dagegenzusetzen.
Auszug aus: Göttinger Blätter Nr. 6/7, Hrsj. 
Arbeitsgemeinschaft Göttinger Blätter, ReÜ- 
tionsanschrift Rotes Zentrum. Bertbeaustt. S 
3 400 Göttingen
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München. 5. Juli 1992, Weltwirtschaftsgipfel: Juden verschiedener Nationali­
täten und deutsche Antifaschisten demonstrieren gemeinsam — unter dem 
Motto „Nie wieder!“ — von München zur Gedenkstätte des Konzentrations­
lagers Dachau. — (güw, ecg)

Langzeitarbeitslose in Stuttgart: 
Von der „Politik“ im Stich gelassen

IG Medien und CFDT fordern 
Manteltarifvertrag für ARTE 
Stuttgart. Für den deutsch-französi­
schen (TV)-Kulturkanal ARTE haben 
die IG Medien und die französische Ge­
werkschaft CFDT gemeinsam einen 
Mantel tarifvertragsentwurf vorgelegt. 
Ziel des Entwurfs ist, daß die Arbeitszeit 
(37,5 Std./Woche in der Regel von Mo. 
bis Fr.) nicht nur den Programmanfor­
derungen gerecht wird, sondern „den 
einzelnen . . . ein hohes Maß an planba­
rer Freizeit garantiert“. Mehrarbeit soll 
mit dem Faktor 1,25 bewertet und vor­
rangig in Freizeit abgegolten werden. 
Zuschläge für Nacht- und Samstagsar­
beit sollen 50%, für Sonntagsarbeit 
100 % betragen. In der Zeit der Kinder­
erziehung sollen die Beschäftigten Be­
ginn und Ende ihrer Arbeitszeit indivi­
duell festlegen und den Erziehungsur­
laub über die gesetzlichen Regelungen 
hinaus verlängern können. Andere For­
men unbezahlter Freizeit sollen ermög­
licht werden. Der Urlaub soll bis 30 Jah­
re 32 Arbeitstage, bis 40 Jahre 33 und 
danach 35 Arbeitstage betragen. Weite­
re Forderungen gelten Teilzeitarbeit, 
Urheberrecht, Altersversorgung und Bil­
dungsurlaub. Am 24.9. soll die erste Per­
sonalvertretung gewählt werden. — (ulk)

„Trümmerfrauen" — arm, 
ausgegrenzt, vergessen
Hannover. Am 9. Juli demonstrierten 
die Grauen Panther aus ganz Nieder­
sachsen am KrÖpcke gegen die Armut im 
Alter und die verfehlte Sozialpolitik die­
ser Regierung. Der 9. Juli wurde von 
den Grauen Panthern bundesweit zum 
„Trümmerffauen-Gedenktag“ prokla­
miert, nachdem sich in Berlin 1987 die 
Rentnerin Ruth Niendorf erhängte, weil 

sie eine erneute Mieterhöhung nicht 
mehr tragen konnte .. . Besonders das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
wurde angeprangert. Es bescheinigt 
zwar den Alt-Müttern, daß Ihnen „so­
ziales Unrecht“ widerfahren sei, sie sich 
aber damit abfinden müßten . . .
nach Pressemitteilung der „Graue Panther“ 
Hannover — (gka)

NRW: Privatisierung und 
„Sparen“ bei Kommunen
Düsseldorf. Am 15.7.1992 hat die 
nordrhein-westfälische Landesregie­
rung den Entwurf des Haushaltes für 
1993 beschlossen. Faktisch gekürzt wer­
den darin nach Berichten in der Presse 
auch die Gelder für die Kommunen. Mit 
19 Mrd. DM sollen die Städte, Land­
kreise und Gemeinden 1993 zwar rund 
600 Mio. DM mehr erhalten als 1992. 
Die Steigerungsrate liegt jedoch unter 
der des gesamten Landeshaushalts (plus 
3,5 %) und deutlich unter der offiziellen 
Preissteigerung. Bereits Ende Mai kün­
digte SPD-Fraktionsvorsitzender Farth- 
mann bei einer Klausurtagung der Land­
tagsffaktion mit Ministerpräsident Rau 
und Vertretern der Kommunen Ände­
rungen des Gemeindefinanzierungsge­
setzes und den Fortfall „jahrzehntelang 
üblicher Zweckzuweisungen aus der 
Landeskasse“ an. Zwar kritisierte 
Farthmann die Finanzpolitik des Bundes 
als „Katastrophe“ für Land und Kom­
munen, aber nur, um entschieden für 
„radikale Sparmaßnahmen“ und umfas­
sende Privatisierung bei den Kommunen 
einzutreten, obwohl beides die Landes­
politik gar nichts angeht. Seine einzige 
Referenz an die kommunale Selbstver­
waltung: Die Kommunen sollten am Be: 
sten selbst sagen, worauf sie „verzich­
ten“ können. — (wof)

Stuttgart. In seinem Tätigkeitsbericht 
1991 umreißt das Stuttgarter Arbeits­
losenzentrum e.V. (SALZ) die Lage: 
„Der Arbeitsmarkt: Trotz Einigungs­
boom kaum Abbau der Massenarbeits­
losigkeit.“

„So erfreulich 1991 die Entwicklung 
auf dem Stuttgarter Arbeitsmarkt ist, 
wenn wir einmal von ihrer Kehrseite in 
Ostdeutschland absehen, es bleibt die 
Tatsache, daß die Zahl der Arbeitslosen 
1991 doppelt so hoch liegt wie in den 
Jahren vor der letzten Krise (1979: 
6148, 1980: 7300). Zudem zeichnet 
sich mit der Zunahme der Kurzarbeiter 
im Jahresdurchschnitt von 1990 40 auf 
1991 530 eine Trendwende ab. Auch die 
Flut der Kündigungsklagen beim Ar­
beitsgericht Stuttgart, die mit 13089 
Verfahren schon fast an das Rezessions­
jahr 1981 heranreicht, ist hierfür ein 
wichtiger Indikator. Die Stuttgarter 
Konzerne reagieren auf Absatzschwä­
che und verschärfte Konkurrenz unter 
dem schönfärberischen Schlagwort 
,lean production' mit Rationalisierung 
und Entlassungen. Für Edzard Reuter 
sind bei Daimler-Benz ,weltweit 20000 
Mitarbeiter zuviel an Bord‘. Allein die 
Mercedes-Benz AG will 1992 10000 
Stellen abbauen. Porsche arbeitet 1992 
nicht nur kurz, sondern will beim Stutt­
garter Stammhaus bis zum 31.7.1993 
850 Stellen abbauen, nachdem bereits 
im Geschäftsjahr ’91/92 750 Stellen 
wegrationalisiert wurden. Hart trifft es 
auch die Automobilzulieferer. SKF will 
in Deutschland 700 Stellen streichen. In 
Bad Cannstatt kommt bei Mahle-Wize- 
mann für 240 der 390 Beschäftigen zum
31.12.1992 das Aus. Aber nicht nur die 
Automobilindustrie spürt den Konjunk­
tureinbruch. Auch bei SEL sollen an 
drei Standorten insgesamt 1000 Be­
schäftigte ihren Arbeitsplatz verlieren. 
Bei Kaut&Bux, einem Zulieferer der 
elektrotechnischen Industrie, müssen im 
Laufe des Jahres 1992 allein in Vaihin­
gen 400 von 500 Mitarbeitern gehen, 
und . das Maschinenbau-Unternehmen 
Werner & Pfleiderer hat für 1992 den 
Abbau von bis zu 400 Arbeitsplätzen an­
gekündigt. Im Mai 1992 arbeiten im Ar­
beitsamtsbezirk Stuttgart bereits 7495 
(Menschen) in 47 Betrieben kurz.

Leider sehen die Prognosen für die 
Zukunft nicht besser aus. Das neue Gut­
achten des IMU-Institutes München 
1991 über den Industriestandort Stutt­
gart geht davon aus, daß im Arbeits­
amtsbezirk Stuttgart bis zum Jahr 2010 
von heute 117 000 Arbeitsplätzen im 
Fahrzeugbau und der Zulieferindustrie 
23 000 gefährdet sind. Die Gefährdungs­
faktoren sind weiter die starke Konzen­

tration auf das verarbeitende Gewerbe, 
wo 42,3 % aller Beschäftigten tätig sind 
(davon noch 46% in einer einzigen 
Branche, dem Fahrzeugbau), die Unter­
nehmens- und Machtkonzentration auf 
wenige international operierende Kon­
zerne und die starke Exportabhängig­
keit.“

Eine sehr wichtige Initiative des 
SALZ ist 1992 gescheitert: „zusammen 
mit der Stadt Stuttgart und deren Toch­
terunternehmen Arbeitslose über das 
Sonderprogramm »Beschäftigungshilfen 
für Langzeitarbeitslose' wieder in Ar­
beit zu bringen. Über das Sonderpro­
gramm können Langzeitarbeitslose für 
ein Jahr mit Lohnkostenzuschüssen bis 
zu 80 % gefordert werden . ..“ Denn 
das SALZ stellt zur Struktur der Arbeits­
losigkeit fest: „Sechs von zehn Arbeits­
losen sind in Baden-Württemberg 50 
Jahre und älter, und einen Anteil von 
75 % hat diese Altersgruppe an den seit 
über zwei Jahren Erwerbslosen.“

„Hintergrund unserer Überlegungen 
war einmal die im Sozialhilfebericht der 
Stadt Stuttgart beschriebene Ausbrei­
tung der Armut durch die zunehmende 
Zahl von Langzeitarbeitslosen, zum an­
deren die traurige Tatsache, daß die im 
Arbeitsamtsbezirk Stuttgart bereitge­
stellten Gelder des Sonderprogramms 
wegen mangelnden Interesses der Ar­
beitgeber 1989 und 1990 nicht ausge­
schöpft wurden und am Stichtag 28.5. 
1990 hier 3282 Langzeitarbeitslose ge­
meldet waren. Die SPD-Gemeindesrats­
fraktion hat am 18.4.1991 einen ent­
sprechenden Antrag in den Gemeinderat 

Ausgaben je Langzeitarbeitslosen in den EG*Mitgliedstaaten 
(Jahresdur«h*<hnitt 1989-93)

ECU je Langzertarbettslosem

eingebracht. (..>-) Leider ist die Stadt­
verwaltung auf unsere Initiative nicht 
eingegangen.“ Der Kommentar des 
SALZ: „Arbeit ist ja nicht nur für Lang­
zeitarbeitslose, sondern auch für den 
Stadtsäckel eine sinnvolle Alternative 
zum Sozialhilfebezug. Oder nicht?“

Zur weiteren Perspektive sagt das 
SALZ: „1991 haben wir ein starkes 
Gewicht auf die Suche nach Möglichkei­
ten zur Reintegration von Langzeit­
arbeitslosen in den Arbeitsmarkt gelegt. 
(...) Leider wurde unsere wichtigste 
Initiative (...) von der Stadtverwaltung 
nicht aufgegriffen. Hier stießen wir ähn­
lich wie bei privaten Arbeitgebern mit 
der Zielsetzung Wiedereingliederung m 
den Arbeitsmarkt an Grenzen. Es ist 
deshalb nicht verwunderlich, daß für äl­
tere oder leistungsgeminderte Arbeits­
lose, die kaum noch Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt haben, mit zunehmendem 
Alter als Ziel die Rente immer mehr ins 
Blickfeld rückt. Vielleicht geht es hier 
eher darum, dem Leben auch jenseits 
der Erwerbsarbeit einen Sinn zu geben, 
als diese Menschen in immer neue Miß­
erfolgserlebnisse zu treiben.“

Das SALZ unterstützt deshalb die 13 
Thesen und die Forderung der Bundes­
arbeitsgemeinschaft der Arbeitslosen­
initiativen vom Februar 1992 nach 
einem garantierten Mindesteinkommen. 
Es begrüßt auch den Entwurf des Deut­
schen Paritätischen Wohlfahrtsverban­
des für eine bedarfsorientierte Grund­
sicherung.
Alle Zitate aus dem Tätigkeitsbericht 1991 des 
SALZ-(ulk)

Eine vergleichen­
de Dokumentation 
der EG-Kommis- 
siön belegt, daß 
Langzeitarbeits­
lose in der Bun­
desrepublik nur 
minimal gefördert 
werden. Demnach 
gibt die Bundes- 
republikfür einen 
Langzeitarbeits­
losen zwischen 
1989 und 1993 nur 
129 ECU(ca. 258, 
DM) im Jahres­
durchschnitt aus. 
Nur Italien wendet 
mit 80 ECU (ca. 
160 DM) noch 
weniger auf. 
Grafik: Der 
Gewerkschafter 
Nr. 5/92.

Frauen beim WBF 
gebildet, billig, kinderlos

Bayerische Staatsregierung wegen 
WWG-Zwischenfällen unter Beschuß

Norderstedt. Das „Institut für Weltkun­
de in Bildung und Forschung“ (WBF), 
Hamburg, existiert seit 1962 als gemein­
nützige GmbH. Es produziert und ver­
kauft wie sein großer staatlicher Kon­
kurrent „Institut für Film und Bild in 
Wissenschaft und Unterricht“ (FWU), 
München, 16 mm Filme für den Unter­
richt an allgemeinbildenden Schulen von 
ca. 15 bis 20 Minuten Länge.

Für die Mitarbeit an der Produktion 
werden zumeist Professoren, Studien­
direktoren und Lehrer aus dem wissen­
schaftlichen Bereich der Geografie, Ge­
schichte, Biologie, Religion und Päda­
gogik gewonnen. Die drei „Standard­
profis“ sind Männer. Alle sonstige Tä­
tigkeit des Instituts wird ausschließlich 
von Frauen geleistet. Sicher nicht ohne 
Grund.

Im sogenannten „Außendienst“ ar­
beiten z.Z. vier Mitarbeiterinnen auf 
Provisionsbasis, indem sie aus einem 
Bestand von 130 Titeln, zu denen jähr­
lich ca. sechs bis acht hinzukommen, 
Filme an die Kreis-, Stadt- und Landes­
bildstellen verkaufen. Besonders zur 
Zeit der Neuproduktion — meist An­
fang/Mitte des Jahres — muß ffau 
äußerst flexibel sein. Und das läßt sich 
nur unverheiratet, kinderlos oder höch­
stens mit schon erwachsenen Kindern 
bewältigen. Genau dieses „Potential“ 
hält sich das WBF in diesem Arbeitsbe­
reich!

Aber auch im Büro, im Vertrieb, im 

Lager und Archiv, an den Schneideti­
schen und im Produktionsbereich sind 
mit einigen Schwankungen ca. fünf 
Frauen ganztags und zwei Frauen halb­
tags beschäftigt und von ihnen haben nur 
zwei überhaupt (erwachsene) Kinder. 
Überstunden, Mehrarbeit, Tätigkeiten 
bis in die Nacht oder am Wochenende 
bei Bedarf können so immer leicht abge­
fordert werden.

Der jetzige Geschäftsführer Jenkel 
läßt immer wieder durchblicken, daß das 
WBF sich natürlich so etwas wie 
Schwangerschaften nicht leisten kann. 
Als eine Kollegin — seit Bestehen des 
Bildungsinstituts überhaupt zum ersten 
Mal — 1991 eine Woche Bildungsurlaub 
beantragte, reagierte er bissig, wenn 
auch hilflos. Das vielfältige Wissen sei­
ner angestellten Frauen zu nutzen — fast 
alle haben das Abitur und viele eine wis­
senschaftliche Ausbildung — bei ver­
gleichsweise geringem Lohn, hat er je­
doch keinerlei Hemmungen. 1991 er­
klärte er einfach, die bisher gezahlte 
jährliche Tariferhöhung (gemäß dem 
ÖD) müsse wegen drohender Absatz­
schwierigkeiten im 16-mm-Bereich (alle 
wollen jetzt nur noch Video!) ausfallen. 
Die Frauen wurden mit einer Einmal­
zahlung am Ende des Jahres abgefun­
den, obwohl der Jahresumsatz durch zu­
sätzlichen Verkaufsboom im Schulbe­
reich in der ehemaligen DDR sich im 
gleichen Zeitraum beträchtlich erhöht 
hatte. — (edl)

München. Am 13. Juli fand im Bayeri­
schen Landtag eine Sondersitzung zu 
den polizeilichen Überreaktionen anläß­
lich des Weltwirtschaftsgipfels in Mün­
chen statt. Nicht nur die politische Füh­
rung — der bayerische Innenminister —. 
wurde scharf kritisiert, sondern auch die 
Forderung erhoben nach Auflösung der 
Einsatzkommandos USK und SEK so­
wie nach Namensschildern für Pölizei- 
beamte bei allen Einsätzen.

Am 14. Juli verabschiedete der 
Münchner Stadtrat im Kreisverwal­
tungsausschuß mit den Stimmen von 
SPD, GRÜNEN und FDP einen Dring­
lichkeitsantrag zum „Rechtswidrige(n) 
Verhalten der Bayerischen Staatsregie­
rung anläßlich des Weltwirtschaftsgip­
fels.“

Wir dokumentieren nachfolgend eini­
ge Auszüge aus der Rede des Landtags­
abgeordneten Dr. Fleischer (Die Grü­
nen), der seine Verurteilung der Vorfäl­
le mit einer Analyse der Weltlage unter­
mauerte. — (dil, ecg)

Herr Präsident, meine Damen und Her­
ren!

. .. bevor ich näher in die Details der 
Pölizeiauseinandersetzung einsteige, 
möchte ich noch die Hintergründe be­
leuchten, die zu den Demonstrationen in 
München geführt haben. Ich denke, es 
ist wichtig, auch noch in wenigen Zügen 
einmal darzustellen, wie die weltwirt­

schaftliche Lage ist und wie die Ausbeu­
tung der dritten Welt abläuft.

Wir haben es mit einer unglaublich 
ungerechten Weltwirtschaft zu tun, die 
die Weltentwicklung bestimmt. Allein 
die Bundesrepublik gibt 50 Mrd. DM im 
Jahr — das sind 140 Mio. DM pro Tag — 
für Rüstung aus, Rüstungsgüter auch aus 
Bayern, die weltweit Leid, Elend, 
Flüchtlingsströme erst produzieren. Im 
Aufsichtsrat einer der Rüstungsschmie­
den sitzt verfassungswidrig der bayeri­
sche Innenminister Stoiber. Ich frage ihn 
hier, was er eigentlich getan hat, um zu 
verhindern, daß bayerische Waffen 
Elend in aller Welt verursachen.

Dumpingpreise, fast Diebstahl von 
Ressourcen aus der dritten Welt, die in 
unserer Wirtschaft als notwendig einge­
setzt werden müssen und unseren Wohl­
stand erst ermöglichen, sind an der 
Tagesordnung. 20 Prozent der Weltbe­
völkerung verbrauchen mehr als 80 Pro­
zent der Ressourcen und der Energie. 
Ich frage Sie, meine Damen und Herren 
von der CSU-Fraktion: Ist dies christ­
lich, ist dies gerecht? Schulden und 
Zinsknechtschaft der Länder der dritten 
Welt sind an der Tagesordnung. IWF- 
Politik und Weltbankpolitik zusammen 
mit einer oft korrumpierten und von den 
westlichen Ländern gestützten Ober­
schicht tragen die Verantwortung dafür, 
daß Millionen Menschen keine Chance 
zum Überleben haben. Der Verkauf und 
der Vertrieb umweltzerstörerischer 

Großprojekte, wie z.B. von Staudäm­
men, produzieren Jahr für Jahr Leid für 
Mensch und Tier.
... Weltweit leben mehr als zwei Mrd. 
Menschen in tiefster Armut, meist in 
Slums. Brutale Kriege und Dürrekata­
strophen und eine Politik der Ausbeu 
tung bringen täglich 40 000 Kindern den 
Hungertod. Da treffen sich in München 
im Juli 1992 die sieben Repräsentanten 
dieser ungerechten Weltordnung zu ei­
nem ungeheueren Medienspektakel: Ist 
dies etwa kein Grund für Protest und 
Demonstration? Wenn nicht hier, wo 
dann? Wenn hier in prunkvoller Atmos­
phäre gequatscht und geprotzt wird, ist 
es notwendig, daß man auf die Straße 
geht und sich gegen ökologische Zer­
störung und gegen den Holocaust an den 
Menschen der dritten Welt einsetzt.

Nur, die Bayerische Staatsregierung 
wollte einfach keinen Protest. Der baye­
rische Ministerpräsident Streibl wollte 
im gleißenden Licht der Weltpresse als 
bayerischer Monarch berühmt werden. 
Soviel sei schon im Vorfeld gesagt: Es 
ist ihm nicht gelungen, berühmt zu wer­
den; allenfalls ist es ihm gelungen, be­
rüchtigt zu werden. Er hat die Vorgabe 
gemacht, und umgesetzt hat sie der 
bayerische Pölizeiminister Stoiber, 
nämlich Friedhofsruhe in München zu 
verbreiten. Und für diese Friedhofsruhe 
war der Mißbrauch der Polizei notwen­
dig, um das staatspolitische Muskelspiel 
hierdurchzusetzen ...
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Kurz berichtet

Hauptstadtvertrag: Bund 
bekommt freie Hand
Der Berliner Senat hat mit der Bundesre­
gierung einen Hauptstadtvertrag abge­
schlossen. Vorgesehen ist, daß über 
Baumaßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Regierungsumzug von einem ge­
meinsamen Ausschuß mit jeweils sechs 
Vertretern aus Bund und Berlin ent­
schieden wird. Die Rechte der Bezirks­
ämter bei der Bauplanung werden aufge­
hoben. Die Interessen der Planungsbe­
troffenen werden ausgeschaltet. Not­
wendig dazu sind Sondergesetze. Im 
Abgeordnetenhaus von Berlin müssen 
die Gesetze über die Rechte der Bezirke 
geändert werden, im Bundestag muß das 
Baugesetzbuch eine Sonderregelung für 
Berlin erhalten. AL, PDS und auch die 
kommunalpolitische Vereinigung der . den. Dies verlangt u.E. die Verständi- 
CDU in Berlin kritisieren die Entrech­
tung und Zentralisierung. Michaele 
Schreyer von der AL bemängelte, daß 
die Bundesregierung zu keinen finanzi­
ellen Zusagen im Gegenzug gezwungen 
worden ist. Die DGB-Vorsitzende, 
Christiane Bretz, begrüßte, daß der Ver­
trag eine klare Entscheidung für Berlin 
als Hauptstadt beinhalte, lehnte aber die 
Rechtseinschränkungen ab. — (chk)

Maastrichter Vertragswerk 
von PDS-Fraktion abgelehnt
Berlin. Folgenden Antrag hat die PDS- 
Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus 
eingebracht:
„Der Senat wird aufgefordert, in der 
Debatte zum Maastrichter Vertragswerk 
sowie bei der Entscheidung im Bundes­
rat gegen dieses aufzutreten, abzulehnen 
und eine Initiative zu Verhandlungen 
über eine gesamteuropäische gleichbe­
rechtigte Zusammenarbeit zu ergreifen. 
Begründung: Das Maastrichter Ver­
tragswerk über die Politische Union Eu­
ropas verfestigt die Abschottung des 
EG-Raumes gegenüber dem Nicht-EG- 
Raum in Europa. Das führt — in Verbin­
dung mit dem Konzept des Europäischen 
Binnenmarktes — für lange Zeit zu tie­
fen Spaltungen in Europa, die eine not­
wendige und mögliche Annäherung, 
gleichberechtigte Zusammenarbeit und 
Integration aller europäischen Staaten 
für lange Zeit verhindern werden.

Darüber hinaus sind mit dem Maast­
richter Vertragswerk keine wesentli­
chen Fortschritte hinsichtlich der Über­
windung des bisherigen undemokrati­
schen Prinzips der politischen Willens­
bildung im EG-Raum zu erkennen. Vor 
allem erfolgt keine Stärkung des Euro­
päischen Parlaments, dem einzigen de­
mokratisch legitimierten — weil frei und 
geheim gewählten — Organ im EG- 
Raum . ..

Indem sowohl den nationalen als auch 
den regionalen Parlamenten keine oder 
wenig Mitsprache und vor allem keine 

Am 8. Juli demonstrierten erneut mehrere tausend vorwiegend Ostberliner gegen die 
geplanten Mieterhöhungen ab Januar 93 (siehe Bild). Wie dramatisch die Situation 
für viele Mieter im Ostteil der Stadt ist, zeigt die Antwort des Bausenators auf eine An­
frage im Abgeordnetenhaus nach „Mietrückständen bei dem von den Wohnungsbau­
gesellschaften in Ostberlin verwalteten Wohnraum“. So stiegen die Mietrückstände 
innerhalb von 6 Monaten vom 30.9.91 von 17,917 Mio. Mark bis zum 31.3.92 auf 
39,829 Mio. Mark an. Gleichzeitig blieb die Zahl der Schuldner mit 73075 (31.3.92) 
etwa gleich hoch, was zeigt, daß immer mehr Mieter nicht nur vorübergehend, son­
dern auf Dauer die Miete nicht mehr bezahlen können und dementsprechend von 
Mahnbescheiden und Räumungsklagen bedroht werden. Derzeit haben ca. 70% der 
Mieter Schulden in Höhe von 1-2 Monatsmieten, 30% sind bereits mit 3 und mehr 
Monatsmieten im Rückstand. Allein 1991 gab es 448 Räumungsklagen seitens der 
Wohnungsbaugesellschaften. Über die Situation der Mieter in Häusern mit Privatbe­
sitzern ist nichts bekannt. — (har)

Mitentscheidung gegenüber den exeku­
tiven EG-Gremien garantiert ist, werden 
Legislativen zugunsten von Exekutiven 
auf elementaren Gebieten faktisch ent­
machtet.

Diese Defizite sind nicht durch Nach­
besserungen*, sondern nur durch Ver­
handlungen über eine gesamteuropäi­
sche gleichberechtigte Zusammenarbeit 
zu beseitigen.“

Gegen eine Festung Europa 
— Antirassismuskongreß
Berlin. Vom 13. bis, 15. November die­
sen Jahres führt die PDS einen „Europä­
ischen Antirassismuskongreß“ unter 
obigem Titel durch. Im Einladungs­
schreiben heißt es zu den Inhalten und 
Zielen des Kongresses u.a.: „Rassismus 
und Antirassismus bilden eine langfristi­
ge Konfliktlinie innerhalb der europä­
ischen Staaten, an der sich gesellschaft­
liche-Polarisierungen vollziehen wer- 

gung linker Kräfte dazu, die Erarbeitung 
von Konzepten und die Realisierung von 
Interventionen ... Mit dem Europä­
ischen Antirassismuskongreß hoffen 
wir, einen Beitrag zu leisten zur:
— Herausarbeitung und Propagierung 
öffentlicher Gegenpositionen zum rassi­
stischen Mainstream in Europa;
— Analyse von rassistischen Diskrimi­
nierungsformen in staatlichen Institutio­
nen, im öffentlichen Leben, in Medien, 
im sozialpolitischen und bildungspoliti­
schen Bereich, in Kultur und Wissen­
schaft;
— Orientierung und zum Ausbau der 
Kommunikation mit und zwischen anti­
rassistischen Organisationen im europä­
ischen Maßstab ...

Wir wissen, daß Rassismus in 
Deutschland international besondere 
Besorgnis hervorruft. Auf dem Kongreß 
erwarten wir, daß die gegenseitige Un­
terstützung antirassistischer Kräfte als 
zukunftsweisende Aufgabe der politi­
schen Arbeit thematisiert wird ...

Als Kristallisationspunkte der Arbeit 
denken wir an folgende Diskussions­
schwerpunkte:
— Zur Genesis von Flucht und Migra­
tion nach Europa; Selbstorganisation 
von Immigrantinnen und Immigranten 
und Flüchtlingen — Notwendigkeit und 
Perspektiven.
— Diskriminierungstatbestände in der 
Politik im europäischen Vergleich; An­
sätze einer Antidiskriminierungspolitik.
— Ursachen von Rassismus und Natio­
nalismus im Spiegel europäischer Ras­
sismusforschung.
— Rechtsradikalismus und Rassismus 
im europäischen Vergleich; Antifaschis­
mus heute .. .

Der Kongreß ist für alle Menschen of­
fen, die ihr Denken und Handeln durch 
antirassistische Grundsätze bestim­
men.“
Weitere Informationen über: Kongreß­
büro c/o Tanju Tügel, Kleine Alexan- 
derstraße 28, 0-1020 Berlin, Telefon: 
030/284 09447, Telefax: 030/2814169

und

sich 
dem

Aufruf zum Antikriegstag 1992 
Die Mahnung des 1.9.1939 bleibt
Nachdem der DGB-Bundesvorstand 
sich für dezentrale Aktivitäten zum An­
tikriegstag ausgesprochen hat, sind der 
DGB, Landesbezirk Berlin-Branden­
burg, die Friedenskoordination sowie 
Aktives Museum Faschismus und Wi­
derstand e. V. mit folgendem Aufruf als 
Erstunterzeichner an die Öffentlichkeit 
getreten:
„Wir mahnen angesichts der 53. Wie­
derkehr des Überfalls auf Polen durch 
die deutschen Faschisten, daß durch den 
Zusammenbruch der bipolaren Weltord­
nung der Friede nicht sicherer geworden 
ist. Massenarbeitslosigkeit bedingen so­
ziale Unsicherheit und Perspektivlosig- 
keit aufkeimenden Fremdenhaß, Ras­
senwahn und übersteigerten Nationalis­
mus. Das Wirtschaftssystem der Ellen­
bogengesellschaft wird den wirtschaftli­
chen und sozialen Interessen der Men­
schen weltweit nicht gerecht. Neue 
Kriegsgefahren sind die Folge.

Die nach der Übernahme der ehemali­
gen DDR entstandene nationale Eupho­
rie, die fast völlige Zerschlagung der 
wirtschaftlichen Strukturen und die da­
mit verbundene Massenarbeitslosigkeit 
sowie die Vernichtung alter Werte 
macht es konservativen nationalisti­
schen Rattenfängern leicht, die entstan­
denen Lücken mit reaktionärem und an­
tiaufklärerischem Gedankengut zu fül­
len. Nach wie vor gibt es konservative,

HBV Thüringen wendet sich gegen 
neofaschistische Tendenzen
Die Landesversammlung Thüringen be­
schloß die im folgenden auszugsweise 
dokumentierte Erklärung gegen Rassis­
mus und neofaschistische Tendenzen 
und wird sie als Antrag auf den Gewerk­
schaftstag einbringen. 

In erschreckender Weise bekommen wir 
bestätigt, daß es notwendig ist, den 
Kampf gegen Faschismus, Rechtsextre­
mismus und Rassismus als Tatsache zu 
begreifen ...

Ob es gelingt, den Vormarsch des Fa­
schismus und Rassismus zu stoppen, 
hängt nicht zuletzt vom Engagement der 
(DGB) Gewerkschaften ab. 
Wir fordern die Einzelgewerkschaften 
und die DGB-Kreisvorstände, die Ju­
gendvertretungen und Personal-, Be­
triebsräte, die Parteien, die Kirchen und 
jeden Menschen, der sich nicht mit einer 
Gesellschaft zufrieden geben will, die 
Rassismus und Faschismus duldet und 
sogar fördert, auf , aufzustehen gegen 
die jungen und alten Ewiggestrigen.

47 Jahre nach der Befreiung vom Na­
zismus existiert eine Vielzahl — allein 
im angrenzenden Hessen ca. 50 — von 
nationalkonservativen, nazistischen und 
terroristischen Parteien, Gruppen 
Zirkeln.

Seit der Maueröffnung können 
Rechtsextreme ungehindert auf 
Territorium der ehemaligen DDR bewe- * — eine Sammelstelle sein für Informa- 
gen und für sich Werbung machen. Un­
gezählt sind die Auftritte der NPD, 
DVU, REP, DA (Deutsche Alternative) 
usw. in Thüringen. Den größten Auf­
marsch rechtsextremer Kräfte werden 
wir in Eisenach 17 -18.10. 92 mit dem 
Europatreffen der studentischen Bur­
schenschaften erleben. Sie sind offen 
oder verdeckt antidemokratisch und 
fremdenfeindlich und streben den auto­
ritären Staat an.
Sie teilen sich die Arbeit!

FAP und faschistische Skinheads fürs 
Prügeln und Totschlägen, NPD, DVU, 
REP fürs Parlament und die neue Rechte 
für das geistige Rüstzeug am rechten 
Rand. Hinter der Speerspitze des offe­
nen oder verdeckten Nazismus rücken 
die konservativen demokratischen Par­
teien weiter nach rechts. Der Boden 
wurde/wird bereitet dafür, daß sich die 
öffentliche Meinung nach rechts ent­
wickeln kann. „Ausländer raus“, „Aus­
länderrückführungsparolen“ und
Flüchtlingsfeindlichkeit waren noch vor 
wenigen Jahren eindeutig rechtsextremi­
stische Lösungsmuster. Heute scheuen 
sich konservative Parteien und SPD-Po­
litiker nicht, den Wahlkampf damit zu 
betreiben. Vor dem Hintergrund von 
Krisenerscheinungen, zunehmenden ge­
sellschaftlichen Widersprüchen, Mas­
senarbeitslosigkeit, Wohnungsnot und

von der Bundesregierung ausgehaltene 
Kräfte, die die Revision der bestehenden 
Grenzen anstreben. Konservative Histo­
riker leugnen die alleinige Schuld 
Deutschlands am Zustandekommen des 
zweiten Weltkrieges. In diesem Zusam­
menhang werden alte pseudohistorische 
Konzepte wieder aus der Mottenkiste 
gezogen.

Die Bundesregierung plant mit Unter­
stützung der Opposition, in den Kon­
fliktherden dieser Welt militärisch prä­
sent zu sein. Die Bundeswehr als zweit­
stärkste westliche konventionelle Armee 
wird damit auf neue militärische Aufga­
ben vorbereitet. Daraus resultiert die 
Aufforderung, in einer Zeit gefährlich 
zunehmender globaler Instabilität be­
sonders wachsam und aktiv zu sein, um 
zu verhindern,- daß nach zwei von 
Deutschland angezettelten Weltkriegen 
von der Bundesrepublik wieder ein mili­
tärischer Konflikt ausgeht.

Die ungelösten wirtschaftlichen, so­
zialen und ökologischen Probleme auf 
dieser Welt lassen sich nicht militärisch, 
sondern nur politisch lösen. Hohe Rü­
stungslasten und -exporte sowie zuneh­
mende Gewaltanwendung in den Gefah­
renzonen der Welt verschärfen die so­
zialen Probleme. Die Bundesrepublik 
als eine der stärksten Exportmächte ist 
für die ausbeuterische Weltwirtschafts­
ordnung zugunsten der Industrieländer,

Aufhebung alter Werte nutzen die 
Rechtsextremen reaktionäres, antide­
mokratisches und rassistisches Gedan­
kengut in unserer Gesellschaft, um ihre 
vermeintlichen Lösungen als hoffähig 
zu etablieren ...

Faschismus wird im Bewußtsein der 
meisten Deutschen mit Judenvernich­
tung definiert. Die gegen die Arbeiter- 
Innenbewegung gerichtete Vernich­
tungspolitik wird verschwiegen, weil sie 
deren Klassencharakter bloßlegen wür­
de. Ein wesentlicher Bestandteil unserer 
antifaschistischen Strategie muß darauf 
ausgerichtet sein, entsprechendes Ge­
schichtsbewußtsein zu entwickeln.
Wir müssen:
— über die Ursachen und Entstehungs­

bedingungen des Faschismus vor al­
lem die Jugendlichen aufklären,

— alle gewerkschaftlichen Bildungs­
veranstaltungen nutzen, um das Pro­
blem Rassismus zu thematisieren 
und der Ideologie der Ungleichheit, 
unsere Vorstellungen von Gleich­
heit, Solidarität und Freiheit entge­
gensetzen,

— über faschistische Gruppen, Parteien 
und Zirkel und ihre Verflechtungen 
informieren,

— das Zusammenspiel von offenen und 
verdeckten Nazis und rechtskonser­
vativen Politikern aufdecken, 

tionen über faschistische und rassi­
stische Aktivitäten in Schulen, Ju­
gendzentren, Betrieben und diese In­
formationen für die eigene antifa­
schistische Arbeit verwerten und an 
die Öffentlichkeit bringen,

— öffentliche Proteste gegen faschisti­
sche Äußerungen, Schmierereien 
und Aktionen organisieren,

Wir fordern:
— Bekämpfung der Ursachen, wie ins­

besondere die Arbeitslosigkeit und 
Wohnungsnot, der Zunahme nazisti­
scher und nationalistischer Ideen 
und Bestrebungen,

— Verbot der faschistischen Parteien 
NPD, DVU, FAP und „Republika­
ner“ sowie Anwendung der beste­
henden Gesetze zum Verbot aller fa­
schistischen und rassistischen Orga­
nisationen und Aktivitäten,

— keine Zulassung von faschistischen 
Parteien zu den Wahlen,

— Verbot der Herstellung und Vertrei­
bung von faschistischen Zeitungen 
und Propagandamaterial,

— Einhaltung des im Grundgesetz ga­
rantierten Asylrechts ! Keine Ab­
schiebung von Ausländerinnen! Ei­
genständiges Asylrecht für Ehefrau­
en von Asylbewerbern! Aufhebung 
des Arbeitsverbotes und Auflösung 
der Sammellager,

verbunden mit ökologischen und Hun­
gerkatastrophen in der Dritten Welt, 
mitverantwortlich. Während alles getan 
wird, die hervorragende Stellung der 
Bundesrepublik auf den Weltmärkten zu 
sichern und der Bundeswehrplaner so­
gar den Einsatz der Bundeswehr zur Si­
cherung der Absatzmärkte vorsehen, 
werden die Grenzen für Wirtschafts­
flüchtlinge und Arbeitsemigranten so­
wie politisch Verfolgte geschlossen. 
Dabei kann es sich die Bundesrepublik 
ohne weiteres leisten, ein Einwande­
rungsland zu bleiben.

Wir sagen ,nein‘ zu nationalistischem 
Größenwahn und Ausländerhaß. Wir 
fordern, dem Rechtstrend in der Partei- 
enlandschaft und dem Terror der 
Rechtsextremisten durch aktives demo­
kratisches Engagement zu begegnen. 
Wir fordern, die soziale und politische 
Ausgrenzung zu beenden, die Nährbo­
den für neofaschistisches Denken und 
Handeln ist.

Abrüstung ist und bleibt angesichts 
der großen wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme das Gebot der Stunde!“

Geplant ist eine Kundgebung am 1.9. 
um 18 Uhr, voraussichtlicher Ort: Nähe 
von Reichstag/Pariser Platz. Sprechen 
werden Horst Jäckel (Vorstandsmitglied 
des DGB Berlin-Brandenburg) und Ste­
phan Hey m. — (har)

— Wahlrecht und gesichertes Aufent­
haltsrecht für die nichtdeutschen 
Bürgerinnen,

— gleiche soziale und politische Rechte 
für alle in der BRD lebenden Men­
schen,

— antifaschistische Erziehung und 
Aufklärung muß fester Bestandteil 
schulischer und betrieblicher Aus­
bildung sein,

— Jugendpreise für Schülerinnen und 
Jugendgruppen, die Arbeiten vorle­
gen, die der antifaschistischen Auf­
klärung dienen,

— Umwandlung der Kriegerdenkmale 
in AntiKrieg- und Deserteurs-Denk­
male !

Darüber hinaus sind wir insbesondere 
als Gewerkschafterinnen aufgerufen, 
unsere Forderungen in konkreten Aktio­
nen in die Betriebe zu tragen und mit so­
zialen Forderungen zu verknüpfen. Es 
ist unsere Aufgabe, den Kolleginnen be­
wußt zu machen, daß Rassismus und Fa­
schismus der größte Feind der arbeiten­
den Menschen und ihrer Organisationen 
sind. -

Wir fordern alle gewerkschaftlichen 
Gliederungen in HBV und DGB auf, be­
triebliche, örtliche, landes- und bundes­
weite Aktionen durchzufiihren,
— rassistische und faschistische Post­

wurfsendungen und Plakataktionen 
zu verhindern,

— in Zusammenarbeit mit den Kolleg­
innen der IG Medien, die Ausstrah­
lung entsprechender Wahlspots und 
Anzeigen zu verhindern,

— bei Wahlen Aufklärungsaktionen 
. . . durchzuführen,

— antifaschistische Kommunalpro­
gramme durchzusetzen,

— gewerkschaftliche Aktionstage, wie 
den 1. Mai zu nutzen, um die Forde­
rung nach Einführung des 8. Mai als 
gesetzlichen Feiertag in die Öffent­
lichkeit zu tragen,

— Unterstützung bzw. Gründung anti­
faschistischer Bündnisse auf allen 
Ebenen zur Durchsetzung demokra­
tischer Lösungskonzepte und Ver­
hinderung von rechtsextremen Tref­
fen!

Das Handeln der Gewerkschaften muß 
geprägt sein von dem Ziel, Faschismus 
und Rassismus zu skandalisieren, 
gleichzeitig aber Perspektiven und 
Handlungsmöglichkeiten zu schaffen, 
die geeignet sind, soziale, kulturelle und 
politische Verhältnisse zu schaffen, die 
Rassismus, Nationalismus und Faschis­
mus den Boden entziehen . ..

Die rechtsextreme Offensive der Un­
gleichheit und Menschenverachtung, er­
fordert den gewerkschaftlichen Kampf 
um eine Gesellschaft der Demokratie, 
Gleichheit und Solidarität!
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Beschäftigte müssen sich erneut um 
ihren eigenen Arbeitsplatz bewerben
Am 11. Juni d. J. hat das Berliner Abge­
ordnetenhaus das nebenstehende und in 
Auszügen dokumentierte Hochschulper- 
sonal-Ubemahmegesetz verabschiedet. 
Mit diesem Gesetz findet die Übertra­
gung der westlichen Personal Struktur 
von Hoch- und Fachhochschulen auf die 
Einrichtungen der ehemaligen DDR 
statt.

Mit der durch den Einigungsvertrag 
bis zum 2. Oktober 1993.durch die Län­
der zu regelnden Übernahme des Hoch­
schulpersonals der ehemaligen DDR 
wird die „Abwicklung“ der in der DDR 
betriebenen Wissenschaft und For­
schung im großen und ganzen beendet. 
Nachdem die betrieblichen Forschungs­
und Entwicklungsabteilungen aus den 
Betrieben ausgegliedert und damit ihrer 
Grundlage beraubt, die Akademien der 
Wissenschaft, der Landwirtschaft, der 
Künste und die Bauakademie aufgelöst 
worden sind, werden durch die — län­
derspezifischen — Übernahmegesetze 
ein weiteres Mal tausende von Beschäf­
tigten einer diskriminierenden Behand­
lung unterworfen.

Die Methode ist fast im gesamten öf­
fentlichen Dienst dieselbe: das „bewäh­

Das Bundesverfassungsgericht bestätigte mit nur leichter sozialer Modifizierung die 
Regelungen zur Abwicklung der DDR-Wissenschaft im Einigungsvertrag. Bild: Be­
schäftigte der Akademie der Wissenschaften demonstrieren in Ostberlin

rte“ westdeutsche System wird den ehe­
maligen DDR-Einrichtungen bzw. Ver­
waltungen übergestülpt.

Beim Hoch schul personal hat dies 
weitreichende Konsequenzen. Während 
es in der ehemaligen DDR — von ganz 
wenigen Ausnahmen abgesehen — nur 
unbefristete Stellen für das wissen­
schaftliche Personal gab, gibt es an den 
Westberliner Hochschulen zu rund 85 % 
befristete Stellen bis maximal 5 Jahre.

Sieht man sich nun das Berliner Über­
nahmegesetz an, so fallen folgende Ge­
meinheiten besonders auf:
— Eine inzwischen fast schon obligato­
rische Festlegung in Gesetzen (die DDR 
betreffend) ist, daß politische Kriterien 
für die Entscheidung der Übernahme 
eine Rolle spielen sollen. Dabei interes­
sieren nicht nur die im Personalfragebo­
gen gemachten und ggfs. bei der Gauck- 
Behörde überprüften Angaben nach offi­
zieller/inoffizieller Mitarbeit beim Mi­
nisterium für Staatssicherheit (Stasi) 
oder nach Funktionen in Parteien, Mas­
senorganisationen oder im FDGB, son­
dern es werden neue Kriterien wie politi­
sche „Bevorzugung“ (§1 Satz 2), „her­
ausgehobene Position“ oder nachhaltig 

„zur Stabiliserung des Herrschaftssy­
stems der DDR beigetragen“ (§2 Absatz 
3) eingeführt.

Dies zielt insbesondere auf das Hoch­
schullehrerpersonal. Nach dem Motto, 
nur wer Parteimitglied war, konnte stu­
dieren, nur wer besonders systemtra­
gend war, konnte Professor werden (was 
dann gleichzeitig heißt: fachlich nicht 
qualifiziert!), wird versucht, möglichst 
wenig DDR-Hochschullehrer zu über­
nehmen, da diese nach bundesdeut­
schem Recht alle verbeamtet werden. 
Und auf diese lukrativen Stellen haben 
natürlich auch andere — westliche — 
Bewerber Appetit.
— Festzuhalten bleibt, daß kein Rechts­
anspruch auf Übernahme besteht. D.h. 
selbst bei bestätigter persönlicher Inte­
grität und fachlicher Eignung kann es 
passieren, daß man nicht übernommen 
wird. Maßgabe ist letztenendes immer 
der Haushaltsplan der Hochschule. Da 
dieser vom Abgeordnetenhaus bewilligt 
werden muß, hängt seine Höhe immer 
vom politischen Willen der regierenden 
Parteien und somit von den Mehrheits­
verhältnissen ab.

Wer weder nach § 2 oder 3 noch nach 
§4 übernommen werden soll (obwohl er 
positiv beurteilt worden ist), wird ge­
mäß Einigungsvertrag wegen mangeln­
den Bedarfs gekündigt. Hier kommt dem 
Berliner Senat die vor kurzem vom Bun­
destag beschlossene Verlängerung die­
ser Regelung zugute (vgl. Politische Be­
richte 15/92).
— Für eine Antragstellung auf Über­
nahme — also für die erneute Bewer­
bung auf den schon eingenommenen Ar­
beitsplatz! — haben die Betroffenen 
sechs Wochen Zeit bis zum 1. August. 
Wer die Frist versäumt — warum auch 
immer — bleibt außen vor.

Wie unsinnig und zu welchen Proble­
men die Übertragung von westlichen 
Strukturen auf DDR-Verhältnisse ist, 
zeigt sich am Beispiel der Fachhoch­
schulen. In den westlichen Bundeslän­
dern existiert an den Fachhochschulen 
kein sogenannter Mittelbau, es gibt also 
fast nur Professoren, und ein Großteil 
der Lehre wird durch Lehraufträge ab­
gedeckt. In der DDR wird jedoch die 
Masse der Lehrprogramms durch den 
Mittelbau erbracht. Dieser kann sich je­
doch nicht auf die Professorenstellen 
bewerben. Im Haushalt der Berliner 
Fachhochschule für Technik und Wirt­
schaft gibt es kein Überhangkapitel, aus 
dem — wenigstens vorübergehend — 
dieses Personal gemäß §4 bezahlt wer­
den könnte. Folge: Der gesamte Mittel­
bau an dieser Fachhochschule kann nicht 
übernommen werden.

Ganz sicher Absicht ist dies zumindest 
für die Humboldt-Universität. Zwei 
Drittel der derzeit in unbefristeten Ar­
beitsverhältnissen beschäftigten Wis­
senschaftler ist promoviert oder gar ha­
bilitiert. Sie haben keine Chance, auf 
eine „Qualifikationsstelle“ zu kommen, 

Gesetz über die Übernahme des wis­
senschaftlichen und künstlerischen 
Personals der Hochschulen im Ostteil 
Berlins in Rechtsverhältnisse nach 
dem Berliner Hochschulgesetz

§ 1 Geltungsbereich und Grundsätze 
Dieses Gesetz regelt die Übernahme 
des hauptberuflich beschäftigten wis­
senschaftlichen und künstlerischen 
Personals gemäß §7 Satz 1 Nr. 1 und 2 
des Gesetzes zur Ergänzung des Berli­
ner Hochschulgesetzes vom 18. Juli 
1991 ... Bei den Entscheidungen nach 
diesem Gesetz sind neben der erforder­
lichen Eignung, Befähigung und fach­
lichen Leistung auch Benachteiligun­
gen oder Bevorzugungen angemessen 
zu berücksichtigen, die auf nachweis­
bare politische Einflußnahmen im bis­
herigen Werdegang zurückzuführen 
sind.

§ 2 Übernahme von Dienstkräften
(1) Die Übernahme in Ämter für Pro­
fessoren und Professorinnen gemäß 
§102 des Berliner Hochschulgesetzes 
erfolgt durch Hausberufungen ...
(2) Die Dienstkräfte gemäß § 1 Satz 1 
können auf ihren Antrag übernommen 
werden ..., wenn sie die jeweiligen 
Einstellungsvoraussetzungen nach den 
Bestimmungen des Berliner Hoch­
schulgesetzes erfüllen und überwie­
gend die entsprechenden Aufgaben 
wahrgenommen haben.
(3) Die Übernahme gemäß Absatz 2 
erfolgt nach Maßgabe des Bedarfs in 
den jeweiligen Fächern und des jeweils 
geltenden Haushaltes und setzt voraus, 
daß die gemäß § 9 des Gesetzes zur Er­
gänzung des Berliner Hochschulge­
setzes gebildete jeweilige Struktur- 
und Berufunfskommission unter Be­
achtung der Bestimmung des § 1 Satz 2 
die persönliche Integrität und Eignung 
des Bewerbers oder der Bewerberin 
oder des Antragstellers oder der An­
tragstellerin bestätigt hat und seine 
oder ihre Übernahme in das jeweilige 
Beschäftigungsverhältnis auf Grund 
der festgestellten Qualifikation und 
fachlichen Leistung empfohlen hat; in 
die Feststellung der persönlichen Inte­
grität und Eignung können auch die 
Ergebnisse der Arbeit von Kommissio­
nen zur Erneuerung der Hochschulen 
einbezogen werden, die vor Inkrafttre­
ten des Gesetzes zur Ergänzung des 
Berliner Hochschulgesetzes eingesetzt

die analog der Personalstruktur der 
westberliner Hochschulen rund 85 % 
des Mittelbaus ausmachen. Als „Kündi­
gungsgesetz für den Mittelbau“ wird 
dieses Gesetz denn auch von vielen be­
zeichnet. Insgesamt 3400 Stellen wis­
senschaftlichen Personals will der Senat 
im Ostteil Berlins hauptsächlich auf die­
se Weise abbauen.

Die Gewerkschaften ÖTV und GEW 
haben massive Kritik an diesem Gesetz 
geäußert. So kritisiert die ÖTV u.a., daß 
sich die Ziele des Gesetzes an hoch­
schulrechtlichen und haushaltsrechtli­
chen Vorgaben orientieren und nicht da­

worden sind. Gemäß §75 Abs. 3 Satz 
1, 2. Halbsatz des Hochschulrahmen­
gesetzes ... besteht kein Rechtsan­
spruch auf Übernahme. Für eine Über­
nahme kann nicht berücksichtigt wer­
den, wer vor dem 5. April 1990 in her­
ausgehobener Position oder sonstiger 
Funktion auf nachhaltig wirksame 
Weise zur Stabilisierung des Herr­
schaftssystems der DDR beigetragen 
hat; die für den öffentlichen Dienst des 
Landes Berlin geltenden allgemeinen 
Grundsätze sind zu beachten ...

§ 3 Qualifikationsverträge 
Dienstkräfte gemäß § 1 Satz 1, die auf 
Qualifikationsstellen Aufgaben gemäß 
§ 110 Abs. 3 des Berliner Hochschul­
gesetzes wahrnehmen sollen und die 
Einstellungsvoraussetzungen ... er­
füllen, können nach Maßgabe des je­
weils geltenden Haushalts auf ihren 
Antrag ... übernommen werden. §2 
Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§4 .Weiterbeschäftigung in anderen 
Fällen
Dienstkräfte gemäß §1 Satz 1, die 
nicht gemäß §§2 oder 3 übernommen 
werden, können im Überhang oder, für 
eine Übergangszeit von längstens fünf 
Jahren, unter Inanspruchnahme einer 
Stelle im Stellenplan, beschäftigt wer­
den, soweit ihre Weiterbeschäftigung 
unter Berücksichtigung der Empfeh­
lungen der jeweiligen Struktur- und 
Berufungskommissionen ... nach 
Maßgabe der hierfür im jeweiligen 
Haushalt vorgesehenen verfügbaren 
Stellen und Mittel für nichtplanmäßige 
Beschäftigung möglich ist...

§ 5 Antragstellung
Die Antragstellung gemäß §§2 und 3 
ist bis zum Ablauf von sechs Wochen 
nach dem Tag des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes zulässig. Die Entscheidungen 
über die Anträge und über Weiterbe­
schäftigungen im Überhang sollen bis 
zum Beginn des Wintersemesters 
1992/93 getroffen werden ...

. § 7 Inkrafttreten •
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündigung im Gesetzes- und Ver­
ordnungsblatt für Berlin in Kraft. Es 
tritt am 31. März 1994 außer Kraft .. .
Quelle; Gesetz- und Verordnungsblatt für Ber­
lin Nr. 27 vom 20. Juni 1992, Hervorhebun­
gen durch den Verf.

ran, welchen Bedarfes gibt. Insbesonde­
re wendet sich die ÖTV jedoch gegen die 
gesetzliche Aushebelung des Arbeits­
rechts durch einseitige Umwandlung 
von unbefristete in befristete Arbeitsver­
träge. Die ÖTV empfiehlt deshalb allen 
Betroffenen, Anträge auf Übernahme in 
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis zu 
stellen und keine Vertragsangebote, die 
eine Befristung vorsehen, zu unter­
schreiben. Eine Flut von Arbeitsge­
richtsprozessen wird erwartet.
Quellen; Flugblatt der ÖTV zum Hochschulper­
sonal-Übernahmegesetz; Der Tagesspiegel v. 
6.5.92 und 21.5.92 - (har)

!
■ CDU und SPD verabschieden 

in aller Eile das Fusionsgesetz
Erst die 10. Fassung des Gesetzes zur 
Fusion der Fachbereiche Veterinärme­
dizin, Lebensmitteltechnologie und 

•Agrarwissenschaften gelangte in das 
Berliner Abgeordnetenhaus und wurde 
auch prompt mit der Mehrheit von CDU 
und SPD verabschiedet (vgl. Politische 
Berichte 10/92). Allein mit diesem Ge­
setz, das seit dem 2. Juli inkraft ist, wer­
den insgesamt 564 Stellen an den drei 
Universitäten Berlins auf Dauer einge­
spart. Die meisten davon auf Kosten der 
Beschäftigten der Humboldt-Universi­
tät, denn zeitgleich zu der Errichtung der 
„neuen“ Fachbereiche findet die Über­
nahme nach dem Hochschulpersonal- 
Übemahmegesetz statt (siehe oben). 
Aus diesem Grunde war die Verabschie­
dung beider Gesetze miteinander gekop­
pelt.

Um größere Widerstände der Univer­
sitäten zu vermeiden, beinhaltet die ver­
abschiedete Fassung des Fusionsgeset­
zes eine großzügigere Zeitplanung und 
die Absicht, Mittel für das Personal be­
reitzustellen, das im Überhang geführt 
werden muß. Allerdings höchstens für 
die Dauer von 5 Jahren. Inzwischen er­
weisen sich jedoch diese vermeintlichen 
Zusagen als Seifenblasen (z.B. sollen 

der Technischen Universität statt 5,2 nur 
1 Mio. Mark Überhangmittel zugestan­
den werden).

Die gravierendste Änderung des Ge­
setzes ist zugleich eine weitere Benach­
teiligung der Humboldt-Universität. 
Entgegen der ausdrücklichen und sach­
lich begründeten Empfehlung des Wis­
senschaftsrates wird der neue gemeinsa­
me Fachbereich Veterinärmedizin der 
Freien Universität Berlin und nicht der 
Humboldt-Universität zugeordnet. Dies 
soll zwar nur für eine Übergangszeit von 
5 Jahren sein; man kann sich aber jetzt 
schon ausrechnen, daß die Freie Univer­
sität nach getaner Aufbauarbeit nicht 
freiwillig auf diesen Fachbereich ver­
zichten wird. Und für die Beschäftigten 
ist ein erneuter Wechsel auch nicht gera­
de angenehm.

Die Umsetzung des Fusionsgesetzes 
hat inzwischen begonnen. Unter Umge­
hung bzw. Ausgrenzung der Personalrä­
te und Frauenbeauftragten wird ver­
sucht, Fakten zu schaffen. In einem 
Brief an die Senatsverwaltung für Wis­
senschaft und Forschung beschwert sich 
z.B. der Personalrat der Technischen 
Universität, daß er von der Gründungs­
sitzung ausgeschlossen werden sollte, 

u.a. dadurch, daß er nicht eingeladen 
wurde und die Sitzung an einem Samstag 
stattfand.

Auch in den Musterübemahmeverträ- 
gen für die Beschäftigten werden vor­
nehmlich die Interessen der Universitä­
ten und weniger die der Beschäftigten 
geregelt. So soll der Humboldt-Univer­
sität das Recht eingeräumt werden, zu­
viel gezahlte Bezüge (wegen zu hoher 
Eingruppierung) zurückzufordem, je­
doch nicht umgekehrt. Und den Be­
schäftigten der Technischen Universität, 
die an die Humboldt-Universität wech­
seln, wird zwar weiterhin der Westtarif 
bezahlt, es wird aber nicht geregelt, ob 
sie zukünftige Tariferhöhungen erhalten 
werden.

Darüber hinaus ist die Absicht der 
Verwaltung bekannt geworden, die Wis­
senschaftlichen Beschäftigten der Hum­
boldt-Universität vor Übergang an die 
Technische Universität in ein befristetes 
Arbeitsverhältnis „zu überführen“, oh­
ne zu sagen, wie lange diese Befristung 
dauern soll. Auf diese Art und Weise 
soll der schnelle Abbau der im Überhang 
Beschäftigten gewährleistet werden. Da 
die überwiegende Mehrheit der an der 
Humboldt-Universität beschäftigten 

Wissenschaftler über 40 Jahre alt ist, 
würde eine Befristung ihrer Arbeitsver­
träge eine zusätzliche Härte bedeuten, 
abgesehen von der rechtlichen Fragwür­
digkeit dieses Vorhabens.

Da bisher alle Protestaktionen der Be­
teiligten nichts genützt haben, läßt der 
Akademische Senat der Humboldt-Uni­
versität die Gesetzte (Fusions- und 

Studenten und Beschäftigte der Veterinärmedizinischen Fakultät der HUB demon­
strieren für den Erhalt ihres Standortes in Berlin-Mitte — erfolglos

Übernahmegesetz) mittels eines Gutach­
tens auf ihre Rechtsstaatlichkeit und 
Verfassungskonformität überprüfen.

/ 

Quellen: Gesetz zur Fusion der Fachbereiche i 
Veterinärmedizin, Lebensmitteltechnologie und 
Agrarwissenschaften in Berlin; HU-Aktuell, 
AusgabeJuni 92; Schreiben des Personalrats der 
TU an den Wissenschaftssenator — (har)
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Wir dokumentieren Auszüge aus 
einem Thesenpapier der Arbeits­
gruppe Wirtschaft des Landesverban­

des der PDS Thüringen vom 30. April 
1992, das auf einer strukturpolitischen 
Konferenz der PDS in der ostthürin­
gischen Region A nfang Mai vorlag. 
Das Dokument wurde entnommen dem 
„Rundbrief“ der Arbeitsgemeinschaft 
,, Konkrete Demokratie — soziale 
Befreiung “bei der PDS.

Erfurt, 30. April 1992 
Arbeitsgruppe Wirtschaft des
Landesverbandes der PDS Thüringen

Thesen zum Thema
Beschäftigung sichern

Die CDU hat vor zwei Jahren mit dem i 
Wahlversprechen „... keinem soll es j 
schlechter gehen ...“ Regierungsver- 1 
antwörtung übernommen. Innerhalb 1 
•weniger Jahre sollte im Osten Deutsch- ( 
lands ein Lebensniveau erreicht werden, ( 
daß dem der Alt-BRD entspricht. 1

Auf der Grundlage einer sozialen < 
Marktwirtschaft sollte sich mit „wenig 1 
Staat“ und viel privater Initiative die da- 1 
für notwendige wirtschaftliche Um- < 
Strukturierung vollziehen. Im zweiten i 
Jahr nach der Währungsunion und dem I 
staatlichen Anschluß der DDR an die 1 
BRD wird die Wirtschaft durch einen i 
katastrophalen Niedergang, das vielfa- ' 
ehe Aus für traditionelle Produktions- I 
Standorte und die Zerstörung von Struk- 1 
turen und Produktionsverflechtungen in 
allen Bereichen der Wirtschaft gekenn- < 
zeichnet. Die Wirtschaftskreisläufe sind < 

- weitgehend zusammengebrochen. Die 
Politik der Bundesregierung nach der 
Währungsunion mit ihren verheerenden 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen hat 
nicht die notwendigen Bedingungen für 
eine sich selbst tragende, auf in notwen­
digen Maße eigenständigen innovativen 
Leistungen basierende Wirtschaftsent­
wicklung in den neuen Bundesländern 
geschaffen, sondern diese beträchtlich 
verschlechtert.

Die Steuerung des Umstrukturie­
rungsprozesses über die Verwertungs­
interessen des privaten westdeutschen 
Kapitals war von vornherein eine Strate­
gie, die eine weitgehende Zerstörung 
von Wirtschaftspotentialen und die mil­
lionenfache Vernichtung von Arbeits­
plätzen in Rechnung stellte. Die Politik 
der Bundesregierung bei der Einführung 
der Wirtschaftsordnung der Bundesre­
publik in den ostdeutschen Ländern hat 
ein spezifisches sozialökonomisches 
Resultat hervorgebracht, das als Filial­
ökonomie westdeutscher Konzerne, 
Banken, Versicherungsgesellschaften 
und Handelsketten beschrieben werden 
kann. Die damit verbundene Fremdbe­
stimmung über die Unternehmen ist 
nicht nur vielfach mit deren Degradation 
zu verlängerten Werkbänken verbun­
den, sondern auch mit der Gefahr, daß 
diese Unternehmen zu einer konjunktu­
rellen Manövriermasse werden.

Die Privatisierungspolitik der Treu­
handanstalt und der fast vollständige 
Verzicht auf Sanierungsaktivitäten ha­
ben den Prozeß der Entindustrialisie­
rung und der Zerstörung eigenständiger 
Innovationspotentiale der Unternehmen 
vorangetrieben.

Für die noch zur Treuhand gehören­
den Betriebe wurden bisher Finanzmittel 
überwiegend zur Sicherung der Liquidi­
tät vergeben, nicht jedoch für die Mo­
dernisierung des Kapitalstocks.

Eine Industriepolitik ist von der Treu­
hand nicht betrieben worden. Dafür be­
sitzt sie nicht den politischen Auftrag 
und die erforderliche Organisations­
form. Die vor allem aus westdeutschen 
Banken und Konzernen stammenden 
Führungskräfte der Treuhandanstalt 
wollen eine solche Politik auch nicht und 
können sie auch nicht bewältigen.

Die Bundesregierung hat bisher einen 
direkten und lenkenden Einfluß staatli­
cher Wirtschaftspolitik auf den struktu­
rellen Wandlungsprozeß in Ostdeutsch­
land, insbesondere in Form einer bran­
chenbezogenen Struktur- und Industrie­
politik als nicht ordnungskonform abge­
lehnt. Sie orientiert weiterhin auf die 
Steuerung des Strukturwandels über den 
Markt.

Das Bonner Modell einer Marktwirt­
schaft hat sich für Ostdeutschland als 
nicht tauglich erwiesen. Es ist nicht in 
der Lage, die hier und heute stehenden 
Probleme in den neuen Bundesländern 
und darüber hinaus in Osteuropa zu lö­
sen.

Die Bundesregierung hat nach den er­
sten massiven Widerständen gegen ihre 
Kahlschlagpolitik im Frühjahr 1991 das 
„Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost“ 
beschlossen.

Aus der Diskussion der PDS Thüringen 
Thesen„Beschäftigung sichern“

ihre Persönlichkeit zu entfalten. Darum 
ist es notwendig, Thüringen als Produk­
tionsstandort zu erhalten. Wir wollen 
keine Wirtschaft mit der Zielstellung 
einer privaten Profitmaximierung, wir

Die Hauptmängel des Gemeinschafts­
werkes liegen in deü fehlenden Verbin­
dung von Wirtschaftsförderung, Bereit­
stellung von finanziellen Mitteln und 
Strukturpolitik, die kurzfristige Anlage 
des Programms für nur zwei Jahre, was • wollen eine effiziente Wirtschaft als 
in krassem Widerspruch zur Langfri­
stigkeit der Strukturanpassung steht, 
sowie den zu geringen Mitteln für die 
Länder und Kommunen.

Auch die Investitionsförderprogram­
me der Bundesregierung blieben weit­
gehend wirkungslos. Es ist offensicht­
lich, daß mit der gegenwärtigen Struk­
turpolitik weitgehend über die Zukunft 
des Industrie- und Wirtschaftsstandortes 
Ostdeutschland und die Arbeits” und 
Lebensbedingungen seiner Bewohner 
entschieden wird. Die Voraussagen be­
wegen sich in zwei Extremen eines zwei­
ten Wirtschaftswunders bis hin zur mo­
dernsten und attraktivsten Wirtschafts­
region Deutschlands und seiner Verste- 
tigung des wirtschaftlichen Rückstandes 
bis zu einem deutschen Süditalien mit 
deutlichem sozialen Gefälle zu den alten 
Bundesländern, dauerhafter Massenar­
beitslosigkeit und Abwanderung der ak­
tiven Bevölkerungsgruppen trotz ständi­
ger Transferzahlungen. Entgegen den 
optimistischen Visionen ist die tatsächli­
che Entwicklung in Richtung der zwei­
ten Möglichkeit verlaufen.

Ein Annäherungsprozeß an das wirt­
schaftliche und soziale Niveau der alten 
Bundesländer wird, wenn überhaupt,

Mittel zum Zweck
— der Sicherung des Lebensunterhaltes 
durch Arbeit,
— der freien Entfaltung der Persönlich­
keit und
— des sozialen Fortschritts.

Voraussetzung dafür ist, daß den in 
Thüringen lebenden Menschen die Mög­
lichkeit gegeben ist, durch eigene Arbeit 
an der Schaffung des Reichtums der Ge­
sellschaft mitzuwirken und daran Anteil 
zu erhalten.

Diese Voraussetzung ist gegenwärtig 
nicht gegeben!

Deshalb sehen wir in der Sicherung 
der Beschäftigung die zentrale Frage, 
um den Menschen in diesem Land, ins­
besondere der Jugend, eine Perspektive 
zu geben, damit es sich lohnt, in diesem 
Land zu bleiben.

Um weitergehenden ökonomischen 
und sozialen Schaden zu verhindern, ist 
eine grundlegende wirtschaftspolitische 
Wende mit einer aktiven Strukturpolitik 
und einer Demokratisierung der Wirt­
schaft und Wirtschaftspolitik dringend 
erforderlich.

Ihre vordringlichen Aufgaben sind: 
den Prozeß der weiteren Zerstörung von 
Wirtschafts- und Industriepotentialen 

Bild: af/mz

nur über einen längeren historischen 
Zeitraum möglich sein und wesentlich 
mehr Aufwendungen erfordern, als bis­
her durch die Bundesregierung konzi­
piert.

Heute zeichnet sich in der Realität ab, 
daß die Versprechen der Regierenden 
zeitlich nicht aufgehen werden. Arbeit­
plätze werden in Dimension fehlen, weil 
ihre Zerstörung erfolgt ist.

Gravierende Strukturbrüche und flä­
chendeckender Rückgang der Industrie­
produktion — bis hin zum Zusammen­
bruch des produzierenden Gewerbes — 
sind für die Wirtschaft in Thüringen 
kennzeichnend. Das Ausmaß des wirt­
schaftsstrukturellen Zusammenbruchs 
in Thüringen ist bereits in die Phase 
einer regelrechten Deindustrialisierung 
getreten.

Die Folge ist ein gewaltiger Produkti­
ons- und Beschäftigungsrückgang.

Wurden Ende Dezember 1990 in der 
Wirtschaft Thüringens noch 2 237 Milli­
onen DM umgesetzt, waren es Ende 
1991 1188 Mio DM — Rückgang auf 
53 %. Das heißt, daß in der Thüringer 
Industrie 1991 nur etwa ein Viertel des 
Jahres 1985 produziert wurde. Das ist 
nicht Ausdruck einer wirtschaftlichen 
Umstrukturierung, sonderti eines wirt­
schaftlichen Zusammenbruchs.

Als Partei des Demokratischen Sozia­
lismus wollen wir, daß die Menschen 
hier in Thüringen bleiben können, hier 
bezahlte Arbeit finden, um — ganz im 
Sinne des Grundgesetzes der BRD —

mit der Vernichtung von Hunderttausen­
de Arbeitsplätzen endlich aufzuhalten, 
die notwendige Strukturanpassung nicht 
als Zerstörung, sondern verstärkt als 
Neuaufbau von modernen Strukturen zu 
gestalten und dabei die Wirtschafts- und 
Strukturentwicklung mit der Ökologi­
sierung von Produktions-, Zirkulations­
und Konsumtionsprozessen sowie einer 
Regionalisierung der Wirtschaft zu ver­
binden.

I. These
zur Bestimmung 
der Ausgangslage 
In Ostdeutschland geht voraussichtlich 
die Zahl der Arbeitsplätze (Erwerbsper- noch ca. 300000 zu entlassen, die Wei- 
sonen) von 9,6 Millionen 1989 auf weni- chen schon gestellt. Ein Auslaufen der für 
ger als 5 Millionen 1992 zurück, in der die neuen Bundesländer zeitweilig modi- 
Industrie von über 3 Millionen auf etwa 1 
Million.

Die bloße Bezifferung von 202012 Ar­
beitslosen (Ende März 1992) in Thürin­
gen engt das tatsächliche Problem — nicht 
durch eigene Tätigkeit seinen Lebensun­
terhalt verdienen zu können — quantitativ 
unzulässig ein und entspricht damit der haltung besteht eine gewaltige Diskre- 
Wahrheit nur äußerst unvollständig.

Das entscheidende Problem besteht in 
der Sicherung von Beschäftigung, damit 
den hier lebenden Menschen eine Exi­
stenzgrundlage bleibt, daß die Menschen 
hier auch morgen arbeiten und leben kön­
nen. Das Beschäftigungsproblem ist da­
mit weitaus umfassender als die bloße Be­
trachtung der Arbeitslosigkeit.

Neben den Arbeitslosen gibt es Ende

März 90913 Kurzarbeiter, von denen (Doppelzählungen können nicht ausge- 
über die Hälfte (51,3 Prozent) einen Ar- schlossen werden) könnten damit in des 
beitsäusfall von mehr als 50 % haben.

66598 Menschen befinden sich in zeit­
lich befristeten Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen.

Ein beträchtlicher Anteil von Personen 
ohne Arbeit befindet sich in einer berufli­
chen Weiterbildung. Über die durch­
schnittliche Verweildauer in einer Weiter­
bildung gibt es keine statistischen Anga­
ben. Nach eigenen Berechnungen befan­
den sich Ende September 1991 ca. 70000 
Personen in einer Weiterbildung bzw. 
Umschulung und der Trend bei der stati­
stisch erfaßten Kennziffer „Teilnehmern 
an beruflicher Weiterbildung — Eintritte 
gemeldet im Monat“ ist stark anwach­
send.

Zum Erkennen des vollen Ausmaßes 
der Nichtbeschäftigung gehört das alters­
bedingte Zwangsausscheiden aus dem 
Arbeitsprozeß — gemeint sind Vorruhe- 
ständler (51490) und Altersübergangs­
geld (79366), also 130856 Personen Ende 
März 1992.

Daß der Rückgang bei Kurzarbeitern 
nicht im gleichen Maß zu einer Erhöhung 
der Arbeitslosigkeit geführt hat, liegt zu 
einem großen Teil daran, daß viele von 
ihnen in das Alt-Bundesgebiet pendeln 
bzw. ganz wegziehen.

Setzt man diese Pendler mit einer Grö­
ßenordnung von ca. 100000 an, erhält das 
Beschäftigungsproblem folgende Dimen­
sion:

Über 700000 Erwerbspersonen unter­
liegen entweder erheblichen Erschwernis­
sen, erheblicher Arbeitsplatzgefahrdung, 
dem sogenannten 2. Arbeitsmarkt oder 
sind gänzlich ohne Tätigkeit. Real haben 
etwa 70000 Erwerbspersonen keinen 
vollwertigen Arbeitsplatz in Thüringen. 
Das sind etwa 54 % der 1989 in Thüringen 
Beschäftigten.

n. These
zur weiteren Entwicklung des 
Beschäftigungsproblems
Die Beschäftigungstendenz ist weiter sin­
kend.

Die Treuhand hat mit der Ankündigung

fizierten Kurzarbeiterregelung sowie 
Engpässe in der ABM-Finanzierung wer­
den unweigerlich zur weiteren Verschär­
fung der Arbeitsmarktsituation in Thürin- liehen Ordnung weder das Recht auf Ar­
gen führen. beit garantiert noch ein existentielles Mi-

Zwischen der Vernichtung von Arbeits- nimum unter allen Umständen gesichert 
plätzen und der Neuschaffung bzw. Er-

panz.
Nach Aussagen der Treuhand bestehen 

für Thüringen Zusagen für die dauerhafte 
Sicherung von über HO000 Arbeitsplät­
zen. Durch Fördermaßnahmen für die 
gewerbliche Wirtschaft und den Frem­
denverkehr sollen nach Aussagen des 
Wirtschaftsministers ca. 60000 Dauer­
arbeitsplätze neu geschaffen werden.

Bei einer großzügigen Betrachtung

nächsten Jahren in Thüringen 170000 
Dauerarbeitsplätze neu geschaffen wer­
den. Dem stehen aber bereits Ende Mäiz '■[ 
202012 Arbeitslose und 90913 Kurzar- l 
beiter gegenüber und weitere Entlässt«- 1 
gen in Dimension sind bereits vollzogen.

Was wird aus dem Rest von einer hal­
ben Million arbeitsfähigen und arbeitswil­
ligen Thüringern? Und dort, wo in der 
gewerblichen Wirtschaft investiert wird, 
werden nur wenige Arbeitsplätze erhalten 
oder neue geschaffen, und der tertiäre 
Sektor ist nicht in der Lage, adäquat Ar­
beitskräfte aufzunehmen.

Hinzu kommt noch der internationale 
Aspekt.

Die Öffnung Osteuropas mit verstärkter 
Einwanderung, die Gestaltung des Euro­
päischen Binnenmarktes mit zu erwarten­
der Arbeitsplatznachfrage ausländischer 
Arbeitnehmer in Deutschland und vor al­
lem der Crash-Kurs wirtschaftlicher Um­
stellung im Beitrittsgebiet erzwingen neue 
Wege in der Arbeitsmarktpolitik, die jetzt 
nicht mehr nur zeitweiligen Charakter tra­
gen dürfen.

III. These 
zur Politik der Regierung 
zur Bewältigung des 
Beschäftigungsprobiems 
Die durch die Bundesregierung betriebe­
ne Arbeitsmarktpolitik ist darauf gerich­
tet, soziale Konflikte zu mildem. Das Be­
schäftigungsproblem kann und will sie 
aufgrund der ökonomischen und politi­
schen Machtverhältnisse nicht lösen.

Notwendig ist eine völlig neue Sozial-, 
Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik.

In Thüringen besteht Ende Februar 
1992 nur für jeden dritten von Arbeitslo­
sigkeit und Kurzarbeit Betroffenen die 
Chance auf einen neuen Arbeitsplatz, 
einer ABM oder einer Umschulung und 
für zwei Drittel nicht!!!

Diese Dimensionen belegen, daß sämt­
liches bisheriges ar beitsmarktpa (irisches 
Instrumentarium überfordert ist, weil
— nach wie vor Arbeitsmarktpolitik in 
den neuen Bundesländern nicht in erfor­
derlichem Maße mit Wirtschafts- und 
Strukturpolitik gekoppelt wird,
— bisherige Arbeitsmarktpolitik einer 
funktionierenden, möglichst dynamisch 
expandierenden Wirtschaft bedarf und 
diese flankiert.

Verlierer einer solchen durch die Bun­
desregierung praktizierten Politik sind 
insbesondere die Frauen, aber auch ABM 
und Umschulungen sind nichts anderes als 
ein Rückstau der Arbeitslosigkeit. Beide 
können ihre Zielstellung, nämlich Schaf­
fung von Dauerarbeitsplätzen bzw. Quali­
fizierung für eine neue Tätigkeit nur dann 
erfüllen, wenn sie sich an einer Struktur­
politikorientieren können.

Ergebnis dieser konzeptionslosen Poli­
tik der Bundesregierung ist auch der Ab­
bau von 85800 Beschäftigten in For­
schung und Entwicklung auf 25000 im 
Jahr 1991.

Der Einsatz eines „Schönwetterinstru- 
mentariums“ für Notstandssituationen 
kann das Problem nicht lösen, wo es noch 
dazu in seiner Nutzung aus Kostengrün- 
den weiter beschränkt werden soll. Eine 
Lösung bietet auch mit Sicherheit nicht 
der Markt.

* Die Tatsachen belegen, daß das durch 
die Bundesregierung praktizierte arbeits­
marktpolitische Konzept weder den ge­
genwärtigen noch den Langzeitfolgen des 
wirtschaftlichen Kahlschlags der ostdeut­
schen Regionen genügen kann.

!

j
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IV. These 
zum Recht auf Arbeit
Wir wollen Arbeit für alle, die arbeit« 
wollen, wissen aber, daß Vollbeschäfti­
gung derzeit unrealistisch ist.

Grundsätzlich kann im Rahmen der ge­
genwärtig praktizierten marktwirtschaft­

werden.
Immer mehr Menschen verlieren so die 

Chance, ihren Lebensunterhalt selbst z». 
verdienen.

Immer weniger Erwerbspersonen kön­
nen sich am Prozeß der Schaffung des ge­
sellschaftlichen Reichtums beteiligen und 
profitieren davon.

Die Arbeit wird nicht für alle reichen! 
Arbeit darf aber nicht zu einem Privileg 
werden!

Unser Standpunkt:
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Das Recht auf Arbeit gehört zu den un­
veräußerlichen Menschenrechten, Arbeit 
für alle ist für uns keine Utopie, sondern 
eine Grundvoraussetzung für ein demo­
kratisches und solidarisches Miteinander.

Grundsätzlich ist soziale Sicherheit in 
der Marktwirtschaft an dauerhafte Er­
werbstätigkeit geknüpft. Sobald eine Un­
terbrechung, und wie im Beitrittsgebiet 
eine vom Arbeitnehmer nicht verschulde­
te Unterbrechung, der Erwerbstätigkeit 
langfristiger Dauer einsetzt, droht über 
kurz oder lang akute Existenzgefahr.

Daraus leitet sich eine zweigeteilte Auf­
gabenstellung ab:
— neben der vordringlichen Konzentra­
tion aller Kräfte auf die Erschließung von 
dauerhaften Erwerbsfeldern ist es gleich­
laufend dringend notwendig,
— den mit großer Sicherheit nicht wieder 
in die Erwerbstätigkeit Eingliederbaren 
(mehrere Millionen im Beitrittsgebiet) so­
zial im Rahmen der Existenznormen ab- 
zusichem.

rendes Handeln die Rahmenbedingungen 
für eine effiziente Wirtschafts- und So­
zialpolitik setzen. Unter Staat verstehen 
wir zum einen die Bundesregierung und 
die Treuhandanstalt und zum anderen die 
Landesregierung und die Kommunen.

Was meinen wir mit der Forderung 
nach dem Eingreifen des Staates? Wir 
wollen weder alten noch neuen Zentralis­
mus, aber auch nicht das freie ungezügelte 
und ungehemmte Spiel der Marktkräfte. 
Der Staat muß eine aktive Führungsrolle 
an nehmen und ausüben. Wenn wir die 
Forderung nach mehr Staat erheben, mei­
nen wir das nicht im quantitativen und in­
stitutionellen Sinn. Wir verstehen darun­
ter eine neue inhaltliche Qualität der Auf­
gaben, denen sich der Staat im Interesse 
des Fortbestehens der gesamten Gesell­
schaft (und nicht einer privilegierten 
Schicht) stellen muß. Das geht natürlich 
weit über das bisherige staatliche Instru­
mentarium hinaus.

Darüber hinaus unterstützen wir die 
Forderungen der Gewerkschaften nach:
— der Bildung von Wirtschafts- und So­
zialräten auf regionaler und Landes­
ebene ;
— der Verkürzung der Arbeitszeit, um 
Arbeit auf mehr Schultern zu verteilen;
— der Mitbestimmung am Arbeitsplatz;
— dem Ausbau von Beschäftigungsge­
sellschaften zu Instrumenten gestaltender 
Strukturpolitik;
— der Angleichung der Löhne und Ge­
hälter.

zu Standortvorteilen für Thüringen.
2. Veränderung der Politik bei der Ge­
währung von Fördermitteln.
2.1 An die Stelle der bisherigen Subven­
tionierung von Investitionen sollte die 
Subventionierung der Schaffung (besetz­
ter) Arbeitsplätze treten, d.h. Ausrei­
chung der Fördermittel nicht in Abhän­
gigkeit von der Höhe der Investitionssum­
me sondern in direkter Abhängigkeit von 
den tatsächlich geschaffenen Arbeitsplät­
zen.
2.2 Die Regionalpolitik sollte stärker in­
novationsorientiert ausgerichtet werden, 
z.B.
— durch ein flächendeckendes System 
von regionalen Entwicklungsagenturen, 
die regionale Entwicklungsprogramme 
konzipieren und realisieren
— durch ein flächendeckendes System 
von Technologietransferstellen, um re-

V. These 
zu Hauptrichtungen zur Lösung 
des Beschäftigungsproblems 
Grundlegende Voraussetzung für die Lö­
sung des Beschäftigungsproblems ist eine 
Veränderung in der Verteilung des vor­
handenen Reichtums der Gesellschaft. 
Mit den bisherigen Denkweisen, prakti­
zierten Mechanismen und Verteilungs­
prinzipien der Regierungsparteien können 
die wirtschaftlichen und sozialen Proble­
me im Osten Deutschlands nicht bewältigt 
werden.
1. Dringend notwendig ist eine neue 
Wirtschafts- und Sozialpolitik. Die Größe 
der Probleme und Herausforderungen in 
Ostdeutschland führt dazu, daß die Selbst­
heilungskräfte des Marktes und auch die 
traditionellen wirtschafts- und struktur­
politischen Instrumentarien unzureichend 
und nicht geeignet sind, um einen Ausweg 
zu finden; eine aktive regionale und sek­
torale Strukturpolitik ist dringend not­
wendig. Eine solche Politik stößt unwei­
gerlich auf Schranken der ökonomischen 
und gesellschaftlichen Verhältnisse in der 
Bundesrepublik. Hieraus ergibt sich die 
Konsequenz, den Spielraum für eine 
Strukturpolitik im Interessenkonflikt Ka­
pital — Arbeit sichtbar zu machen, d.h. 
nicht in Illusionen zu verfallen, aber auch 
die vorhandenen Möglichkeiten zu nut­
zen. Das bedeutet ein Keformkonzept bandenen Wirtschaftspotential in den ost­
neuer Qualität zu verfolgen, das die De- deutschen Bundesländern über konse- 
mokratisierung der Wirtschaft und der quente Sanierungspolitik und Rationali- 
Wirtschaftspolitik sowie die sozialen und 
ökologischen Interessen der heutigen und 
zukünftigen Generationen in den Vorder­
grund stellt, das aber gerade deshalb auch 
auf die Stukturanpassung, Stabilisierung 
und Revitalisierung der Wirtschaft ge­
richtetist.

Kernpunkt einer Strukturpolitik im In­
teresse der Bevölkerung ist die Erhaltung 
bzw. Wiederherstellung des Produktions­
standortes Ostdeutschland. Durch Struk­
turpolitik muß eine auf eigenständigen 
technologischen Grundlagen fußende Lei­
stungsentwicklung der Wirtschaft geför­
dert werden. Für den Erhalt und die Wei­
terentwicklung des produzierenden Be­
reichs, insbesondere der Industrie, ist die 
Verbindung von Forschungs- und Tech­
nologiepolitik mit der Industrie- und 
Strukturpolitik ein entscheidendes Mo­
ment. Aktive Strukturpolitik ist in beson­
derem Maße zukunftsorientierte Techno­
logiepolitik bei ständiger Innovation von 
Erzeugnissen und Verfahrenstechniken. 
Aktive Wirtschaftspolitik zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen, d.h. nicht auf die 
Selbstheilungskräfte des Marktes hoffen, 
sondern gestaltende Einflußnahme. im 
Sinne der zielgerichteten Schaffung von 
Rahmenbedingungen. Es ist ein grundle­
gendes Erfordernis, Arbeitsmarktpolitik 
umfassend und konstruktiv mit Wirt­
schaftspolitik zu verbinden, d.h. Schaf­
fung von Arbeitsangebot im Rahmen 
marktfähiger Produktion und Leistungen. j
2. Quantitative Ausweitung bezahlter 
Tätigkeit für gesellschaftlich nützliche 
Zwecke wie z.B. kulturelle, soziale (Er­
ziehung) und Umweltbereiche.
3. Verkürzung der Lebensarbeitszeit und 
Flexibilisierung der Arbeitszeit.

VII. Thesen 
zu Forderungen an den Staat 
a) Forderungen an die Bundesregierung 
und die Treuhandanstalt
1. Schaffung von Rahmenbedingungen 
zur Erhaltung und Neuschaffung von Ar­
beitsplätzen. Um den Anspruch des 
Grundgesetzes zu verwirklichen “... je­
der hat das Recht auf die freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit . . .“ (Artikel 2, 
Absatz 1), um den Menschen in Thürin­
gen ihr Zuhause zu erhalten und eine Zu­
kunft zu bieten, sehen wir die Aufgabe des 
Staates darin, den Unternehmen zu hel­
fen, Wettbewerbsfähigkeit zu erlangen, 
wobei dem produzierenden Gewerbe eine Landesregierung 
Schlüsselrolle zukommt. Dazu fordern 
wir den Staat als zeitweiligen Unterneh­
mer (Industrie-Holding), in der Funktion 
des Arbeitgebers mit dem Ziel, dem vor-

würdig sind. Auch das ist einzufordern. 
Wir fordern weiter die sofortige Entschul­
dung von sanierungsfähigen Unterneh­
men der Treuhandanstalt.
2.3 Gründung von Industrie-Holdings 
nach Branchen.
3. Demokratisierung der Treuhandan­
stalt.
3.1 Drittel paritätische Zusammenset­
zung des Verwaltungsrates durch Staat, 
Arbeitgeber und Gewerkschaften unter 
stärkerer Einbeziehung von Bürgern aus 
Thüringen.
3.2. Vetorecht der Länder und Kommu­
nen.
3.3 Bildung von Aufsichtsräten auch für 
Kapitalgesellschaften unter 500 Beschäf­
tigte.
4. Eine Steuer- und Kreditpolitik, die da­
rauf zielt, das Vermögen privater Besitzer 
für die Zecke einer produktiven Akkumu­
lation einzusetzen, z.B. durch die Einfüh- gionsansässige und neugegründete Unter­
rung einer Investitionshilfeabgabe für die nehmen bei Produkt- und Verfahrensin- 
gewerbliche Wirtschaft der alten Bundes- 
länder in Anlehnung an das Investitions- 2.3 Förderung von Bereichen, die für die 
hilfegesetz der BRD von 1952, damit “ 
staatliche Investitionen für die Zwecke deutung sind wie z. B. Umwelttechnolo- 
einer produktiven Akkumulation (auch in 
Treuhand-Betrieben) bereitgestellt wer­
denkönnen.
5. Erhebung einer Arbeitsmarktabgabe, 
die nicht nur Lohnabhängige, sondern 
auch Beamte, Freiberufler und Selbstän­
dige zur Finanzierung der Arbeitsmarkt­
politik heranzieht.
6. Ausweitung bezahlter Tätigkeiten auf 
kulturelle, soziale (Erziehung) und ökolo­
gische Aufgaben bzw. .Dienstleistungen, 
die im Interesse der Gesellschaft liegen.
7. Erhaltung bzw. Neubelebung der 
Märkte, insbesondere im Osten (Hermes- 
Bürgschaften).
8. Und nicht zuletzt ist der Staat gefor­
dert, den notwendigen Strukturwandel 
sozial verträglich zu gestalten, z.B. durch 
die Verlängerung der Bezugsdauer des 
Arbeitslosengeldes. Was sich in den neu­
en Bundesländern vollzieht, ist längst 
praktizierte Deregulierung, ist Diskrimi­
nierung der Bürger dieser Länder!

novationen zu unterstützen.

b) Forderungen an die

Termine

Zukunft und die Wertschöpfung von Be-

1.8. Internationales Kurdistan-Festival 
im Ruhrstadion in Bochum. Mit Musik- 
und Folkloregruppen aus allen vier Tei­
len Kurdistans, aus Zypern, Azania, 
Griechenland und anderen Ländern:

3.8.-6.77.8.92 Linke Sommerschule 
in Thüringen. Ort: Schnepfenthal. Fol­
gende Kurse werden angeboten:
— Kritische Theorie, Dialektik der 
Aufklärung, Kommunikationsgesell­
schaft: Was leistet bzw. leistet nicht die 
Theorie vom kommunikativen Han­
deln?
— Strukturpolitik in den neuen Bundes­
ländern und moderne ökonomische 
Theorien
-- 1945 — eine verpaßte Chance?

Anmeldungen und Nachfragen über: 
Dieter Strützel, PDS Gera, Amthorstr. 
11, 0-6500 Gera, Telefon Gera
6232610, Fax Gera 23180; Christiane 
Schneider, GNN-Hamburg, Günterstr. 
6a, 2000 Hamburg 76, Tel. 040/ 
2204278, Fax: 2297419.

VI. These
zur Verantwortlichkeit für die
Lösung des Beschäftigungsproblems 
Forderungen müssen und können an den 
Staat gestellt werden, um darüber Einfluß 
auf die private Wirtschaft auszuüben, weil 
sich die privatkapitalistische Wirtschaft 
diesem Problem nicht stellt. Die Gesetze 
der Marktwirtschaft wirken so, daß der 
Markt einerseits Initiator und Regulator 
der Produktion ist und zugleich ständig 
Gefahren einer Überproduktion und der 
krisenhaften Entwicklung von ihm ausge­
hen. Deshalb kann nur der Staat durch 
planendes, koordinierendes und regulie-

sierung Anpassungschancen einzuräu­
men, den Regionen Existengrundlagen zu 
erhalten und soziales Elend zu vermeiden. 
2. Die Politik der Treuhandanstalt ist zu 
einer Industriepolitik weiterzuentwic­
keln.
2.1 Der Teuhandanstalt ist per Gesetz ein 
klarer Sanierungsauftrag zu erteilen.
2.2 Die Treuhandanstalt ist inhaltlich und 
organisatorisch grundlegend umzugestal­
ten. Durch die Bundesregierung ist der 
Treuhand — als Verwalter der durch die 
Menschen hier in über 40 Jahren geschaf­
fenen Werte — die Vollmacht zu geben, 
diese Werte auch im Interesse der hier le­
benden Menschen einzusetzen. Wir wol­
len keine Stützung konkursreifer Unter­
nehmen, aber es ist notwendig, daß über 
einen bestimmten Zeitraum hinweg den 
Unternehmen die Chance eingeräumt 
wird, durch Entwicklung neuer Erzeug­
nisse und Technologien solche Produkte 
herzustellen, für die auf den Märkten ein 
Bedarf vorhanden ist. Die Treuhandan­
stalt soll den Unternehmen Hilfe und Un­
terstützung geben, um möglichst viele 
Arbeitsplätze mittelfristig wettbewerbs- 
fähig.zu machen. Voraussetzung dafür ist, 
daß die Treuhandanstalt die Betriebe und 
Unternehmen benennt, die sanierungs-

Grundlegende Forderung an die Landes­
regierung ist, daß sie ihre Verantwortung 
für eine eigenständige und aktive Wirt­
schaftspolitik in Thüringen wahmimmt 
und nicht alles dem Selbstlauf der markt­
wirtschaftlichen Kräfte überläßt. Ent­
scheidende Frage: „Wie will die Landes­
regierung diese ihre Verantwortung für kreisübergreifenden Konzepten der 
die wirtschaftliche-Entwicklung in Thü­
ringen wahrnehmen?“, oder will sie — 
wie bisher — im wesentlichen tatenlos zu­
sehen ? Ziele einer eigenständigen und ak­
tiven Regionalpolitik in Thüringen sollten 
sein:
— Förderung einer wertschöpfenden
Produktion.
— Ausgleich von Standortnachteilen.
— Anreize für internationale Investoren 
schaffen.

Das schließt gleichermaßen eigenstän­
dige Positionen zu einer Forderungspoli­
tik gegenüber Bonn ein.

Dazu fordern wir im einzelnen:
1. Erhaltung der Wirtschaftsstandorte der
— standortgebundenen Produktion 
(Elektroenergie, Gas, Fernwärme, Le­
bensmittelindustrie, Baumaterialienin­
dustrie, Druckereien . ..)
— traditionellen Thüringer Branchen 
(Fein- und technische Keramik, Glasin­
dustrie, Maschinen- und Fahrzeugbau, 
Optik, Möbelindustrie, Pressenproduk­
tion, Kali...)
— Zweige für die industrielle Infrastruk­
tur (Normteile, Metall waren, Meßgeräte, 
Gießereien, chemische Industrie für ge­
werbliche Zwecke ...) und deren Ausbau

Neuerscheinungen im GNN-Verlag

„Der Sprung ist vielmehr 

ein langwieriger und harter 

Prozeß“ (Lukäcs)

Texte von Gefangenen aus RAF und Widerstand 
aus den Jahren 1988 bis 1992

Preis: 10,— DM

Bestellungen an:
GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, Postfach 260226, 5000 Köln 1

gien, Technik/Technologie für Re­
cycling, Konversion der Rüstungsindu­
strie, Altlastensanierung.
2.4 Konzentration der Fördermittel auf
Wachstumskerne.
2.5 Bindung der Fördermittel an die Be­
ziehung von Investitionsgütern aus ost­
deutschen Unternehmen („local con- 
tent“-Klausel). Analog beim Verkauf von 
Treuhandunternehmen. Analog bei Be­
schaffungsaufträgen der öffentlichen 
Hand.
2.6 Bündelung der Vielzahl unterschied­
licher. Förderprogramme von Bund und 
Ländern; Durchschaubarmachen der 
Administration.
3. Konzept der Regierung gegenüber der der Arbeitsgemeinschaft für antifaschi- 
Treuhand. Was will die Regierung mit stische Bildungspolitik in Hannover, 
oder gegenüber der Treuhand durchset­
zen?
4. Demokratische Mitsprache der Lan­
desregierung und der Kommunen bei Ent­
scheidungen über Sanierung, Privatisie­
rung und Veräußerung von Betrieben der 
Treuhand in Thüringen und öffentliche 
Rechenschaftslegung über diese Tätig­
keit.
5. Mehr Thüringer in verantwortungs- 
vollePositionen.

29.8. 92 Treffen der Landes-Arbeitsge­
meinschaft gegen reaktionäre Gesund­
heitspolitik Baden-Württemberg. The­
men: Eigenbetriebsgesetz Baden-Würt­
temberg und Krankenhausprivatisie­
rung; Pflegediskussion. Beginn: 10.30 
Uhr. Ort: Mannheim, Friedensbüro.

1.9.92. Anti-Kriegstag.

12./13. 9. 92 Mitgliederversammlung

Freizeitheim 
str. 100, von 
tag 15 Uhr.

Lister Turm, Waldersee- 
Samstag 12 Uhr bis Sonn-

29. 9. Der europaweite

c) Forderungen an
Gebietskörperschaften (Kommunen)
5.1 Erarbeitung von gemeinde-

19.9. bis
Marsch für gleiche Rechte und gegen 
Rassismus beginnt in Wien, Hamburg, 
Bremen und Berlin. Veranstalter: Föde­
ration der demokratischen Arbeiter­
vereine aus der Türkei in der BRD e.V. 
(DIDF) u.a. Der Marsch endet in Straß­
burg. .

und
Re-
Be-gionalentwicklung (übergreifende 

trachtungen unter dem Aspekt sich selbst 
tragender wirtschaftlicher/regionaler 
Einheiten.
5.2 Errichtung von Technologie- und In­
novationszentren.
5.3 Erhalt bzw. Errichtung von höheren 
Bildungseinrichtungen.
5.4 Konzepte zur Behandlung von Indu­
striebrachen
5.5 Neuordnung des Finanzausgleichs.

26.727.9.92. Wochenendseminar der 
Arbeitsgemeinschaft Ost-West-Sol idari- 
tät im Gesundheitswesen. Ort: Birken­
hain, bei Leipzig.

26. 727. 9. 92. Jahres-Mitgliederver­
sammlung der Arbeitsgemeinschaft Be­
schäftigte im Dienstleistungsgewerbe. 
Frankfurt/Main, Haus der Jugend, 
Deutschherrenufer 12. Von Samstag, 14 
Uhr, bis Sonntag, 15 Uhr.

10. bis 17.10. Gewerkschafts tag der IG 
Metall in Hamburg.

Anzeige 10. ZU. 10.92. Herbsttagung der 12.
Bundesdelegiertenkonferenz des BWK.

Der Rundbrief der Arbeitsgemeinschaft 
bei der PDS „Konkrete Demokratie/ 
Soziale Befreiung“ erscheint alle 
zwei Monate im GNN-Verlag Bayern, 
Dachauerstr. 28,8000 München 2. 
Ein Einzelheft kostet 1,80 DM zzgl. 
Porto. Ein Jahresabo kostet 14,40 DM, 
einFörderabo 20 DM.
Bestellungen bitte richten an: 
GNN-Verlägsgesellschaft in Bayern 
m.b.H., Dachauerstr. 28, 
8000 München 2.

11. bis 17.10. Gewerkschaftstag der IG 
Medien in Augsburg.

31.10. 71.11. 92. Seminarwochenende 
und öffentliche Mitgliederversammlung

• der Arbeitsgemeinschaft für Kommu­
nalpolitik (Themen: Perspektiven linker 
Wohnungspolitik — Möglichkeiten lin­
ker Gemeinderats-Opposition heute — 
u.a.) in Frankfurt. Baldige Anmeldung 
erbeten... . ,

1. bis 5.11.92. Gewerkschaftstag der 
HBV in Mainz.

7.11.92. Herbsttagung der GNN-Ver- 
lage in Köln.

8.11. 92. Herbsttagung des Arbeits­
kreises Politische Berichte in Köln.

in den

Andreas Meurer, Hardy Vollmer, Hunno Hochberger 

Die Intervention der BRD

jugoslawischen Bürgerkrieg

Hintergründe, Methoden, Ziele
Preis: 6,— DM

13. bis 15.11.92. Berlin: „Europä­
ischer Antirassismuskongreß“ der PDS 
unter dem Titel: „Gegen eine Festung 
Europa“.

14. 715.11. 92. Bundes-Mitgliederver­
sammlung der Arbeitsgemeinschaft ge­
gen reaktionäre Gesundheitspolitik. Ge­
nauer Ort und Themen werden noch be­
kanntgegeben.

28. /29.11. 92. a.o. Arbeitskonferenz 
der Volksfront gegen Reaktion, Faschis­
mus und Krieg in Köln, Jugendgäste­
haus. Themen: * Großmacht BRD 
* Ursachen und Funktion faschisti­
scher Parteibildung * Aufgaben anti­
faschistischer Bündnispolitik.
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Veranstaltung mit Lubicon Cree: 
Überleben gegen Industriefirmen?
Die Münchner Big Mountain- 
Aktionsgruppe, die mit bedroh­
ten indianischen Nationen zu­
sammenarbeitet und sie nach 
ihren Möglichkeiten unterstützt, 
organisierte in der Pasinger 
„Fabrik” eine Fotoausstellung: 
etwa 50 hervorragende Schwarz­
weiß-Fotos von den Lubicon 
Cree in Alberta, Kanada, aufge­
nommen vor zwei Jahren von 
dem Saarländer Fotografen 
Gerard Pleynet. Zum Abschluß 
der Ausstellung wurden drei Ver­
treterder Cree zu einer Veran­
staltung eingeladen — Spenden 
hatten die Aufbringung der 
Reisekosten ermöglicht. Am 14. 
Juli kamen viele Leute, um 
genaue und aktuelle Informa­
tionen zu erhalten.

kanadischen Gesellschaft nicht 
verstanden.

Die Lebensweise der Lubicon 
Cree war durch die Jagd be­
stimmt. Die Gruppe von etwa 
500 Menschen nutzte ein Gebiet 
von 10000 Quadratkilometern. 
Elche wurden für die Ernährung 
gejagt, Pelztiere für den Tausch­
handel. Das sumpfige Gebiet 
war vor allem im langen, kalten 
Winter für ausgedehnte Jagdzü­
ge geeignet. In Berichten von 
damals wird ausdrücklich festge­
stellt, wie gesund und wohlge­
nährt die Cree waren.

Mit der Ankunft der großen 
Ölindustrie war es damit vorbei, 
weil der Bau schon einer festen 
Allwetterstraße die Tiere ver­
trieb. Das nachfolgende schwere 
Gerät, der mit der Ölförderung 
verbundene Rodungsaufwand 
usw. sorgten dafür, daß inner­
halb von drei Jahren die Zahl der 
Elche, die die Cree erlegen 
konnten, von 120 auf null sank. 
Mit dem Zusammenbruch der 
Reproduktion wurde praktisch 
die ganze Gruppe (90%) von So­
zialhilfe abhängig. Und es be­
gannen die typischen Krisener­
scheinungen in Gesellschaften, 
deren Kultur vernichtet wird: 
Mangelernährung, Krankheiten, 
Alkoholismus, Selbstmord.

*

Anfang der 8Öer Jahre schaffte es 
Bernard Ominayak, der 1978 
gewählte, damals 28-jährige 
Häuptling, soviel öffentlichen 
Druck auf die Bundesregierung 
auszuüben, daß sie 1985 einen 
Sonderbeauftragten ernannte, . 
David Fulton, der am 9. April in 
der Ortschaft Little Buffalo (et­
wa 350 Einwohner) eintraf. Im 
Hubschrauber überflog Fulton 
gemeinsam mit Ominayak das 
Gebiet zwischen dem Peace Ri­
ver und dem Athabaska River, 
und der Sonderbeauftragte konn­
te sich ein Bild machen: 400 Öl­
bohrstellen standen in einem Ra­
dius von zehn Meilen von Little 
Buffalo, mit den dazugehörigen 
Pipelines, Straßen und Ba­
racken; 641 Quadratmeilen 
Buschgelände waren in den er­
sten drei Jahren des Ölbooms 
durch Feuer zerstört worden.

In den nächsten Monaten stu­
dierte Fulton die Akten und Un­
terlagen und machte nach seinen 
Worten „eine Art Evolution 
durch“. Anfangs sei er der Mei­
nung gewesen, „daß diese Dinge 
nicht wirklich passiert sein kön­
nen, sondern daß sie einfach 
überzogen.“ Er habe geglaubt, 
mit allen Eingeborenen außer 
denen im äußersten Norden be­
stünden Verträge. „Die Situa­
tion hier schreit nach einer ge­
rechten und angemessenen Lö­
sung“ — Auch Fultons Einsatz

Indian Affairs Minister, Govern­
ment of Canada, Ottawa/Hull 
ON KIA 0A6, Canada; — Mr. 
Brian Mulroney, Prime Mini­
ster, Government of Canada, Ot­
tawa/Hull ON KIA 0A6, Cana­
da.

Die Situation der Lubicon Cree 
ist verzweifelt und wird laufend 
noch ernster. Ihr Kampf wurde 
vor vier Jahren international be­
kannt, als sie zum Boykott der 
Olympischen Spiele in Alberta 
aufriefen und gegen die Durch­
führung demonstrierten. Denn es 
waren die gleichen Konzerne, 
die seit Jahren ihre Lebensgrund­
lagen zerstören, die jetzt als 
Olympia-Sponsoren auftraten.

Die Lubicon Cree haben, im 
Unterschied zu vielen anderen 
indianischen Siedlungsgruppen 
in Kanada, nie einen Landabtre­
tungsvertrag unterzeichnet — 
einfach deshalb, weil sie nicht an 
Fließgewässem leben und infol­
gedessen von den Regierungsbe­
amten in Alberta im Jahre 1899, 
als der große Landvertrag „Nr. 
8“ durchgezogen wurde, nicht 
gefunden wurden. 1939 wurde 
ihre Existenz als Siedlungsgrup­
pe („Band“) anerkannt, aber 
durch den kommenden Welt­
krieg fand eine Kartierung und 
nachfolgende Festlegung eines. 
Reservats nicht mehr statt. So 
sind die Lubicon Cree bis heute 
ohne Vertrag und vertragliches 
Reservat. Anders ausgedrückt: 
Sie haben sich niemals verpflich­
ten müssen, ihr angestammtes 
Jagdland abzutreten.

Gehört ihnen demnach nichts 
mehr oder gehört ihnen noch al­
les? Diese Frage ist in dem Sied­
lerstaat Kanada juristisch schwer 
zu klären, weil das Rechtssystem 
im wesentlichen von den Sied­
lungsinteressen der kolonisie­
renden Nationen, vor allem Eng­
lands, geprägt ist. Der rechts­
staatliche Unterschied zu den 
USA im Umgang mit den India­
nern, auf den man in Kanada 
stolz ist, trägt zumindest hier 
nicht weit genug.

*

Als in den 70er Jahren im Nor­
den Albertas Ölvorkommen ent­
deckt wurden, erschien das als 
eine Sache zwischen Regierung brachte keine Wende für die Lu- 
und Ölgesellschaften: Es wurden 
Konzessionen vergeben und es 
wurde gebohrt. Seither wird ge­
fördert, die Vorkommen sind er­
giebig. Daß da eine Gruppe von 
500 Indianern war, denen die Öl­
förderung Probleme brachte, 
wurde von der „mobilen“ euro-

bicon Cree.

von Bäumen zur Papierverarbei­
tung. Bäume gibt es viele im 
Norden von Alberta, und für das 
rohstoffreiche Kanada ist die 
Verwandlung von Rohstoffen in 
Dollars eine wesentliche Einnah­
mequelle. Also wurde man 
schnell handelseinig, für ein Ge­
biet von 40000 Quadratkilome­
ter. Merkwürdigerweise stellte 
sich bald heraus, daß dieses frei­
gegebene Gebiet wiederum zu 
beträchtlichen Teilen zum ange­
stammten Gebiet der Lubicon 
Cree gehört.

Seither ist die Situation für die 
Cree noch verzweifelter. Wo das 
Holz gefallt wird — es werden in 
großem Stil hochmoderne Ma­
schinen eingesetzt, 11000 Bäu­
me täglich sollten 1989 fallen — 
verschwindet in weitem Umkreis 
das Wild. Der Papierkonzem 
war vorübergehend durchaus 
Argumenten zugänglich, er 
drängte auch die Regierung von 
Alberta, mit den Indianern zu ei­
ner Einigung zu kommen. Je­
doch war es dieser Regierung — 
es gibt natürlich auch Kompe­
tenzüberschneidungen mit der 163/1992, S. 37-39— (mit) 
kanadischen Bundesregierung — 
nicht möglich, die bescheidenen, 
aber unabdingbaren Forderun­
gen der Lubicon Cree zu erfül­
len. Die Cree werden weiter hin­
gehalten, Daishowa hat in Teil­
gebieten mit der Rodung ange­
fangen, und im Herbst 1992 will 
der Papierkonzem richtig losle­
gen: 20000 Bäume pro Tag.

Dagegen stehen folgende vier 
Forderungen der Lubicon Cree:
— Einrichtung eines Reservats. 
Von den 10000 Quadratkilome­
tern, die sie traditionell nutzen, 
wollen sie sich mit 250 qkm be­
gnügen.
— In dem abgetretenen Gebiet 
muß eine verträgliche Nutzung 
des Forst- und Wildbestandes 
stattfinden.
— Für die Zerstörung ihrer So- 
ziaistruktur muß eine Entschädi­
gung gezahlt werden.
— Für die Ausbeutung von Bo­
denschätzen in ihrem Gebiet 
muß ebenfalls Entschädigung 
gezahlt werden.

Das sind einfache, einleuch­
tende Forderungen. Die Cree 
wissen, daß ihre alte Lebenswei­
se unwiederbringlich zerstört ist. 
Aber sie haben ein Konzept erar­
beitet, wie sie überleben könn­
ten: mit Büffelzucht, Landwirt­
schaft und Handwerksbetrieben. 
Wie dringlich die Erfüllung der 
Forderungen ist, das unterstrich 
Larry Ominayak auf der Veran­
staltung in München mit einem 
Satz, der unter die Haut geht: 
„Es ist nicht sicher, daß wir ein 
weiteres Jahr überleben.“

Kontaktadresse: Big Mountain- 
Aktionsgruppe, Klenzestr. 5, 
8000 München 5, Telefon 
089/2913027.

Literaturhinweise: „Lubicon Cree“, 
Sonderausgabe der Zeitschrift Coyote, 
herausgegeben von der Big Mountain 
Aktionsgruppe, 1992, DM 10.-; Frank 
Kressing, Der Cree-Report, Wyk, 
Verlag für Amerikanistik, 1986; John 
Goddard, „Forked Tongues“, in: 
Saturday Night, Feb. 1988, S. 38-45; 
Boyce Richardson, „The Lubicon of 
Northern Alberta“, in: Boyce 
Richardson, Hg., Drumbeat. Anger 
and Renewal in Indian Country, 
Toronto 1989, S. 229-264; Dionys 
Zink, „Kahlschlag als Strategie des 
Völkermords — die japanische Papier­
industrie gegen die Lubicon Lake 
Indian Nation“, in: Pogrom, Heft

Filmkritik

*

Wenige Jahre später wurde ein 
japanischer Papierkonzem, Dai- 
showa, bei der Regierung von 
Alberta vorstellig und beantragte 
eine Konzession für das Fällen

Die kanadische Regierung rea­
giert auf Druck aus dem Ausland 
vergleichsweise empfindlich, 
deshalb schlägt die Big Moun­
tain-Aktionsgruppe vor, Protest­
briefe zu schreiben an:
— Mr. Don Getty, Premier, 
Government of Alberta, Legisla­
tive Buildings, Edmonton AB, 
Canada; — Mr. Tom Siddon,

Das traditionelle Gerben eines Elchfelles findet heute in Little Buffalo 
nicht mehr statt: Die Elche sind vor der Öl- und Papierindustrie ge­
flohen. Die traditionelle Lebensweise der Lubicon Cree wurde da­
durch zerstört; eine neue wird ihnen verweigert.

Die Lage von Lubicon Lake in Alberta, Kanada.
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Rache des Wolfes“
Dieser kanadische Film, der jetzt 
in zahlreichen Städten zu sehen 
ist, behandelt einen Konflikt, der 
in der Ausgangssituation dem 
Kampf der Lubicon Cree sehr 
ähnlich ist, nicht jedoch in sei­
nem Verlauf. Der vom Verleih 
gewählte deutsche Titel spielt in 
etwas aufdringlicher Weise an 
den erfolgreichen „Der mit dem 
Wolf tanzt“ an und signalisiert 
damit sowohl: hier kommt ein 
Indianerfilm, wie auch Assozia- 

’ tionen an gewaltintensive Rache­
filme geweckt werden. Der Ori­
ginaltitel war „Clearcut“ (Kahl­
schlag) — der deutsche Titel 
lenkt mithin die Aufmerksamkeit 
auf das Rachegeschehen, wäh­
rend der kanadische auf den ge­
sellschaftlichen Konflikt abzielt.

Der Film beruht auf einem 
1987 erschienenen Roman von 
M. T. Kelly, „A Dream Like 
Mine“, der dafür eine anerkann­
te literarische Auszeichnung in 
Kanada erhielt. Er behandelt 
nicht den Landkonflikt der Cree, 
sondern spielt im nordwestlichen 
Ontario; gedreht zumindest wur­
de in Thunder Bay am Oberen 
See, möglicherweise im Ojib- 
way-Reservat Fort William. Be­
absichtigt ist zunächst wohl die 
Darstellung eines typischen 
Konflikts zwischen Weißen und 
Ureinwohnern: Indianer vertei­
digen ihr Land gegen den Bau ei­
ner Straße und gegen das Abhol­
zen der Wälder. Ihr Anwalt aus 
Toronto kommt mit dem Busch­
flugzeug dazu; er hat gerade den 
Prozeß verloren. Die rechtliche 
Situation sieht aussichtslos aus.

Der Anwalt lernt den Sohn ei­

nes der Ältesten kennen, Arthur, 
Alter vielleicht Ende 30. Er 
wirkt unangenehm, respektlos. 
Auf Arthurs Frage, was man 
denn jetzt tun solle, antwortet 
der Anwalt ironisch und mit sei­
nem Juristenlatein am Ende: 
„den Chef der Holzfirma bei le­
bendigem Leibe skalpieren ‘ ‘.

Arthur setzt diesen „Vor­
schlag“ mehr oder weniger in 
die Tat um. Er entführt nicht nur 
den Holzchef, sondern auch den 
Anwalt in die Wälder und miß­
handelt beide, vor allem den Ka­
pitalisten. Handelnde Person im 
Film ist der Indianer Arthur; der 
Kapitalist leidet; der Anwalt hat 
vor allem die Rolle des Zeugen 
— wie der Zuschauer auch. Der 
Anwalt findet die Aktion, die die 
typischen Züge individuellen 
Terrors trägt, zunächst sinnlos 
und falsch. Je länger sie währt, 
desto mehr Widerstand dagegen 
leistet er, bis hin zu einem Tot­
schlagsversuch gegen Arthur. 
Als hätte dieser darauf nur ge­
wartet, steigt er in den See und 
versinkt darin. Die Polizei 
nimmt den Anwalt fest, der jetzt 
nicht mehr verzweifelt wirkt, 
sondern eher glücklich. Das 
Amulett, das der Indianer Arthur 
während des ganzen Films trug, 
hängt am Schluß — unerklärt — 
um den Hals eines jungen Mäd­
chen.

Absicht des Films ist sicher 
nicht nur das Schockieren des 
Publikums. Welchem Zweck die 
Schocks gelten, das bedarf der 
Interpretation. Wird dadurch der 
Zuschauer aufgerüttelt, die 
Umweltzerstörung so ernst zu

nehmen wie die existentiell da­
von betroffenen Indianer? Das 
könnte eine beabsichtigte Wir­
kung sein. Wird der Rechtsstaat 
infrage gestellt? Das wohl nicht, 
denn Arthur erreicht materiell 
nichts mit seinem Terror; ob eine 
Bewußtseinsänderung des Kapi­
talisten stattfindet, bleibt offen. 
Wird der anfängliche Pazifismus 
des Anwalts als untauglich beur­
teilt? Möglicherweise.

Die indianische Gesellschaft, 
der der Kampf gegen das koloni­
satorische Vordringen aufge­
zwungen wird, wird nicht detail- 
Viert geschildert. Vieles ent­
spricht den Vorstellungen, die 
man sich als Europäer so macht: 
Armut herrscht; unter ihren 
überkommenen Bräuchen sind 
eindrucksvolle wie die Schwitz­
hütte und merkwürdige wie das 
Tabakpfeifenritual, auch absto­
ßende (Arthur beißt einer 
Schlange den Kopf ab); man 
weiß nie genau, was sie denken; 
sie haben die erstaunliche Fähig­
keit, ungesehen zu kommen und 
zu verschwinden. So kann man 
sich auch in Vorurteilen bestärkt 
fühlen. Was in Thunder Bay 
durch den Kahlschlag kulturell 
und gesellschaftlich zerstört 
wird, wird nicht gezeigt.

Der Film erlaubt Interpretatio­
nen in verschiedene Richtungen. 
Die Frankfurter Allgemeine sah 
Arthur als „sadistisches Mon­
ster“ dargestellt und verglich mit 
Bronsons „Ein Mann sieht rot“ 
(11.7.); die Süddeutsche Zeitung 
fand die Darstellung „nicht ohne 
Ironie und intelligente Anspie­
lungen auf die leidvolle Ge­
schichte“ (20.7.). Die Horror- 
Elemente des Films bringen ihm 
vielleicht mehr öffentliche Dis­
kussion und Zulauf, jedoch lenkt 
dies eher ab von dem Ausgangs­
konflikt, dem Kampf um die 
Verteidigung der Existenzgrund­
lagen. — (mif)
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